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Abstract 
As part of an exploratory and qualitative research project “Changing Local Support Systems for 
Homeless People” (from 1 November 2022 to 31 October 2023), an interdisciplinary research team 
from the fields of Social Work and Sociology at the Technical University of Nuremberg examined how 
homelessness is addressed in urban and rural areas of Northern Bavaria. The study focused on the 
perspectives and interpretations of involved stakeholders and how local support systems, viewed as 
networks of these stakeholders, present themselves and evolve, especially considering the Bavarian 
Action Plan for Assistance in Homelessness. Based on guided expert interviews with key stakeholders 
from the support systems of two urban and two rural regions, a qualitative content analysis was con-
ducted that enabled the answering of the research questions. In the first part of the research report, 
the team identified a functional disorder in the support system for homeless people that fundamen-
tally affects the handling of housing and homelessness, influences the professional actions of 
specialists, and, consequently, exacerbates the living conditions of the homeless people. In the sec-
ond part, the regional disparities in urban and rural support systems for homeless individuals were 
reconstructed based on their respective practices, with a focus on cooperation and competition within 
the local support systems and social work in the regulatory accommodation context. In the third part, 
the research team centered its analysis on the experiences of the interviewed stakeholders with the 
Action Plan for Assistance in Homelessness, the networks of stakeholders, and the transformation of 
local support systems. By illustrating the networks and their collaboration, the study successfully 
describes the local change and the varied handling of the support systems through typification. The 
report concludes with the categorization of the future perspectives of the interviewed experts and 
final remarks, including recommendations for action. 
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1 Einleitung und Ausgangspunkt1 
Prekäres Wohnen, drohender Wohnungsverlust und Wohnungslosigkeit als soziales und strukturell 
bedingtes Problem betreffen zunehmend breitere Bevölkerungsgruppen. Diverse Krisen wie die bun-
desweite Wohnungsmarktkrise, insbesondere der fehlende bezahlbare oder präziser: leistbare 
Wohnraum2, stark zunehmende Energiekosten, steigende Lebenshaltungskosten und die dadurch 
fortschreitende Inflation, die Fluchtmigration, die Klimakrise, sowie die weiterhin bestehenden Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie verschärfen die Situation bundesweit. Wohnen ist zu einer der 
sozialen Fragen unserer Zeit geworden (Holm 2014; Beck/Reutlinger 2019; Schönig/Vollmer 2020; 
Holm 2021; Kronauer 2022; Schildbach 2022). Damit rücken alte und neue Formen der Wohnungsnot 
(Sowa 2022) sowie das Nicht-Wohnen (Sowa/Heinzelmann/Heinrich 2022) in den Fokus von Gesell-
schaft, Politik und Wissenschaft. Die derzeitigen Transformationsprozesse verschärfen jedoch nicht 
nur das soziale Problem der Wohnungs- und Obdachlosigkeit, sie wirken sich auf die lokalen Hilfesys-
teme für wohnungslose und in Wohnungsnot geratene Menschen aus.  

Die lokalen Hilfesysteme für wohnungslose Menschen sind einem stetigen Wandel unterworfen. Die-
ser wird von außen (Krisen, Gesetzesänderungen, Wirtschaftsschwankungen, internationale 
Entwicklungen, politische Strategien etc.) und von innen (Akteur*innen der Hilfesysteme, Selbstver-
tretung, Forschung etc.) heraus beeinflusst und betrifft entweder die ganze Bundesrepublik 
Deutschland oder nur einzelne Regionen. Insgesamt erfährt das Thema der Wohnungs- und Obdach-
losigkeit3 zunehmend mehr Aufmerksamkeit von Politik und Gesellschaft, auch über die deutschen 
Grenzen hinweg. Vor allem durch die Zielformulierung des europäischen Parlaments, Obdachlosigkeit 
bis zum Jahre 2030 zu beenden, die im Jahr 2021 Eingang in den Koalitionsvertrag zwischen SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP gefunden hat, geraten die lokalen Hilfesysteme vielerorts in 

 
 
1  Die Autor*innen danken Marco Heinrich und Lana Lamsfuß für die intensive Durchsicht des Manuskripts 

sowie für wertvolle Anregungen. 
2 Wir verwenden in diesem Forschungsbericht den Begriff der Leistbarkeit, um auszudrücken, dass die 

Kosten für Wohnen immer in Relation zum Haushaltseinkommen betrachtet werden müssen. Einer Stu-
die der Hans Böckler Stiftung zur Folge gelten Wohnungen als leistbar, wenn die Gesamtwohnkosten 
(inklusive kalter und warmer Betriebskosten) 30 Prozent des verfügbaren monatlichen Haushaltsein-
kommens nicht überschreiten (Bruttowarmmiete) (Holm et al. 2018). In der Studie wird für das Jahr 2014 
in 77 Großstädten eine soziale Versorgungslücke von 1,9 Millionen leistbaren Wohnungen identifiziert, 
so dass insbesondere für Haushalte mit geringem Einkommen ein massiver Mangel an leistbaren Woh-
nungen konstatiert werden kann. 

3  Die Begriffe der Obdachlosigkeit und Wohnungslosigkeit werden in wissenschaftlichen, administrativen 
bzw. sozialarbeiterischen Diskursen recht unterschiedlich definiert. Wir verstehen in dieser Abhandlung 
unter unfreiwilliger Obdachlosigkeit, dass „der Betroffene objektiv betrachtet keine rechtliche Möglich-
keit besitzt, eine Wohnung, Unterkunft oder sonstiges Obdach zu nutzen. Bei dieser Lebensform ist eine 
Privatsphäre praktisch ausgeschlossen. In hygienischer Hinsicht werden selbst Mindeststandards nicht 
gewährleistet. Ein obdachloser Mensch ist nicht nur den Witterungsbedingungen mehr oder weniger 
schutzlos ausgesetzt, sondern vor allem auch den Angriffen Dritter auf sein Leben, seine Gesundheit 
und sein Eigentum. In sozialer Hinsicht ist eine obdachlose Person isoliert und ausgegrenzt. Die Führung 
eines Ehe- oder Familienlebens ist praktisch ausgeschlossen. Wer gegen seinen Willen Tag und Nacht 
im Freien leben muss, kann ohne fremde Hilfe nicht die elementarsten menschlichen Lebensbedürfnisse 
erfüllen“ (Ruder 2015: 10). Dagegen möchten wir in einer sehr allgemeinen Definition Wohnungslosigkeit 
als übergeordneten Begriff verstehen, um auszudrücken, dass Menschen über keinen eigenen, miet-
rechtlich abgesicherten bzw. im Eigentum befindlichen Wohnraum verfügen (Tsirikiotis/Sowa 2022). 
Obdachlosigkeit ist daher eine spezifische, extreme Form von Wohnungslosigkeit. 
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Bewegung. Die öffentlichen und freien (nicht-staatlichen) Träger*innen der Wohnungsnotfallhilfe als 
Institutionen und Organisationen der Problembearbeitung (Groenemeyer 2010) spielen bei der Imple-
mentation von politischen Programmen die zentrale Rolle, finden doch in ihnen Interpretations- und 
Übersetzungsprozesse von gesetzlichen Vorgaben gemäß eigener fachlicher Deutungen und Haltun-
gen statt. Als Netz der Akteur*innen (Klemm et al. 2009; Sowa/Klemm/Freier 2012) bilden in erster 
Linie Kommunen und Träger*innen von Sozialen Diensten in einem spezifischen urbanen oder ländli-
chen Raum aufgrund ihrer gesetzlich verankerten Zuständigkeiten ein mitunter komplexes, lokales 
Hilfesysteme für wohnungslose Menschen. Diese Komplexität ist in Deutschland bereits gesetzlich 
angelegt, da rechtliche Normierungen von Obdach- und Wohnungslosigkeit sowohl im Polizei- und 
Ordnungsrecht als auch im Sozialrecht zu finden sind. Aus dieser Grundstruktur heraus bilden sich 
heterogene lokale Hilfe- und Kooperationsstrukturen in der Bearbeitung von Wohnungs- und Obdach-
losigkeit, die sich an den jeweiligen örtlichen Bedingungen und Bedarfen orientieren (Busch-
Geertsema/Henke/Steffen 2019; Liel/Scheuermann 2021; Pfeil/Müller/Scheuermann 2022).  

Trotz dieser bestehenden Hilfestrukturen und vieler Bemühungen, Wohnungs- und Obdachlosigkeit 
zu bekämpfen (bspw. durch das Modell zentraler Fachstellen4 oder der Ausweitung präventiver An-
gebote) und die Versorgung wohnungs- und obdachloser Menschen zu verbessern, sind immer mehr 
Menschen von Wohnungslosigkeit betroffen (Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 2022; 
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V. (BAG W) 2023). So ist es nicht verwunderlich, 
dass die Kritik an bestehenden Hilfsangeboten wächst, insbesondere an Angeboten mit Stufenmo-
dellen der Reintegration (Sahlin 2005; Busch-Geertsema 2011), an Konzepten, die den wohnungslosen 
Subjekten die Wohnfähigkeit absprechen (Marquardt 2015), an Angeboten, die keine intimen Bezie-
hungen zulassen (Schneider 2022), an fehlender Professionalisierung der Wohnungslosenhilfe 
(Speckmann 2018) oder an der vielerorts als menschenunwürdig erklärten kommunalen ordnungs-
rechtlichen Unterbringung, die zur Verfestigung von Armut und Ausschluss führt (Rosenke 2018; 
Malyssek/Störch 2020; Engelmann 2022; Gurr et al. 2022).  

Mit nationalen und länderspezifischen Aktionsplänen und Förderprogrammen haben politische Ak-
teur*innen auf die sozialen Probleme der Wohnungs- und Obdachlosigkeit nun reagiert und fordern 
die lokalen Hilfesysteme heraus, sich weiterzuentwickeln. So erhöhte das Bayerische Staatsministe-
rium für Familie, Arbeit und Soziales (StMAS) im Jahr 2019 die Fördermittel für den Aktionsplan Hilfe 
bei Obdachlosigkeit (Förderprogramm: Maßnahmen, Dienste und Einrichtungen für Personen mit be-
sonderen sozialen Schwierigkeiten) auf jährlich 2,8 Millionen Euro (Seybold 2022). Eine finanzielle 
Förderung erhalten Modellvorhaben, die erstens Wohnungslosigkeit mit Hilfe von sozialarbeiterischer 
Beratung und Unterstützung beenden wollen, die zweitens durch präventive Maßnahmen Wohnungs-
losigkeit verhindern sollen, oder drittens, die die lokalen Strukturen der Wohnungslosenhilfe 
verbessern können. Der Förderzeitraum ist im Sinne einer Anschubfinanzierung auf ein Jahr bzw. bei 

 
 
4  So konnten sich bspw. in vielen Gemeinden und Städten Modelle der Zentralen Fachstelle etablieren, 

die nach den ursprünglichen Konzepten des Deutschen Städtetags und der Kommunalen Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt) die vollständige Verhinderung aller neuen Fälle von 
Wohnungslosigkeit sowie den vollständigen Abbau bestehender Wohnungslosigkeit erzielen wollten 
und u.a. eine Auflösung der Wohnungslosenunterkünfte anstrebten (Eichner/Paul 2003). Auch wenn sich 
dies im Laufe der Jahre nicht in der angedachten Art und Weise realisieren ließ, werden die eingerichte-
ten Fachstellen als erfolgreich angesehen, da sie u.a. im Sinne der Prävention Wohnungsverluste 
vermeiden und den Wohnungserhalt unterstützen, drohende Obdachlosigkeit abwenden, Kosten einspa-
ren, aber auch obdachlos gewordene Menschen unterstützen, ihren Leistungsanspruch auf 
wohlfahrtsstaatliche Hilfen gegenüber Behörden durchzusetzen (Fachverband Evangelische 
Wohnungslosen- und Straffälligenhilfe 2015; Holleschovsky 2017; Ott 2017). 
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einer erfolgreichen Verlängerung auf zwei Jahre festgelegt, wobei das Ziel verfolgt wird, dass die 
Projekte im Anschluss über die letztlich zuständigen Kostenträger*innen weiter- bzw. regelfinanziert 
werden. In ganz Bayern wurden und werden verschiedenste Modellprojekte5 durchgeführt und lösen 
damit Veränderungen innerhalb der lokalen Hilfesysteme und ihrer bestehenden Hilfe- und Koopera-
tionsstrukturen aus. Bisher unerforscht sind der allgemeine Wandel und die Entwicklungen durch den 
Aktionsplan auf die Hilfesysteme vor Ort bzw. auf das lokale Netz der Akteur*innen. Daher wurden 
von der Technischen Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm vom 1. November 2022 bis 31. Oktober 
2023 im Rahmen eines explorativen Forschungsprojekts die Auswirkungen des Aktionsplans Hilfe bei 
Obdachlosigkeit exemplarisch anhand von vier lokalen Hilfesystemen in Nordbayern, davon zwei in 
eher urbanen und zwei in eher ländlichen Räumen, untersucht.  

Im vorliegenden Forschungsbericht werden drei verschiedene Forschungsperspektiven eingenom-
men: 

1. Zunächst wird die derzeitige Bearbeitung von Obdach- und Wohnungslosigkeit über alle lo-
kale Hilfesysteme hinweg in den Blick genommen, um die Frage zu beantworten: Wie wird das 
soziale Problem der Obdach- und Wohnungslosigkeit in der Bearbeitungspraxis der Hilfesys-
teme problematisiert? Wie lässt sich die gegenwärtige Bearbeitungspraxis charakterisieren? 

2. In einem weiteren Schritt wird auf regionale Unterschiede in den Hilfesystemen eingegangen: 
Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit der Akteur*innen im regionalen Vergleich und welche 
Rolle spielt Soziale Arbeit innerhalb der ordnungsrechtlichen Unterbringung im ländlichen 
und im urbanen Raum? 

3. Schließlich werden die Erfahrungen mit dem Aktionsplan Hilfe bei Obdachlosigkeit untersucht, 
insbesondere werden folgende Fragen beantwortet: Wie kam es zur Initiierung von Projekten 
im Rahmen des Aktionsplans? Welche Kriterien spielen bei einem erfolgreichen oder erfolg-
losen Übergang in eine Regelfinanzierung eine Rolle? Und welchen Einfluss haben 
Modellprojekte auf lokale Hilfesysteme insgesamt? 

2 Forschungsdesign und Sampling 
Zur Beantwortung der Forschungsfragen wurde ein exploratives und qualitativ angelegtes For-
schungsdesign gewählt (Przyborski/Wohlrab-Sahr 2014). Es wurden insgesamt 18 leitfadengestützte 
Expert*inneninterviews mit zentralen Akteur*innen des jeweiligen Hilfesystems in vier sukzessiv aus-
gewählten Städten/Regionen geführt. Die Auswahl des qualitativen Samples erfolgte in Anlehnung 
an die Methode ‚theoretical sampling‘ (Glaser/Strauss 1998) sowohl offen und prozessual als auch 
möglichst umfassend in seiner Gestaltung. Zu Beginn der Studie wurde mit einem*r überregionalen 
Akteur*in des Hilfesystems für wohnungslose Menschen ein Interview geführt, um sich im Feld zu 
orientieren. Die in der Studie aufgenommenen vier Regionen wurden nach und nach anhand bestimm-
ter Kriterien (u.a. städtisch vs. ländlich, hohe Wohnungslosigkeit vs. niedrige Wohnungslosigkeit, 
höhere Bevölkerungszahl vs. niedrigere Bevölkerungszahl, unterschiedliche Träger*innenstrukturen, 
refinanzierte vs. beendete Modellprojekte vor Ort) ausgewählt, weshalb das Sampling über die ange-
dachte Vielfalt und Kontrastierungen verfügt: 

 
 
5  Für einen ersten Eindruck über die Bandbreite und Diversität von geförderten Modellprojekten vgl. die 

Broschüre „Wohnungsnotfallhilfe – Praxisbeispiele der Diakonie in Bayern“ (Diakonisches Werk Bayern 
e.V./Fachverband Evangelische Wohnungsnotfallhilfe und Straffälligenhilfe 2021). 
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Abbildung 1: Untersuchungsregionen der Studie 

Die insgesamt 18 leitfadengestützte Expert*inneninterviews mit narrativen Passagen wurden mit fle-
xiblen und auf die jeweiligen Akteur*innen angepassten Leitfäden erstellt, die den Interviewten 
genügend Freiräume ermöglichten, so dass vorher nicht absehbare Tatbestände ebenfalls erfasst 
werden konnten (vgl. zum Expert*inneninterview Liebold/Trinczek 2002; Bogner/Littig/Menz 2005; 
Meuser/Nagel 2009). Folgende zentrale Akteur*innen wurden in zwei eher ländlichen und zwei eher 
urbanen Räumen jeweils interviewt: 

• Mitarbeiter*innen aus etablierten Angeboten für Wohnungsnot und ordnungsrechtliche Un-
terbringung im Sozial- und/oder Ordnungsamt und bei freien Träger*innen 

• Mitarbeiter*innen/Verantwortliche aus Modellprojekten des Aktionsplans 

Die Länge der geführten Interviews war sehr unterschiedlich. Das kürzeste Interview lag bei 36 Minu-
ten und das längste Interview bei 3 Stunden und 46 Minuten. Insgesamt wurden 26 Stunden und 24 
Minuten Interviewmaterial erhoben. Die Interviews ermöglichten eine inhaltsanalytische Auswertung 
in Anlehnung an Kuckartz und Rädiker (2022). Wenige Interviewzitate wurden sequenzanalytisch in-
terpretiert (Wernet 2009). Das umfangreiche Datenmaterial wurde offen und regionsbezogen kodiert, 
woraufhin Kategoriensysteme gebildet werden konnten. Dies ermöglichte die Rekonstruktion überre-
gionaler Gemeinsamkeiten sowie minimaler und maximalen Kontraste. Auf Basis der 
inhaltsanalytischen Auswertung fand die Beantwortung der Forschungsfragen sowie die Rekonstruk-
tion der Netze der Akteur*innen vor Ort, die eine Visualisierung für unterschiedliche Hilfesysteme für 
wohnungslose Menschen ermöglichten, statt. Im Folgenden werden die Ergebnisse komprimiert zu-
sammenfasst und abschließend Handlungsempfehlungen formuliert. 

  

Technische Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm

8
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großstädtischer Raum
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3 Lokale Hilfesysteme für wohnungslose Menschen 
Wie wird das soziale Problem der Obdach- und Wohnungslosigkeit in der Bearbeitungspraxis der Hil-
fesysteme problematisiert? Um diese Frage zu beantworten, wenden wir uns zunächst der in den 
Rechtsnormen inhärenten gesellschaftlichen Konstruktionen von Obdach- und Wohnungslosigkeit zu 
(Kapitel 3.1). Anschließend erfolgen die Deutungen der interviewten Fachkräfte hinsichtlich ihrer Be-
arbeitungspraxis des sozialen Problems (Kapitel 3.2). Diese Bearbeitungspraxis ist einem 
tiefgreifenden Wandel unterworfen, so dass sich die Art der Problembearbeitung aufgrund von Funk-
tionsstörungen im Hilfesystem verändert hat. Da Fachkräfte mit diesen derzeit gegebenen 
Bearbeitungsbedingungen unterschiedlich umgehen, lassen sich verschiedene professionelle Hal-
tungen der Fachkräfte rekonstruieren (Kapitel 3.3) sowie Selektionen und Ausschließungen in den 
Hilfesystemen für wohnungslose Menschen identifizieren (Kapitel 3.4). 

3.1 Problematisierung von Obdach- und Wohnungslosigkeit in Rechtsnormen 

Überraschenderweise finden sich in den Rechtsnormen weder der Begriff der Obdachlosigkeit noch 
der Begriff der Wohnungslosigkeit wieder. Die Bearbeitungspraxis in Deutschland wird dennoch von 
rechtlichen Normen abgeleitet, so dass Obdachlosigkeit nach dem Polizei- und Ordnungsrecht und 
Wohnungslosigkeit nach dem Sozialrecht bearbeitet wird. Aufgrund dieser differenten Rechtsnormen 
werden Obdach- bzw. Wohnungslosigkeit jeweils als ein sehr unterschiedliches soziales Problem her-
gestellt und problematisiert (Best 2008; Bacchi 2009), weshalb die spezifischen Maßnahmen zur 
Bearbeitung des sozialen Problems sehr unterschiedlich sind. Die bundesweite Grundstruktur des Hil-
fesystems für wohnungs- und obdachlose Menschen besteht aus der ordnungsrechtlichen 
Unterbringung in kommunaler Zuständigkeit sowie der Angebote zur Überwindung sozialer Schwie-
rigkeiten durch die öffentliche und freie Wohlfahrtspflege. So wird das Eintreten von unfreiwilliger 
Obdachlosigkeit6 bzw. der Verlust einer Wohnung mit fehlender Alternative von den Polizei- und Ord-
nungsbehörden als Bedrohung und Störung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit bewertet: 

„Wird die öffentliche Sicherheit oder Ordnung durch das Verhalten von Personen bedroht oder gestört, so 
hat die Polizei-/Ordnungsbehörde ihre Maßnahmen gegenüber demjenigen zu treffen, der die Bedrohung 
oder Störung (unmittelbar) verursacht hat. Zweifellos ist der Obdachlose Störer im polizei-/ordnungs-
rechtlichen Sinn. Die Frage des Verschuldens stellt sich insoweit nicht. Der Obdachlose verursacht durch 
sein Verhalten eine Störung der öffentlichen Sicherheit. Es besteht eine allgemeine Rechtspflicht zur Un-
terlassung von Störungen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung, zu polizei-/ordnungsmäßigen 
Verhalten also, ohne dass diese Verpflichtung durch eine polizeiliche Anordnung begründet werden 
müsste.“ (Huttner 2017: 85) 

Die Kommunen (Städte und Gemeinden) haben demnach per Gesetz7 die Aufgabe, Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit zu vermeiden und zu beseitigen (Ruder 2015). Gefahr bedeutet, dass ohne Ab-
wendung der (Gefahren-)Situation, „ein Schaden für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung eintreten 
wird“ (Rhein 2004, §14 OBG/NRW, Rdn. 8f.). Akut von Wohnungslosigkeit betroffene bzw. unfreiwillig 

 
 
6  Personen, die obdachlos werden, müssen sich bei den zuständigen Behörden binnen zwei Wochen ob-

dachlos melden bzw. sich von seinem bestehenden Wohnsitz abmelden. Geschieht dies nicht, begehen 
sie nach dem Bundesmeldegesetz (§ 17 BMG) eine Ordnungswidrigkeit, die mit einem Bußgeld geahndet 
wird („Wer aus einer Wohnung auszieht und keine neue Wohnung im Inland bezieht, hat sich innerhalb 
von zwei Wochen nach dem Auszug bei der Meldebehörde abzumelden.“, § 17 BMG (2)). 

7  In Bayern lässt sich die ordnungsrechtliche Unterbringung bspw. aus dem Landesstraf- und Verord-
nungsgesetz Bayern (LStVG) (Artikel 6 und 7) sowie der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(Artikel 57) herleiten. 
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obdachlose Menschen gefährden demnach die öffentliche Ordnung und Sicherheit bzw. es wird an-
genommen, dass durch diese Menschen eine Störung erfolgt (Rhein 2004), welche durch geeignete 
polizeiliche Maßnahmen rasch und effektiv beseitigt werden muss. In den letzten Jahren hat sich dar-
über hinaus ein „Bedeutungswandel[…] hin zu den Grund- und Menschenrechten als Schutzgut“ 
(Engelmann/Mahler/Follmar-Otto 2020: 23) vollzogen, so dass unter dem unbestimmten Rechtsbe-
griff der öffentlichen Sicherheit nicht mehr nur die „Unversehrtheit der Rechtsordnung, sondern vor 
allem auch eine individualbezogene Schutzrichtung verstanden“ (Ruder 2015: 9) wird. Daher sind Ord-
nungs- und Polizeibehörden aufgefordert, Individualrechtsgüter von unfreiwillig obdachlosen 
Menschen, die durch Grund- und Menschenrechte geschützt sind (Recht auf Leben, Gesundheit, Men-
schenwürde, körperliche Unversehrtheit) zu sichern.  

„Nach früherem Recht wurde die (unfreiwillige) Obdachlosigkeit allgemein als Störung der öffentlichen 
Ordnung angesehen. Ein Rückgriff auf dieses unbestimmte Schutzgut ist aber nicht erforderlich, weil die 
unfreiwillige Obdachlosigkeit wegen der Beeinträchtigung der Grund- und Menschenrechte eines Be-
troffenen bereits eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit darstellt.“ (Ruder 2015: 13) 

Örtlich zuständig für die Gefahrenabwehr sind die Gemeinden, „auf deren Gemeindegebiet sich der 
Obdachlose tatsächlich aufhält“ (Ruder 2015: 8). Nur in Ausnahmefällen – wenn ein vorzeitiges Ein-
schreiten der Gemeinden nicht möglich ist – obliegt diese Aufgabe der Polizei, bspw. wenn es um die 
Abwehr der Gefahren für Leib und Leben geht. So wäre ein rasches Handeln durch den Polizeivoll-
zugsdienst aufgrund der Eil- und Notfallzuständigkeit (Gefahr im Verzug) möglich, wenn eine 
obdachlose Person sich in hilfloser Lage befindet (wie drohender Kältetod durch Erfrieren). In diesem 
Fall könnte der Betroffene „zum Schutz seines Lebens notfalls in einer Arrestzelle bis zur Erreichbar-
keit der allgemeinen Gefahrenabwehrbehörde (= Ortspolizeibehörde)“ (Ruder 2015: 8) untergebracht 
werden. Entscheidend für eine ordnungsrechtliche Unterbringung ist, ob obdachlose Menschen frei-
willig oder unfreiwillig ohne Obdach sind, da eine selbstverantwortliche, freie Willensentscheidung 
anzuerkennen ist. In der Regel beendet die Person den Zustand ihrer freiwilligen Obdachlosigkeit, 
indem sie eine Unterbringung beantragt, so dass sie zum Schutz ihrer Rechte in eine Notunterkunft 
einzuweisen ist (Ruder 2015). Für die örtlich zuständigen Kommunen besteht somit eine ordnungsbe-
hördliche Verpflichtung, wohnungslose Menschen zu jeder Jahres- und Tageszeit unterzubringen 
(Ruder 2015, 2017). Obdachlose Menschen haben daher einen Anspruch auf eine ganztägige Unter-
kunft. Dabei können die Unterbringungsmöglichkeiten in getrennten Räumlichkeiten für die 
Übernachtung und den Aufenthalt am Tag erfolgen, außerdem müssen die Räumlichkeiten nicht die 
Anforderungen einer auf Dauer angelegten wohnungsmäßigen Versorgung erfüllen.  

Obdachlosigkeit als soziales Problem wird aufgrund der rechtlichen Grundlagen in erster Linie als 
Gefahr hergestellt, so dass eine Gefahrenabwehr erfolgen muss, um eine Störung der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung zu beheben. In dieser gesellschaftlichen Konstruktion sind zwei 
unterschiedliche Deutungen von sozialen Figuren enthalten: Erstens werden obdachlose Menschen 
durch ihre bloße Anwesenheit als „Störfaktor“ (Mansel/Endrikat 2007; Brushinski 2023) bzw. Stö-
rer*innen der Gesellschaft und somit als Gefährder*innen der öffentlichen Sicherheit betrachtet. 
Gesellschaftliche Maßnahmen zielen in dieser Deutung darauf ab, durch gewaltsame Prozesse den 
materiellen, obdachlosen Körpern den Aufenthalt an öffentlichen Orten zu verweigern bzw. die An-
wesenheit dieser Körper im öffentlichen Raum zu verhindern und sie in für sie vorgesehene 
Einrichtungen abzusondern und zu kontrollieren (Kawash 1998; Sowa/Heinzelmann/Heinrich 2022). 
Zweitens liegt eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit dann vor, wenn elementare Grund- und Men-
schenrechte als Individualrechtsgüter von unfreiwillig obdachlosen Menschen gefährdet sind. 
Obdachlose Menschen werden in diesem Fall nicht als Sozialfigur der Störer*innen der Gesellschaft 
gesehen, vielmehr werden sie durch den Zustand der Obdachlosigkeit als Sozialfigur der Schutzbe-
dürftigen in der Gesellschaft gedeutet, weil die subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen 
gefährdet sind und staatliches Handeln notwendig ist, um diese subjektiven Rechte als Schutzgut der 
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öffentlichen Sicherheit zu garantieren. Gesellschaftliche Maßnahmen zielen in dieser Deutung darauf 
ab, die Rechte von Menschen in Not zu schützen, da die Notlage der Obdachlosigkeit dazu führt, dass 
eine Gefährdung des Lebens, der Gesundheit, der Menschenwürde oder der körperlichen Unversehrt-
heit vorliegt.8 Obgleich der unterschiedlichen Deutungen lässt sich insgesamt festhalten, dass 
Obdachlosigkeit nach dem Polizei- und Ordnungsrecht so konzipiert wird, dass sie eine Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit darstellt. Unfreiwillig obdachlose Menschen müssen zwangsläufig durch Ein-
weisung in Notunterkünften oder Pensionen aus dem öffentlichen Raum entfernt werden. Die 
Ordnungsbehörden haben allein die Aufgabe der Gefahrenabwehr, daher kann die reaktive Maß-
nahme nur einen Überbrückungscharakter haben, sie wird nicht als Dauerlösung oder als Maßnahme 
zur Überwindung der Problemlage angesehen (Ruder 2015, 2017).  

Im Gegensatz dazu stehen Menschen, die von Wohnungslosigkeit betroffen sind, zur Überwindung ih-
rer besonderen sozialen Schwierigkeit Leistungen nach dem Sozialrecht zur Verfügung. So finden 
sich in der Sozialhilfe im Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) gemäß § 67 ff. SGB XII sozialar-
beiterischen Hilfen für wohnungslose Menschen verankert. Als Leistungsberechtigte nach § 67 SGB 
XII werden jedoch nicht wohnungslose Menschen explizit genannt. Stattdessen definiert der Gesetz-
geber Leistungsberechtigte als „Personen, bei denen besondere Lebensverhältnisse mit sozialen 
Schwierigkeiten verbunden sind“ und die nicht fähig sind, „aus eigener Kraft“ diese Schwierigkeiten 
zu überwinden. Damit sind zunächst drei Problemkomplexe angesprochen, die bei einer Person vorlie-
gen müssen, damit sie im Sinne des Gesetzes anerkannte Adressat*in mit spezifischen Defiziten 
werden und die wohlfahrtsstaatlichen Interventionen in Richtung auf bestimmte Ziele erfolgen kann 
(Dollinger/Raithel 2006): a) besondere Lebensverhältnisse, b) soziale Schwierigkeiten und c) einge-
schränkte Handlungsfähigkeit (Schmidt 2012; Lutz/Sartorius/Simon 2021). Unter den besonderen 
Lebensverhältnissen werden „Mangelsituationen begriffen (…), die (…) zu einem Leben ‚im Elend‘ füh-
ren“ (Lutz/Sartorius/Simon 2021: 120). Es liegt eine Unterversorgung bezogen auf den Wohnraum, die 
wirtschaftliche Existenzgrundlage, die Erwerbsarbeit oder die Teilhabemöglichkeiten vor, so dass 
nicht nur der Zugang zu „allgemein verfügbaren und erstrebenswerten sozialen Gütern und/oder Po-
sitionen“ verwehrt wird, sondern auch „die Lebenschancen der betroffenen Individuen (…) 
beeinträchtigt“ sind (Kreckel 2004: 17). Die Formen der sozialen Ungleichheit sind derart extrem, dass 
ein normales Leben nach den in einer Gesellschaft als üblich angesehenen Lebensstandards nicht 
mehr möglich ist. Des Weiteren gelten als besondere Lebensverhältnisse Lebenssituationen, die von 
Gewalt geprägt sind oder Situationen von Menschen, die aus geschlossenen Einrichtungen wie Ge-
fängnisse oder Psychiatrie entlassen werden (Schmidt 2012). Die Lebensverhältnisse werden in der 
Literatur als objektiv bezeichnet (Lutz/Sartorius/Simon 2021), da sie sich in erster Linie als Ungleich-
heitsphänomene auf den Mangel an materiellen Gütern und Ressourcen, mit anderen Worten: auf 
strukturelle Ausschlüsse in der Gesellschaft, beziehen. Dagegen lassen sich soziale Schwierigkeiten 
als „subjektiv-individuelle Anknüpfungspunkte [verstehen], die einen sozialarbeiterischen Bedarf er-
kennbar werden lassen“ (Lutz/Sartorius/Simon 2021: 120). Durch diese Auffassung werden 
individuelle Verhaltensmuster adressierbar und bearbeitbar: Die Verhaltensweisen der Menschen tra-
gen dabei „nicht zur Lösung der Mangelsituation, sondern zu deren Verschlimmerung“ 
(Lutz/Sartorius/Simon 2021: 121) bei. Die sozialen Schwierigkeiten sind nicht nur vorübergehend fest-
stellbar, sondern dauerhaft. Als Beispiele zählen „Sucht, Schuldenproblematiken, problematische 
gesundheitliche Situation, schwieriges Wohnverhalten, Schwierigkeiten im sozialen Kontakt bspw. in 
der Kontaktaufnahme, des Rückzugsverhaltens oder auch der Konfliktvermeidung“ (Schmidt 2012: 

 
 
8  Vor diesem Hintergrund muss jedoch über die Sicherung von Mindeststandards in der ordnungsrechtli-

chen Unterbringung nachgedacht werden, da die Qualität der Räumlichkeiten in jeder Kommune sehr 
unterschiedlich ist und eine menschrechtskonforme Unterbringung bisher nicht überall gewährleistet 
ist (Rosenke 2018; Engelmann 2022). 
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36). Schließlich muss eine massive, nicht unbedingt vollständige Einschränkung der Handlungsfähig-
keit festgestellt werden. Erst wenn Fachkräfte der Wohnungslosenhilfe klären, dass Menschen 
sowohl über keine Ressourcen als auch keine Kompetenzen zur Bewältigung der Situation verfügen 
und somit keine Kraft zur Selbsthilfe vorhanden ist, können Unterstützungsangebote der Wohnungs-
losenhilfe gewährt werden (Schmidt 2012). Hierfür werden dann wohlfahrtstaatliche Leistungen und 
Maßnahmen angeboten,  

„die notwendig sind, um die Schwierigkeiten abzuwenden, zu beseitigen, zu mildern oder ihre Verschlim-
merung zu verhüten, insbesondere Beratung und persönliche Betreuung für die Leistungsberechtigten 
und ihre Angehörigen, Hilfen zur Ausbildung, Erlangung und Sicherung eines Arbeitsplatzes sowie Maß-
nahmen bei der Erhaltung und Beschaffung einer Wohnung. Zur Durchführung der erforderlichen 
Maßnahmen ist in geeigneten Fällen ein Gesamtplan zu erstellen.“ (§ 68 SGB XII) 

Wohlfahrtsstaatliche Leistungen sind also für diejenigen Personen zu erbringen, die besondere Le-
bensverhältnisse (bspw. Wohnungslosigkeit) in Verbindung mit sozialen Schwierigkeiten (bspw. 
„Ausschluss von der Teilhabe an wichtigen gesellschaftlichen Bereichen (…), die in individuellen Ein-
schränkungen und/oder im strukturell erschwerten Zugang zum Erwerbsarbeitsmarkt, zu Bildung 
oder zum Wohnungsmarkt begründet sein kann“ (Steckelberg 2023: 109)) aufweisen und nur dann 
anspruchsberechtigt sind, wenn sie aus eigener Kraft nicht dazu in der Lage sind, die sozialen Schwie-
rigkeiten selbst zu überwinden. Hierunter lassen sich viele Handlungsansätze und soziale 
Dienstleistungen der Sozialen Arbeit im Arbeitsfeld der Obdach- und Wohnungslosenhilfe finanzieren 
(Lutz/Sartorius/Simon 2021; Daigler 2023; Steckelberg 2023).9 Darunter fallen erstens (häufig nied-
rigschwellige) Überlebenshilfen wie tagesstrukturierende Angebote (Wärmestuben, Kontaktstellen, 
Suppenküchen, Hygienezentren mit Toiletten, Wasch- und Duschgelegenheiten und Waschmaschi-
nen, Kleiderkammern, Arbeits- und Beschäftigungsprojekte), aufsuchende Straßensozialarbeit 
(Streetwork) im öffentlichen Raum oder medizinische Notversorgung (Straßenambulanzen, ärztliche 
Sprechstunden, Krankenwohnungen), zweitens präventive und ambulante Beratungsangebote (Fach-
beratungsstellen, Klärung von existentiellen Fragen, Hilfeplan mit Zielvereinbarung, Prüfung von 
Leistungen aus den sozialen Sicherungssystemen wie SGB II oder SGB III) und drittens verschiedene 
ambulante und stationäre Formen der Wohnhilfen (betreutes Wohnen, Wohnheime für Männer oder 
Frauen, unter Umständen auch Notschlafstellen mit sozialarbeiterischer Begleitung nach SGB XII 
oder SGB VIII) (Lutz/Sartorius/Simon 2021; Steckelberg 2023). So unterschiedlich die Angebote auch 
sind, können sie doch als Maßnahmen der Wiedereingliederung bzw. Resozialisierung aufgefasst 

 
 
9  In der Praxis der Sozialen Arbeit finden sich komplexe Finanzierungformen der sozialen Dienstleistun-

gen. Es handelt sich immer mehr um „Mischfinanzierungen aus verschiedenen Töpfen und auf den 
Einzelfall bezogen“ (Lutz/Sartorius/Simon 2021: 155). Neben der Finanzierung von Angeboten und Maß-
nahmen über die Sozialgesetzbücher SGB XII (Sozialhilfe), SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe), SGB II 
(Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitsuchende), SGB III (Arbeitsförderung) oder SGB IX (Rehabilita-
tion und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen) sind unter Umständen auch Projektfördermittel 
über die Europäische Union (Europäischer Sozialfonds), den Bund (bspw. über das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales), das jeweilige Bundesland oder die zuständige Kommune einzuwerben. Viele An-
gebote haben Projektstatus mit einer befristeten Laufzeit. Erschwerend hinzu kommt, dass das 
Arbeitsfeld der Obdach- und Wohnungslosenhilfe sehr viele Schnittstellen zu anderen Hilfesystemen 
hat und die erfolgreiche Repräsentation als Gesamtsystem mit Hindernissen verbunden ist: „Aufgrund 
der vielfältigen Schnittstellen zu anderen Hilfesystemen (z. B. Jugend-, Straffälligen-, Drogenhilfe, Aus-
länder-, Schuldnerberatung etc.) steht die Wohnungslosenhilfe nicht nur angesichts von Träger- und 
Angebotsvielfalt wie auch nach wie vor zersplitterten Zuständigkeiten zwischen örtlichen und überörtli-
chen Sozialhilfeträgern innerhalb des eigenen Hilfesystems vor der Aufgabe, auf eine 
Gesamtkoordination und Vernetzung der Hilfeangebote hinzuwirken“ (Ratzka 2012).  
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werden; Resozialisierung wird hier nicht in dem Sinne verstanden, dass ein gesetzeswidriges Verhal-
ten am Anfang steht. Vielmehr geht es um einen „(hilfegestützten) Prozess eines Übergangs von ‚der 
Straße‘ hin zu geregelten Lebensumständen, inklusive gesicherter Wohn- und Einkommensverhält-
nisse“ (Müller/Kleele 2023: 467).  

Wird also auf die gesetzliche Herstellung und Problematisierung des sozialen Problems der Woh-
nungslosigkeit fokussiert, muss eine Person „mit besonderen Lebensverhältnissen, sozialen 
Schwierigkeiten und einem Verlust oder einer Einschränkung der Handlungsfähigkeit identifiziert“ 
(Schmidt 2012: 37) werden, um Unterstützung nach § 67 ff. SGB XII zu erhalten. Zuständig für die 
Gewährung der Hilfen sind örtliche und überörtliche Träger*innen der Sozialhilfe, die bei der Antrags-
prüfung die Einschätzungen der Fachkräfte der Sozialen Arbeit sowie das Nachrangigkeitsgebot 
(andere Sozialleistungen werden dem § 67 ff. SGB XII vorangestellt) berücksichtigen. In dieser gesell-
schaftlichen Konstruktion entsteht das klassische sozialrechtliche Dreiecksverhältnis, in dem 
anspruchsberechtigte Hilfesuchende als Leistungsempfänger*innen Leistungen beantragen, Kosten-
träger*innen bzw. Leistungsträger*innen (örtliche und überörtliche Träger der Sozialhilfe) diese 
Leistungen gewähren, welche soziale Einrichtungen und Dienste als Leistungserbringer*innen in Form 
von Angeboten und Maßnahmen organisieren. Darunter fallen insbesondere Beratung, Betreuung, 
aber auch Erlangung eines Arbeitsplatzes sowie die Erhaltung und Beschaffung einer Wohnung (§ 68 
SGB XII). Wohnungslose Menschen werden daher als komplexe Sozialfigur der abhängigen, verletzlich-
verhaltenden Exkludierten mit Leistungsanspruch entworfen. Es handelt sich aufgrund der objektiven 
Mangelsituation in der Wohnraum-Unterversorgung zunächst um Exkludierte, die jedoch nicht einfach 
nur im Sinne einer Entweder-Oder-Logik aus der Gesellschaft ausgeschlossen sind. Vielmehr ist das 
Verhältnis der Exkludierten zur Gesellschaft von einem simultanen Drinnen und Draußen gekenn-
zeichnet, wie Simmel am besonderen sozialen Status des Armen als Fürsorgeempfänger verdeutlicht 
(Simmel 1908). Dieses Verhältnis der Gleichzeitigkeit beschreibt Kronauer wie folgt: 

„Als bloßes Objekt der gesellschaftlichen Fürsorge, ohne Recht in sich selbst, befindet sich der Arme der 
Gesellschaft gegenüber in der Position des Ausgeschlossenen. Indem sich die Gesellschaft ihm gegen-
über jedoch auf diese besondere Weise verhält, bleibt er ein Teil von ihr. Simmels Analyse bindet den 
Ausgrenzungsgedanken an die Ungleichheit in der Gesellschaft zurück: Durch das Fürsorgeverhältnis 
schützt die Gesellschaft weniger den Armen als den gesellschaftlichen Status quo. Zugleich weist er je-
doch nach, dass es sich bei der Gleichzeitigkeit des Drinnen und Draußen um ein Ungleichheitsverhältnis 
besonderer Art handelt.“ (Kronauer 2010: 23) 

Die derart Ausgeschlossenen erfahren also durch das Fürsorgeverhältnis gesellschaftliche Einschlie-
ßungsmechanismen. Zudem befinden sich die Exkludierten gemäß den rechtlichen Normen in sozialen 
Schwierigkeiten, die als individuelle, verletzende Verhaltensmuster (wie Sucht, Schulden, etc.) konzi-
piert sind. Dieses Verhalten verhindert die Lösung der Mangelsituation, weshalb sozialarbeiterische 
Bedarfe virulent werden. Des Weiteren müssen bei den verletzlich-verhaltenden Exkludierten eine 
massive, nicht unbedingt vollständige Einschränkung der eigenen Handlungsfähigkeit vorliegen, wes-
halb sie nicht „aus eigener Kraft“ diese Schwierigkeiten überwinden können und von einer Hilfe 
abhängig sind. Schließlich muss ein Leistungsanspruch vorliegen, der aufgrund der „ungenügende[n] 
Umsetzung der entsprechenden EU-Verordnung zur Koordinierung der Systeme der sozialen Siche-
rung“ (Graßhoff et al. 2016: 190) an die deutsche Staatsbürgerschaft gekoppelt wird (Frings 2018). 

Die normierten Vorstellungen aus dem Polizei- und Ordnungsrecht und dem Sozialrecht führen also 
dazu, dass Obdach- und Wohnungslosigkeit in einer Art und Weise problematisiert werden, dass die 
Bearbeitung sozialer Probleme auf die Sozialfiguren Störer*innen der Gesellschaft (bzw. in einer neu-
eren Interpretation Schutzbedürftige in der Gesellschaft) oder abhängige, verletzlich-verhaltende 
Exkludierten mit Leistungsanspruch abzielt (vgl. Sowa 2024). Wenden wir uns nun der konkreten Be-
arbeitungspraxis der Fachkräfte zu, um zu analysieren, wie sie das soziale Problem deuten. 
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3.2 Bearbeitungspraxis: Umgang mit Wohnungslosigkeit 

Wie lässt sich die gegenwärtige Bearbeitungspraxis charakterisieren? Unter Bearbeitungspraxis wird 
der Umgang mit und die Bearbeitung von Obdach-, Wohnungslosigkeit und Wohnungsnot verstanden, 
wie sie auf Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen und der bestehenden Verhältnisse (vor Ort) 
umgesetzt und gedeutet wird. Die Auswertung der qualitativen Interviews zeigt, dass in der täglichen 
Arbeit das soziale Problem der Obdach- und Wohnungslosigkeit von interviewten Fachkräften der Hil-
fesysteme zwar nicht grundsätzlich anders problematisiert wird, allerdings führen Funktions-
störungen des Hilfesystems dazu, dass es zu einer Verschiebung in der Problematisierung kommt. Es 
werden in erster Linie nicht mehr die Sozialfiguren Störer*innen der Gesellschaft oder abhängige, ver-
letzlich-verhaltende Exkludierten mit Leistungsanspruch herangezogen, um das soziale Problem 
herzustellen, vielmehr problematisieren die Befragten die Struktur des fehlenden leistbaren Wohn-
raums sowie die Sozialfigur der inadäquaten Adressat*innen bspw. in Form von psychisch kranken 
wohnungslosen Menschen. Die Funktionsstörung ist daher einerseits strukturell begründet, da der 
leistbare Wohnraum eine Voraussetzung für das Verlassen des Hilfesystems darstellt. Andererseits 
wird eine Funktionsstörung aufgrund von Hilfebedürftigen evoziert, die aufgrund ihres zugeschriebe-
nen Verhaltens als nicht für das System der Wohnungslosenhilfe passend eingeschätzt werden.  

3.2.1 Struktur des fehlenden leistbaren Wohnraums 

Alle interviewten Fachkräfte berichten von einer quantitativen Zunahme wohnungsloser Menschen, 
sie sprechen von „Rekordwert“ (Expert*in_urbaner Raum10) oder davon, dass „die Obdachlosigkeit (…) 
halt immer drängender“ (Expert*in_urbaner Raum) wird. In der Bearbeitungspraxis „überrollt uns jetzt 
einfach die Welle derer, die da obdachlos werden und die wir unterbringen müssen“ (Expert*in_urba-
ner Raum). Die Metapher der „Welle“ verweist auf bewegtes Wasser als ein Naturphänomen, das kaum 
zu bändigen ist. Der Mensch kann sich in der Regel nicht gegen die Wellen stellen, sondern wird durch 
die Wassergewalt mitgerissen. Wenn die Zahl der Menschen, die obdachlos werden, als Welle verbild-
lich wird, spiegelt das die als hilflos wahrgenommene Situation der Fachkräfte wider. Durch eigenes 
Handeln lasse sich die Bearbeitung von Wohnungslosigkeit kaum mehr bewältigen.  

Die derzeitige Bearbeitungspraxis ist jedoch nicht nur durch eine Erhöhung der Zahl der Hilfebedürf-
tigen gekennzeichnet. Vielmehr funktioniert das herkömmliche Hilfesystem nicht mehr: Die Aussage 
„WIR reden dann davon, dass unser Hilfesystem eigentlich verstopft ist“ (Expert*in_urbaner Raum) 
verweist darauf, dass die Problembearbeitung nicht reibungslos verläuft, sondern im System durch 
eine (hier: strukturelle) Störung Stauungen erzeugt werden, so dass nur noch wenig Bewegung exis-
tiert oder das System unter Umständen sogar zum Stillstand kommt. Diese Funktionsstörung wird mit 
dem fehlenden leistbaren Wohnraum begründet. Dieser Mangel verhindert flächendeckend eine nur 
kurzfristige Verweildauer in Unterbringungen und führt dagegen zu längerfristiger ordnungsrechtli-
cher Unterbringung. Ziel wäre es, dass man*frau als wohnungslose Person „möglichst schnell wieder 
aus dieser Notunterkunft rauskommt und in ein normales Mietverhältnis kommt, was auf dem jetzigen 
Wohnungsmarkt leider sehr, sehr, sehr schwierig ist“ (Expert*in_ländlicher Raum). Damit begrenzt der 
fehlende leistbare Wohnraum die Bearbeitungspraxis der Akteur*innen, da diese insbesondere bei der 
Suche nach Wohnraum kaum eigene Handlungsmöglichkeiten wahrnehmen: 

 
 
10  Damit kein Rückschluss auf die interviewten Fachkräfte und die besuchten Regionen möglich ist, wurde 

für den vorliegenden Forschungsbericht die Angabe der Regionen, der Interviewnummern sowie des Ge-
schlechts der Interviewten verzichtet. Wir unterscheiden im Folgenden nur zwischen Expert*innen aus 
dem urbanen und ländlichen Raum. 
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„Es kommen viele Leute zu mir, die suchen eine Wohnung. Aber ich muss ihnen dann halt sagen, na ja, ich 
habe leider keine Wohnung und die [Stadt B] selbst besitzt auch keine Wohnungen, die wir jetzt rausgeben 
können. Also wenn ich mit Personen hier Wohnungen suche, ist das auch auf Immoscout, Tageszeitung 
und ähnliches begrenzt, so wie jede private Person das macht. Also der Bedarf an Sozialwohnungen ist 
hier in [B] auch relativ groß. Jetzt natürlich Neubauten, wie das auch in jeder Stadt ist, Neubauten ja, Ein-
zimmerwohnungen für 800 Euro ja. Wer kann sich das leisten? Schwierig.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Die hier angesprochene sozialarbeiterischen Hilfen nach § 67 ff. SGB XII sollten gemäß der Verord-
nung zur Durchführung der Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten vorrangig das 
Ziel verfolgen, „die Hilfesuchenden zur Selbsthilfe zu befähigen, die Teilnahme am Leben in der Ge-
meinschaft zu ermöglichen und die Führung eines menschenwürdigen Lebens zu sichern“; 
„Maßnahmen zur Erhaltung und Beschaffung einer Wohnung sind vor allem die erforderliche Bera-
tung und persönliche Unterstützung“.11 Dies führt für die interviewten Fachkräfte zu dem Dilemma, 
dass sie zwar Beratung und Unterstützung anbieten können, die Veränderung der besonderen Le-
bensverhältnisse (Unterversorgung bezogen auf den Wohnraum) durch die Vermittlung in Wohnraum 
jedoch unwahrscheinlich wird.  

In den lokalen Hilfesystemen stehen daher alle Akteur*innen des Hilfesystems vor der Herausforde-
rung, Wohnungslosigkeit zu bearbeiten ohne leistbaren oder für die Zielgruppe der wohnungslosen 
Menschen vorgesehenen Wohnraum vorzufinden. Die Expert*innen erwarten, dass durch Zuzüge und 
Zuwanderung v.a. in die urbanen Gebiete, leistbarer Wohnraum als rares Gut noch umkämpfter wird: 
„Also, wenn die Zuzüge allerdings weiterhin so laufen, wie sie jetzt ein, zwei Jahren gelaufen sind, 
dann sehe ich keine Entspannung [auf dem Wohnungsmarkt]“ (Expert*in_urbaner Raum). Die Forde-
rung nach mehr Wohnraum zeigt sich regionsübergreifend am drängendsten, wenn über die 
zukünftige Bearbeitung von Wohnungslosigkeit gesprochen wird:  

„Ich muss mich wiederholen, Wohnraum schaffen, Wohnraum schaffen, Wohnraum schaffen. Und äh, die 
Menschen, die dann in dem Wohnraum sich niederlassen dürfen ähm, so begleiten äh, dass der Wohnraum 
erhalten werden kann. Sonst / Äh, 2030, ganz ehrlich, (...) halte ich für illusorisch.“ (Expert*in_urbaner 
Raum) 

Für diesen Mangel wird „die Politik“ verantwortlich gemacht und als diejenige verstanden, die auf-
grund der europaweiten Strategie zur Bekämpfung von Obdachlosigkeit bis zum Jahr 2030 nun mit 
Aktionsplänen und Programmen versucht, das selbst erschaffene Problem zu lösen: 

„Und das ist eine, eine Fehlentwicklung gewesen der letzten Jahre und Jahrzehnte, und, ähm, vielleicht ist 
es auch so ein bisschen schlechtes Gewissen, dass man das einfach so hat, äh, laufen lassen. Die Politik 
hat sich lange Zeit überhaupt nicht um das Thema gekümmert. Im Gegenteil, die haben auch noch alles 
dafür getan, dass sich das Problem verschärft, immer in der Hoffnung, der Markt wird es irgendwie regeln. 
Der Markt regelt es aber nicht, und, äh, letztendlich zahlen ja dann, äh, doch wieder die, die Kommunen. 
Also letztendlich macht die Rechnung, die Rechnung bleibt beim Staat hängen, ne? Ähm, wenn ich ob-
dachlose Menschen habe, aber als Kommune die Pflicht habe, dass es, äh, äh, Obdachlose eigentlich gar 
nicht geben darf, DANN MUSS ICH Wohnraum schaffen. Dann habe ich halt einen Verfügungswohnraum, 
ähm, den ich anmieten muss. Ich habe Notschlafstellen, die ich inzwischen mit einer teuren Security si-
chern muss, um, ähm, um die vielen Problematiken da nicht eskalieren zu lassen. Das ist ja auch ein 
enormer Kostenfaktor. Und, ähm, das ist dann, ähm / der, der wird dann, dieser Kostenfaktor wird auf den 
Staat verlagert. Letztendlich, äh, kommt es bei den Kommunen an, mit allen Problemen und Krisen, ähm, 
ohne das Problem wirklich zu lösen. Und wenn ich das Problem aber lösen MÖCHTE, dann, äh, muss ich 
halt schauen, dass ich die Leute aus der Obdachlosigkeit rausbringe und in, äh, ganz normal vermietete 

 
 
11  Verordnung zur Durchführung der Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten vom 24. 

Januar 2001 (BGBl. I S. 179), die durch Artikel 14 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3022) 
geändert worden ist", geändert durch Art. 14 G v. 27.12.2003. 
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Wohnungen wieder reinbringe. Also ich denke, das ist auch eine, es ist eine, ist eine moralische, eine ethi-
sche Komponente, die eine Rolle spielt, das ist aber auch eine ganz, ähm, ganz banal finanzielle 
Komponente, vermutlich. Und, ähm, und vielleicht auch, äh, der Punkt, dass, äh, dass die, ähm, dass dieses 
Problem Wohnungslosigkeit auch immer mehr in der Mitte der Gesellschaft ankommt. Es ist kein Rand-
problem mehr.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Die interviewte Fachkraft bezieht sich in ihren Ausführungen auf die Neuausrichtung der Wohnungs-
politiken in den 1990er Jahren, die sich als Wohnungsmarktpolitiken charakterisieren lassen und mit 
Privatisierung, Deregulierung, Ökonomisierung, Finanzialisierung und Liberalisierung einhergingen 
(Holm 2011; Egner 2014; Schildbach 2022; Sowa/Heinzelmann/Heinrich 2022). Durch die Begrenzung 
der staatlichen Eingriffe in die Wohnungsmärkte und der Nicht-Intervention („man das einfach so (…) 
laufen lassen“) kam es zu nicht-intendierte Folgen („Fehlentwicklungen“), zu einer Verschärfung des 
Problems, die dazu führt, dass Kommunen nicht die Ursachen von Obdach- und Wohnungslosigkeit 
bekämpfen („ohne das Problem wirklich zu lösen“), sondern nur teure („enormer Kostenfaktor“) Symp-
tombearbeitung betreiben (bspw. Unterbringungsräumlichkeiten anmieten, Sicherheitsdienste 
beschäftigen). Zudem verschiebt sich die Betroffenheit von einer Randgruppe oder Randkultur der 
Gesellschaft (Girtler 1980, 2003) hin zur Normalbevölkerung („dass dieses Problem Wohnungslosig-
keit auch immer mehr in der Mitte der Gesellschaft ankommt“). Das soziale Problem der Obdach- und 
Wohnungslosigkeit normalisiert sich. Das Risiko, wohnungslos zu werden, ist daher heute kein Prob-
lem von Randgruppen mehr, sondern für alle Menschen über alle gesellschaftliche Klassen und 
Milieus vorhanden, so dass sich der feste Wohnsitz als zentrale soziale Norm nicht mehr aufrecht er-
halten lässt (Reinprecht/Kachapova 2024). 

Wenn die interviewten Fachkräfte über ihre tägliche Bearbeitungspraxis sprechen, werden die ge-
setzlichen Bestimmungen häufig nicht expliziert und insbesondere die Sozialfiguren Störer*innen der 
Gesellschaft oder abhängige, verletzlich-verhaltende Exkludierten mit Leistungsanspruch nicht repro-
duziert. Vielmehr sprechen die Interviewten von der Finanzierung der jeweiligen Maßnahmen: die 
Unterbringung von obdachlosen Personen wird als Pflichtaufgabe der Kommunen beschrieben (Poli-
zei- und Ordnungsrecht), die sozialarbeiterischen Angebote als 67er-Maßnahmen bzw. ambulante 
oder stationäre Hilfen über den Paragraph 67 SGB XII (Sozialrecht). Diese gesetzlichen Grundlagen 
der Bearbeitungspraxis werden nicht in Frage gestellt, sondern als Auftrag der Organisationen der 
Problembearbeitung verstanden. Gleichwohl macht sich unter den professionellen Fachkräften eine 
lähmende Betroffenheit breit, eine Handlungsohnmacht, da aufgrund der Funktionsstörung im Hilfe-
system die Wirksamkeit des eigenen Tuns hinsichtlich der Lösung des sozialen Problems fragwürdig 
wird.  

Um Handlungsmacht wieder zu erlangen, machen sich an verschiedenen Stellen Fachkräfte der Sozi-
alen Arbeit auf den Weg, neue Ansätze zu erproben oder das Hilfeangebot zu erweitern. Hier sind u.a. 
mehr präventive Angebote zur Wohnungsverlustvermeidung zu nennen oder neuere Ansätze wie Hou-
sing First. Letzterer Ansatz sieht vor, dass eine eigene Wohnung bedingungslos bereitgestellt wird 
und Nutzer*innen die Wahl- und Entscheidungsfreiheit besitzen, ob sie sozialarbeiterische Unterstüt-
zungsangebote für notwendig empfinden und in Anspruch nehmen wollen (Busch-Geertsema 2011; 
Sellner/Hauprich 2023; Sowa/Tissot/Sellner 2023). Insofern ist in diesen Ansätzen ebenfalls die 
Wohnraumakquise bzw. die Vermittlung in eigenen Wohnraum zentral. Daher ist es zweitrangig, ob 
nach den herkömmlichen Ansätzen der ambulanten oder stationären Hilfen oder des Housing-First-
Ansatzes gearbeitet wird, eine Überwindung der Wohnungslosigkeit ist nur dann möglich, wenn ein 
vorausgesetzter aufnahmefähiger Wohnungsmarkt vorhanden ist bzw. ausreichend vorhandene Woh-
nungen für alle existent sind. 

„Ja Kernproblem ist mangelnder Wohnraum. Es ist einfach da kann ich Housing First sagen oder (h) volle 
Einrichtungen haben, die so durchtherapierte Klienten haben, die eigentlich ausziehen könnten, weil das 
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Ziel der 67er Maßnahme ja erreicht ist, aber die können nicht ausziehen, weil‘s keine Wohnungen gibt und 
dann schließt sich der Kreis auch wieder ins Negative.“ (Expert*in_urbaner Raum)12 

Die Funktionsstörung des Hilfesystems ist von den interviewten Fachkräften nicht zu lösen, ihre Prob-
lembearbeitung am Individuum kann die Struktur des fehlenden leistbaren Wohnraums nicht 
verändern. Die eigenen Handlungsbemühungen führen ins Leere: Denn obwohl innovative Ansätze 
(„da kann ich Housing First sagen“) oder erfolgreiche Arbeit mit Nutzer*innen von Sozialer Arbeit 
(„durchtherapierte Klienten“; „die eigentlich ausziehen könnten“) vorzuweisen sind, bleibt das soziale 
Problem bestehen. Immer wieder adressieren die Interviewten demzufolge ihre Aussagen an „die Po-
litik“: 

„Ähm, Erfolg ist schon mal auf alle Fälle, dass, ähm, sowas wie Housing First überhaupt als Projekt finan-
ziert wird, also, dass man erkennt, dass, ähm, WOHNUNGSNOT ein ganz massives Problem ist, dass man 
sich dem eben entsprechend widmen muss und dafür Mittel bereitstellen muss. Ähm, gleichzeitig ist na-
türlich die Herausforderung, dass es den Wohnungsmarkt dazu so nicht gibt und, ähm, wir ganz viel 
Kreativität brauchen, um trotzdem Lösungen zu finden. Die sind aber definitiv nicht einfach, ne?“ (Ex-
pert*in_urbaner Raum) 

Es wird deutlich, dass „die Politik“ dafür verantwortlich ist, ob diese Projekte finanziert werden („dafür 
Mittel bereitstellen muss“) und ob sie das Problem der Wohnungsnot überhaupt politisch bearbeiten 
will („dass man erkennt“; „sich dem eben entsprechend widmen muss“). Hier sind sich die Interviewten 
uneinig, ob „die Politik“ steuernd eingreifen wird und ob wirklich der Wille besteht, das soziale Prob-
lem zu lösen. Zum einen sehen die Interviewten, dass Wohnungslosigkeit als ein relevantes soziales 
Problem, welches heutzutage breitere Bevölkerungsgruppen betrifft, anerkannt wird. Aufgrund des-
sen scheint „die Politik“ sich im Allgemeinen mehr für das Thema Wohnungslosigkeit verantwortlich 
zu fühlen, dieses soziale Problem anzugehen. Das wird insbesondere am Beispiel von Housing First-
Initiativen deutlich, wo eine politische Richtungsänderung beobachtet wurde: „Also das heißt es er-
fahren da auch Dinge Veränderungen, (…) nur es war sozusagen eine politische Komponente, die da 
mit reingespielt hat“ (Expert*in_urbaner Raum). Zum anderen wird „der Politik“ nicht getraut, das 
Thema sei „noch immer nicht interessant genug“ (Expert*in_urbaner Raum). Zudem werden die Be-
darfe und Lebenssituationen von wohnungslosen Menschen bspw. bei neuen Gesetzgebungen 
(Bürger*innengeld) nicht berücksichtigt (Expert*in_urbaner Raum). Der Fokus der politischen Auf-
merksamkeit würde sich derzeit auf die zugespitzte Korrelation vieler Krisen, sozialer Probleme und 
Bedarfe der Allgemeinbevölkerung richten, so „dass einfach die wohnungslosen Menschen DOCH im-
mer (…) eine Randgruppe bleiben werden“ (Expert*in_urbaner Raum).  

In ihren Erzählungen problematisieren die Interviewten jedoch nicht nur die Struktur des fehlenden 
leistbaren Wohnraums, die zu einer Funktionsstörung des Hilfesystems führt. Sie konstruieren in den 
Interviews die Sozialfigur der inadäquaten Adressat*innen als Personengruppen, die aufgrund ihres zu-
geschriebenen Verhaltens für das System der Wohnungslosenhilfe nicht zu bearbeiten sind. Hierunter 
fallen insbesondere Menschen, die als psychisch krank gesehen werden. 

  

 
 
12  Dieses Zitat stammt aus einer Gruppendiskussion mit Sozialarbeitenden, die im Rahmen des Forschungs-

projekts „Smart Inklusion für Wohnungslose“ (SIWo) (vgl. Sowa et al. 2020) erhoben wurde. Wir haben 
es aufgeführt, da es die strukturelle Komponente aller sozialarbeiterischen Problembearbeitung auf den 
Punkt bringt. 
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3.2.2 Sozialfigur der inadäquaten Adressat*innen 

In ihrer Bearbeitungspraxis treffen die interviewten Fachkräfte immer auch auf Menschen, die sich 
den gewohnten Bearbeitungsmodi widersetzen bzw. die andere, nicht angebotene Unterstützungen 
benötigen und durch ihr zugeschriebenes Verhalten zu einer Funktionsstörung des Hilfesystems bei-
tragen. Aufgrund ihrer Alltageserfahrungen mit den Adressat*innen vollziehen Fachkräfte ein 
Othering dieser Menschen, sie werden andersartig gemacht, indem sie als eine problematische Per-
sonengruppe konzipiert werden (Heinrich et al. 2022; Sowa/Heinzelmann/Heinrich 2022). In den 
Interviews erscheinen sie meist als Menschen mit psychischer Erkrankung oder Suchterkrankung. So 
bringt bspw. die Pflicht der ordnungsbehördlichen Unterbringung die beteiligten Akteur*innen an ihre 
Grenzen, wenn wohnungslose Menschen mit psychischen Erkrankungen die Unterkunft renovierungs-
bedürftig hinterlassen, sich selbst oder andere gefährden und/oder keinerlei Hilfe annehmen 
(Expert*in_urbaner Raum). In den Interviews wird diesen Menschen eine fehlende „Wohnfähigkeit“ zu-
geschrieben, weshalb sie von qualitativ höherwertigen ordnungsbehördlichen Unterbringungsformen 
ausgeschlossen oder in andere Städte verwiesen werden:  

„Auch prüfen muss man ob die Leute überhaupt wohnfähig sind, sag ich jetzt einmal, ne? (…) [Unterbrin-
gung 2] ist halt auch so, man muss halt auch sich miteinander verstehen, man muss Regeln einhalten 
können und wenn ich von jemandem weiß, der hat schon eine Vorgeschichte, sei es jetzt Drogen oder psy-
chische Erkrankungen und so weiter, dann muss man sich dann schon gut überlegen, kann man den jetzt 
in einer Wohngemeinschaft ohne Betreuung (…) reinstecken.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Die fehlende Wohnfähigkeit wird an eine maßgeblich einschränkende psychische Erkrankung oder 
Suchterkrankung geknüpft und dem fehlenden Willen, sich am Unterbringungs- und Hilfeprozess zu 
beteiligen:  

„Also, zum Teil sind die Menschen nicht alleine wohnfähig, ne? Die können das nicht, die / die kacken in 
einen Eimer, warum auch immer, obwohl da eine Toilette ist, die funktioniert. Die sind einfach psychisch 
krank, und da müsste man ja (..) zig (.) andere Einrichtungen bauen, in denen solche Menschen dann auch 
leben können. (…) Aber die WOLLEN das ja nicht, und von daher ist es grad für diese Menschen, für die / 
für die Menschen, die / die massiv suchtkrank oder psychisch krank sind (…) Das geht gar nicht. Es wird 
immer eine Art von irgendwie Betreuung und Einrichtung brauchen, auch Bewachung.“ (Expert*in_urbaner 
Raum) 

Wird das Zitat sequenzanalytisch interpretiert13, so bezieht sich die Äußerung auf eine Subgruppe von 
Menschen („zum Teil“). Das Verhalten dieser Personengruppe entspricht nicht den gesellschaftlichen 
Normen, da der Personengruppe die Fähigkeit abgesprochen wird, alleine zu wohnen (vgl. kritisch zum 
Konzept der Wohnfähigkeit Marquardt 2015). In der Konstruktion der interviewten Fachkraft kann 
diese Subgruppe nicht auf allgemein geteilte kulturelle und zivilisatorische Standards zurückgreifen. 
Sehr drastisch und abfällig spricht sie von abweichendem Verhalten der Personengruppe („die kacken 
in einen Eimer“). Sie verwendet eine Sprache, die sich eher auf Tiere oder Kinder bezieht – zumindest 
wird dieses Verhalten nicht von erwachsenen Menschen erwartet. Mit dem Wort „Kacken“ wird eine 
Tätigkeit oder Praxis in sehr abwertender Form beschrieben, da „Kacke“ als ein Synonym für Kot oder 
Exkrement angesehen werden kann. Der funktionierenden Toilette in der Unterbringung werden die 
kackenden Menschen als nicht funktionierend gegenübergestellt. Erklärt wird die Devianz mit zuge-
schriebenen Krankheiten („Die sind einfach psychisch krank“). Diese Pathologisierung bedarf einer 
Intervention, die jedoch nicht im ausreichenden Ausmaß vorhanden ist („müsste man ja (..) zig (.) andere 
Einrichtungen bauen“). Diese Interventionen als kulturelle oder zivilisatorische Antwort auf das ab-
weichende, krankhafte Verhalten werden jedoch – so die Fachkraft – von den als psychisch krank 

 
 
13  Die Autor*innen danken Athanasios Tsirikiotis für wertvolle interpretative Hinweise. 
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konstruierten Menschen abgelehnt, ist somit intentional. Daher werden die hier beschriebenen Men-
schen nicht als Kinder oder Tiere gesehen, sondern Individuen mit einer unterstellten 
Einsichtsfähigkeit. Wohnungslose Menschen, die eine Suchterkrankung oder psychische Erkrankung 
aufweisen werden somit mit einer potentiellen Bedrohung gleichgesetzt. Diese Gefahr muss gesell-
schaftlich bearbeitet werden, jedoch nicht nur in Form einer institutionellen Unterbringung oder einer 
Pädagogisierung der Menschen. Vielmehr wird eine „Bewachung“ notwendig. Mit den konstatierten 
Abweichungen von der Norm wird also die Einweisung in totale Institutionen wie psychiatrische Klini-
ken (Goffman 1972) begründet, in denen die Lebensbereiche Arbeit, Schlafen und Freizeit überwacht 
werden („Es wird immer eine Art von irgendwie Betreuung und Einrichtung brauchen, auch Bewa-
chung“). Mit dem Zitat wird jedoch nicht nur eine abwertende Haltung gegenüber einer spezifischen 
Personengruppe artikuliert, das Zitat offenbart eine Ohnmacht der Fachkraft, da sie feststellt, dass 
es die benötigte Anzahl von Einrichtungen für diese Personengruppe gar nicht gibt („da müsste man 
ja (..) zig (.) andere Einrichtungen bauen“). Da keine anderen Hilfesysteme vorhanden sind bzw. in An-
spruch genommen werden, befinden sich diese Personengruppen in der niedrigschwelligen 
Hilfesysteme für wohnungslose Menschen – ein sozialer Tatbestand, der von der interviewten Fach-
kraft als unpassend empfunden wird („Das geht gar nicht.“). Sie fordert mit ihrer Ausführung, dass 
inadäquate Adressat*innen aus dem Hilfesystem für wohnungslose Menschen entfernt werden. 

Es wird deutlich, dass Menschen mit besonderen Bedarfen bereits durch bestimmte Selektionspro-
zesse aus anderen Hilfeformen hinausfallen oder als nicht passend erachtet werden. Als für nicht 
Hilfesystem-kompatible Menschen erachtet, kommen sie am Ende eines Selektionsprozesses in der 
ordnungsbehördlichen Unterbringung, die in der Zuständigkeit der Kommune liegt, an. Jedoch sind 
auch in der ordnungsbehördlichen Unterbringung Regeln zu befolgen, die nicht immer von den Perso-
nen eingehalten werden können, wodurch trotz der Unterbringungspflicht das Angebot an seine 
Grenzen kommen kann und eine Unterbringung in Form eines Hausverbots oder einer Wegweisung in 
eine andere Stadt ausgesetzt wird. In der vorliegenden Sequenz wird genau die Herausforderung ver-
handelt, wohnungslose Menschen aufgrund nicht tragbaren Verhaltens von der Unterbringung 
auszuschließen und damit selektiv Personen noch weiter zu exkludieren. 

„Ähm, wir nennen es Systemsprenger. Ist ja eigentlich ein Begriff, der meistens eher in der Jugendhilfe 
benutzt wird, auch durch diesen prominenten Film mit dem Mädchen. Aber letztendlich gibt es die ja auch 
bei uns, also DIE Menschen, die einfach durch alle Hilfesysteme durchfallen, ne? Die massiv drogenabhän-
gig sind, die massiv, äh, psychische Krankheiten, ähm, haben, die sie aber nicht einsehen oder nicht 
bearbeiten wollen. Di / Die landen ja am Ende alle bei uns, ne? Die freien Träger und mit allen, mit denen 
du sprichst, sagen dann, äh / J / an die freien Träger, ne? Die wissen das. Aber neulich hatten wir einen Fall 
mit unserer Rechtsabteilung, ja, dann schmeißen sie ihn halt raus, ne? (…) Geht halt nicht. Ist ja die Pflicht-
aufgabe, ne? Das wird halt bei uns auch im Sozialamt bespielt. Es gibt ja auch Kommunen, wo das 
Ordnungsamt das einfach macht, ne? Dann ist es irgendwie eindeutiger, dass das einfach so ein Verwal-
tungsakt ist, dem Menschen ein Obdach zu geben, ohne zu definieren, welche Qualität. Aber wir machen 
das halt aus einer Hand, und dann muss man schon immer schmunzeln, wenn dann die Problemlösung das 
Hausverbot sein soll. Wobei wir das auch ab und zu anwenden im Moment. Also, wir haben echt ma/ Fälle, 
wo wir / wo wir / wo wir das Hausverbot anwenden müssen. Wo wir dann halt auch riskieren, dass das 
Verwaltungsgericht uns dann zwingt, die Person wieder unterzubringen. Ich habe gerade wieder ein Mail-
Protokoll bekommen von einem von uns untergebrachten Mann, der mit seinen Fingern die Tapete und den 
Putz wegkratzt und die / jetzt, äh, heute Nacht die Wasserrohre rausgerissen hat und deshalb unsere halbe 
Unterkunft unter Wasser steht. Das ist halt die Qualität der Menschen, die da halt zunehmend anlanden 
und für die es halt einfach auch keine Hilfesysteme gibt, ne? Auch die, äh, Aufnahme, die kurzzeitige, in 
der Psychiatrie, die ist meistens nach zwei Tagen wieder BEENDET. Ähm, die Medikamentierung, die dort 
verabreicht wird, die reicht ja mittlerweile nur noch wenige Tage, ne? Das war früher auch mal anders. 
Also, da sind wir auch im regen Austausch mit den / mit den, äh, Chefärzten dort. Die einfach sagen, sie 
dürfen bestimmte Dinge nicht mehr, die sie früher gedurft hatten. Stichwort Depots setzen.“ (Expter*in_ur-
baner Raum) 
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Hier wird der gesetzliche Spielraum ausgereizt bzw. ausgedehnt, wodurch der Kommune die Gefahr 
rechtlicher Folgen droht, eine Störung im ordnungsrechtlichen Sinne nicht behoben wird und für die 
einzelnen Person am Ende des Selektionsprozesses Gefahr für Leib und Leben besteht. Als mögliche 
Lösung wird hier eine menschenwürdige Unterbringung angeführt, die auch psychisch kranken und 
drogengebrauchenden Menschen einen Rückzugsort gewährleisten sollen und damit mögliche Aus-
schließung von der ordnungsrechtlichen Unterbringung verhindern sollen. 

Wie in den Interviewzitaten deutlich wird, kommt es zur Herstellung der Sozialfigur der inadäquaten 
Adressat*innen, die aufgrund ihres Verhaltens als „Systemsprenger“ oder kranke Personen eine Funk-
tionsstörung im Hilfesystem verursachen. Es entsteht für die Fachkräfte eine Situation, in der die 
offerierten Angebote nicht den komplexen Bedarfen der Nutzer*innen entsprechen. Je komplexer die 
sozialen und gesundheitlichen Bedarfe einer Person sind, desto wahrscheinlicher ist es, dass sie durch 
die Lücken der von der Gesellschaft angebotenen sozialen Dienstleistungen fällt – die komplexen 
Bedarfe sind dabei als ineinandergreifende Probleme zu verstehen, die eine gezieltere Intervention 
von wohlfahrtstaatlichen Angeboten verlangt (Rankin/Regan 2004). Da diese zu hochschwellig sind, 
nicht auf das Individuum zugeschnitten bzw. nicht in ausreichendem Maße vorhanden sind, identifizie-
ren professionelle Fachkräfte sowohl in der ordnungsrechtlichen Unterbringung als auch in 
niedrigschwelligen Einrichtungen der Sozialen Arbeit immer mehr wohnungslose Menschen mit psy-
chischer Erkrankung (Nouvertné/Wessel/Zechert 2002; Bäuml et al. 2017; Giertz/Sowa 2021; Daßler 
2023). Dies ist kein neues Phänomen. So wurde bereits in den 1990er Jahren der Begriff des „Sammel-
beckens“ verwendet: „Die Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe sind zu einem Sammelbecken für 
chronisch psychisch kranke Menschen geworden, zu deren adäquater Betreuung sie weder finanziell 
noch fachlich in der Lage sein können“ (Kellinghaus et al. 1999: 116). Als einen der Hauptgründe für 
die Zunahme von Menschen mit psychischen Erkrankungen wurde die Schnittstellenproblematik zwi-
schen Psychiatrie und Wohnungslosenhilfe identifiziert (Kellinghaus et al. 1999; Ratzka 2012; Rosenke 
2017; Finzi 2023). Während für wohnungslose Menschen psychiatrische Einrichtungen häufig zu hoch-
schwellig sind (keine Meldeadresse, Krankenversicherung, Krankheitseinsicht, Zugang nur durch 
Diagnosestellung und Krankheitseinsicht, etc.), suchen sie sich Unterstützung in der niedrigschwelli-
gen Wohnungslosenhilfe, welche den großen Hilfebedarf (Doppeldiagnose Abhängigkeitserkrankung 
und psychische Erkrankung, Psychiatrieerfahrung) nicht bearbeiten kann (ebd.).  

Zur Sozialfigur der inadäquaten Adressat*innen gehören neben wohnungslosen Menschen mit psychi-
scher Erkrankung oder Suchterkrankung weitere Personengruppen, die von den Fachkräften in den 
Interviews genannt werden, insbesondere Menschen mit Migrationshintergrund ohne Anspruch auf 
Sozialleistungen (Sowa et al. 2024; Tissot et al. 2024). Diese Personengruppe wird nicht aufgrund 
ihres Verhaltens problematisiert und als Funktionsstörung gedeutet. Vielmehr stören sie die Hilfesys-
teme aufgrund ihres fehlenden Leistungsanspruchs bzw. ihrer Anspruchsausschlüsse (Graßhoff et al. 
2016; Frings 2018; Haj Ahmad 2022). Für die benötigten Angebote der häufig als nicht-anspruchsbe-
rechtigten Unionsbürger*innen hergestellten Personengruppe stellt sich daher immer die Frage der 
Finanzierung. Daher können die inadäquaten Adressat*innen nicht nur aufgrund von Verhaltensauffäl-
ligkeiten, sondern auch strukturell begründet werden. 

Die Bearbeitungspraxis vollzieht sich für Fachkräfte unter den Rahmenbedingungen eines Hilfesys-
tems für wohnungslose Menschen, das durch die Funktionsstörungen gekennzeichnet ist. Diese 
Störungen können als Struktur des fehlenden leistbaren Wohnraums und Sozialfigur der inadäquaten 
Adressat*innen beschrieben werden und führen zu einer eingeschränkten Bearbeitung des Problems 
der Obdach- und Wohnungslosigkeit. Fachkräfte, die diese gegebenen Bearbeitungsbedingungen 
vorfinden, nehmen unterschiedliche professionelle Haltungen ein, die im folgenden Kapitel rekonstru-
iert werden. 
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3.3 Haltungen der Akteur*innen im Feld der Wohnungsnotfallhilfe 

In der Sozialen Arbeit und damit auch in der Sozialen Arbeit mit wohnungslosen Menschen handelt es 
sich bei der (professionellen) Haltung von Fachkräften um einen schillernden und dennoch alltäglich 
verwendeten Begriff, hinter dem sich ein bislang nicht eindeutig definiertes Konzept verbirgt. Bei ei-
ner genaueren Betrachtung wird Haltung im Kontext Sozialer Arbeit „als ein Sichtbar- und Praktisch-
Werden eines Ethos, als ethische Praxis“ (Will/Dörr 2023: 4) allgemein definiert oder mit den Begriffen 
des Habitus oder der Gesinnung versucht in Zusammenhang zu bringen (Domes/Wagner 2020). Die 
Haltung einer Fachkraft, die an einem Hilfeprozess beteiligt ist, darf dabei nicht fälschlicherweise als 
grundsätzlich positiv bzw. gut verstanden werden, sondern kann sich auch als negativ bzw. böse her-
auskristallisieren (Will/Dörr 2023: 4). Die Haltung der unterschiedlichen Fachkräfte im Kontext der 
Wohnungsnotfallhilfe beeinflussen in besonderer Weise die Bearbeitungspraxis vor Ort.  

Die empirischen Analysen verweisen auf eine große Bandbreite, wenn es um die Haltung der Fach-
kräfte geht, die sich als (1) resignative, (2) menschenabwertende, (3) humanistische und (4) christliche 
Haltungen kontrastierend beschreiben lassen. Dabei bewegen sie sich stets in einem ihrer Zuständig-
keit vorgegebenen gesetzlichen Rahmen. Dieser wird jedoch im Sinne einer street-level-bureaucracy 
(Lipsky 1980) gedeutet, so dass mehr oder weniger Spielräume wahrgenommen werden. Je nach Hal-
tung der Fachkräfte werden die gesetzlichen Grundlagen mehr oder weniger genutzt oder für oder 
gegen Menschen überschritten. Allgemein ist es relevant zu konstatieren, dass ein*e Akteur*in nicht 
eine Haltung innehat, sondern dass diese je nach Situation und Kontext variabel scheint und sich stets 
Tendenzen abzeichnen, die nicht als absolut zu bewerten sind.  

Aufgrund der beschriebenen Rahmenbedingungen für die eigene Bearbeitungspraxis ist es nicht un-
bedingt überraschend, dass Fachkräfte eine eher hoffnungs- und perspektivlose Haltung hinsichtlich 
der Rahmenbedingungen und Zielgruppen einnehmen. Diese (1) resignative Haltung in der Bearbei-
tungspraxis von Wohnungslosigkeit zeigt sich auf unterschiedliche Weise und verweist dabei zum 
einen auf die perspektivlose Verwaltung von Wohnungslosigkeit, die Gefühle der Ohnmacht erzeugt: 
„Im Grunde bin ich ein kleines Licht und bin halt für die noch kleineren Lichter zuständig (schmunzelt), 
sage ich mal, ohne überheblich zu wirken“ (Expert*in_ländlicher Raum). 

Zum anderen führt die resignative Haltung zu Ausschluss, Ablehnung, Stigmatisierung und Diskrimi-
nierung bestimmter Gruppen wohnungsloser Menschen innerhalb des Hilfesystems. Dies betrifft vor 
allem psychisch und suchtkranke wohnungslose Menschen, die in den Interviews als nicht-wohnfä-
hige Menschen und Systemsprenger*innen eingestuft werden. Keine allgemeine Lösung für diese 
Fälle zu haben, lässt bei Fachkräften Gefühle der Überforderung entstehen:  

„Also, das ist so die Frage, was machst du mit einem Menschen, der einfach überhaupt nicht mehr funkti-
oniert, ne? Für den / für den es keine / keinen Boden mehr gibt, außer dem Dach, das du ihm geben musst. 
Das zerfrisst die Kolleginnen schon.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Damit Menschen die ihnen abgesprochene „Wohnfähigkeit“ wieder erlangen – so sind verschiedene 
Fachkräfte sich einig – wäre es gut, wenn „wie so eine Art, ich will jetzt sagen, Trainingswohnen [statt-
finden würde] (Expert*in_ländlicher Raum), in welcher die Menschen ihre störenden Verhaltensweisen 
idealerweise ablegen und andere dazu lernen: „Also [der Obdachlose] lernt seine Miete zu zahlen, 
lernt (…) ja, sich zurechtzufinden. Und ähm, so zu LEBEN, dass es die anderen nicht stört“ (Ex-
pert*in_ländlicher Raum).  

Für die Bearbeitung des Verhaltens von inadäquaten Adressat*innen fordern die Fachkräfte mehr Ei-
genaktivitäten. Hier wird ein (neoliberales) Menschenbild der passiven Körper entworfen, die erst mit 
Hilfe von Druck in Bewegung geraten. Die Folge könnte Ausschluss und Diskriminierung sein, wenn 
im Kontext der ordnungsrechtlichen Unterbringung angedroht wird, dass eine höherwertige Unter-
kunft verlassen werden muss, wenn der bürokratischen Pflicht in Form von der Beantragung von 
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Bürgergeld beim Jobcenter nicht nachgekommen wird. Obdachlose Menschen werden dann in der 
qualitativ schlechteren [Unterbringung 1] untergebracht. 

„Also [Unterbringung 2] ist für Leute, die halt das auch bezahlen können oder es gezahlt wird, [Unterbrin-
gung 1], die halt wirklich gar nichts mehr haben oder aber nicht in der Lage sind, beim Jobcenter ihre 
Antragsunterlagen fertig zu kriegen, ähm, dass solche dann auch schon mal, also dann müsst ihr halt raus, 
dann müsst ihr in die [Unterbringung 1], weil man muss den Leuten schon auch einmal ein bisschen Druck 
machen. Sonst passiert nichts.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Die Fachkräfte machen die Erfahrung, dass Nutzer*innen durch ihre vermeintliche Passivität mit im-
mer höheren Erwartungen zu ihnen kommen, in der Hoffnung, dass die Fachkräfte sie in leistbaren 
Wohnraum vermitteln können. Da es jedoch strukturell keine Möglichkeiten gibt, die Personen in Woh-
nungsnotfällen überhaupt mit leistbarem Wohnraum zu versorgen, fordern die Interviewten, dass 
wohnungslose Menschen selbst aktiver werden müssen, um ihre Situation zu lösen:  

„Also wenn es die Wohnung nicht gibt, (…) kann ich sie ja nicht vermitteln (...). (...) Also das ist halt, glaube 
ich, so (…) die größte Hürde. Ich kann ja niemandem was vermitteln, was es nicht gibt. Plus ähm (..) dass 
das Klientel schon ähm (..), wie kann man das jetzt am besten beschreiben, ähm (..) mit/ mit wenig Aufwand 
sehr viel erreichen will, sage ich jetzt mal. Also die/ diese äh (..)/ diese äh/ diese Forderung, also zu sagen, 
okay, ich kann selber die Wohnung nicht suchen, diese Fachstelle muss sie mir jetzt besorgen, (…) so, das 
ist, glaube ich, die höchste/ das ist, glaube ich, die/ die größte Herausforderung.“ (Expert*in_ländlicher 
Raum) 

„Was ich mir vom Klientel wünsche, ähm (.) wieder mehr Hilfe zur Selbsthilfe. (…). sich quasi nur darauf zu 
verlassen, dass irgendjemand anderes was macht und/ und von sel/ Also eigentlich ist es ja so mal gewe-
sen oder sollte es so sein, dass die Soziale Arbeit eine Hilfe zur Selbsthilfe ist. Ähm aber ich das bei vielen 
(.) vermisse, ähm (...) da/ dass sie diese Hilfe zur Selbsthilfe annehmen. Ähm sondern halt mit (…) einer 
bestimmten Forderung oder mit einer bestimmten ähm, ja, wie/ wie/ wie kann man es am besten beschrei-
ben, mit/ ja, mit einer bestimmten Forderung kommen und (..) halt auch nur diese wollen. Sprich, ich will 
jetzt die Wohnung haben. Ähm aber nicht annehmen, wenn (…) der Berater, die Beraterin, der Sozialpäda-
goge ihnen erklärt, wie das Ganze funktioniert. Ähm also sprich, er selber muss sich mit dem Vermieter in 
Verbindung setzen und so weiter und sofort. Ähm also das würde ich mir dann vielleicht auch vom/ vom 
Klientel wünschen. (…) Also nicht nur (…) vom Staat, von/ von Trägern, von/ Also sondern auch wieder, dass 
das Klientel vielleicht ein bisschen wieder selbstständiger wird und ein bisschen mehr/ also ein bisschen 
mehr macht als das, was es jetzt macht.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Hier zeigt sich deutlich eine resignative Haltung in der Bearbeitungspraxis, durch die Abhängigkeit 
vom fehlenden Wohnraum und die Erwartungen einer Fachkraft an die Nutzer*innen eines Angebots 
in der Wohnungslosenhilfe, die diesen aufgrund ihrer besonderen Lebensverhältnisse in Verbindung 
mit den besonderen sozialen Schwierigkeiten nicht entsprechen können. Die resignative Haltung spie-
gelt sich in Anbetracht der herausfordernden und begrenzenden Rahmenbedingungen wider, die 
durch Zuständigkeitsbereiche abgesteckt werden und zum Ausschluss herausfordernder Gruppen 
wohnungsloser Menschen führen, für die es keine oder nicht ausreichend passende Hilfeangebote im 
lokalen Hilfesystem gibt.  

Das soziale Problem der Obdach- und Wohnungslosigkeit wird in manchen Fällen nicht als strukturel-
les Problem gedeutet, sondern stark individualisiert und mit längst überholten Ideen von defizitären 
Persönlichkeitsausprägungen von Menschen in Verbindung gebracht.  

„Also es wird jeder private Vermieter sagen, dieses Klientel tue ich mir nicht an. Verstehe ich ja. Ich würde 
es auch nicht tun, ja? Ich tue mir das nicht an, mit solchen Leuten, die ihre Miete nicht zahlen, die die Woh-
nungen runterwirtschaften, die ihre Hausordnung nicht machen. Ähm, das macht kein privater Vermieter. 
So großherzig ist keiner. Das muss in die öffentliche Hand und entweder es macht die Kommune selber, 
ja, und bietet halt billigen Wohnraum an, so wie wir jetzt (…) [den Bergenweg]. Den bräuchten wir bloß auf 
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Vordermann bringen, (…). Muss ja nichts Großartiges sein, aber einfachen, günstigen Wohnraum anbieten.“ 
(Expert*in_ländlicher Raum) 

Aus dieser eher (2) menschenabwertende Haltung heraus zeigt sich weiter, dass Menschen in Woh-
nungsnot auch keine menschenwürdigen Standards nötig hätten, sondern die ordnungsbehördliche 
Unterbringung auch als solche, eine kurzweilige Notunterbringung, verstanden werden soll, die bei-
spielweise keine Duschmöglichkeiten notwendig machen: „Das ist nicht das Schönste, aber wie 
gesagt, es ist schon, also für mich ist es okay, ja. Und ich persönlich muss sagen, man überlebt auch 
ohne Dusche, ja?“ (Expert*in_ländlicher Raum).  

Diese menschenabwertende Haltung kann auch rassistische Züge annehmen (Haj Ahmad 2022), wenn 
bspw. die erfolglose Wohnungssuche von migrantisch gelesenen wohnungslosen Menschen mit ras-
sistischen Stereotypen rationalisiert wird; diese wären durch ihr Verhalten bei 
Wohnungsbesichtigungen (Tragen eines Kopftuches) selbst schuld, wenn sie keinen Mietvertrag er-
halten würden (Tissot et al. 2024).  

Dagegen zeichnet sich eine (3) humanistische Haltung dadurch aus, dass die Menschenrechte der woh-
nungslosen Menschen als zentraler Bezugspunkt der Bearbeitungspraxis von Wohnungslosigkeit 
verstanden werden, so wie es dem Selbstverständnis von Sozialer Arbeit entspricht (Staub-
Bernasconi 1995). Im Kontext niedrigschwelliger Angebote im ordnungsrechtlichen Sektor, zeigt sich 
die humanistische Haltung der Fachkräfte bspw. in der Sicherstellung bestimmter Rahmenbedingun-
gen, die trotz der existenziell bedrohlichen Lebenssituation das „Leben lebenswert“ 
(Exptert*in_urbaner Raum) machen und ein selbstbestimmtes Leben ermöglichen. Hierbei geht es um 
die Sicherstellung von qualifizierter Beratung, Gesundheitsfürsorge, Hilfen bei behördlichen und wirt-
schaftlichen Angelegenheiten, Einrichtung einer Postadresse. Konkret bedeutet dies zum Beispiel, 
dass ein*e Träger*in für eine Stadt die Auszahlung des Bürger*innengeldes übernimmt:  

„WIR ähm, übernehmen für die [Stadt C] die Auszahlung der äh, Tagessätze, (…) des Bürgergeldes. Auch 
da also für eine existenzielle Sicherung zu sorgen. Das ist auch eine / eine Chance, dass Frauen gar nicht 
auf die Idee kämen zum Beispiel, die sich ähm, wohnungslos dauerhaft in [Stadt C] aufhalten, ja? Dass die 
einen Anspruch auf / auf monatliche Leistungen auch haben, ja? Also da auch diese Ansprüche der Frauen 
ähm, mit durchzusetzen und / und sie dazu äh äh zu stärken, zum Beispiel.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Die Rechte der Menschen als zentraler Bezugspunkt der eigenen Haltung und des Handelns wird auch 
im Folgenden deutlich, indem der Erfolg der eigenen Arbeit innerhalb eines Projekts definiert wird: 

„Ähm, erfolgreich, jetzt (..) ah ähm / Ja, Rechte der Frauen gestärkt werden, gegenüber Eltern, gegenüber 
Behörden, wenn irgendwelche äh, Zahlungen eingestellt werden. Und wir konnten unterstützen (…), dass 
da äh, Ungerechtigkeit auch verhindert wird, ja? Ähm, also ähm, ja, das werte ich noch als jede Art der 
Beziehungsgestaltung, äh, die / die / der positiven Beziehungsgestaltung. Ich bewerte positiv, äh, dass die 
Be / ähm, Bewohnerinnen sehr viel Wertschätzung für ihre Situation erfahren. Also es ist eine Grundhal-
tung, die wir überall, ähm / Also mit Grundhaltung überhaupt, unserer / gesamt / des gesamten 
Fachbereichs. Äh äh Wertschätzung gegenüber ähm, der / der / der Arbeit, die die Frauen in ihrem Leben 
geleistet haben, ja.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Eine humanistische Haltung zeigt sich in der Intention, hinter der sozialen Problemlage der Woh-
nungslosigkeit den Menschen zu sehen, der durch eine professionelle Beziehung und Unterstützung 
in seinen Rechten gestärkt werden kann und nicht nur innerhalb seiner Lebens- und Problemlage zu 
verwalten ist:  

„Also ähm, wir sind angetreten, dass wir ein Mehr an Begleitung anbieten wollen. Ähm, und das heißt, wir 
wollten mehr als die Not verwalten. Ähm, (..) und ich sage mal, es wird gesehen in (…) [urbaner Raum]. Äh, 
wir können die Frauen wesentlich äh, intensiver begleiten, wenn sie das wollen.“ (Expert*in_urbaner Raum)  
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Die Not der Menschen in den Blick zu nehmen, intensive Unterstützung anzubieten und deren Rechte 
zu vertreten ist auch Teil einer (4) christlichen Haltung, die viele Gemeinsamkeiten mit der humanisti-
schen Haltung aufweist: Auch hier gibt es Bezüge zu Menschenrechten, jedoch stehen die Deutungen 
der Fachkräfte immer in einem Zusammenhang mit christlichen Werten wie dem der Nächstenliebe 
und der Hoffnung sowie allgemein dem Glauben. Die tendenzielle Dominanz einer christlichen Hal-
tung zeigt sich in der folgenden Sequenz, in der eine klassische Armenfürsorge beschrieben wird, die 
sich der Not der Menschen annimmt und im Sinne des Gebots der Nächstenliebe handelt:  

„Ja, wir werden ja auch gefragt, also wie ist der Erfolg Ihrer Arbeit, ja? Also WORAN sehen Sie das? Ähm, 
das darf man nicht in den Vordergrund stellen, sage ich mir. Es geht drum, äh, also Not äh, zu lindern. Und 
das sehe ich, also da sehe ich wirklich einen / einen Erfolg, dass uns das äh, gelungen ist. Ja, die Menschen 
mehr in Blick zu nehmen, auch / Ich / ich arbeite seit 30 Jahren dran, immer ein / ein / ein / ein äh, über eine 
Parteilichkeit, ein Verständnis für das Klientel zu entwickeln, ja? Also nicht zu sagen: „Ah, das sind die 
Obdachlosen und dann mache ich den großen äh, Bogen rum. Und äh, die haben ja keine Lust zu arbeiten. 
Und jeder, der will, kann, und so weiter.‟ Also diese ganzen Klischees da. Ich / ich denke, DA hat sich äh, 
was verändert.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Dieses Gebot der Nächstenliebe und die Achtung der Menschenwürde wird im Umgang mit obdach-
losen Menschen deutlich: „Ich sage immer, ich bin Mutter Teresa“ (Expert*in_ländliche Region), zumal 
andere Akteur*innen aus unterschiedlichsten Gründen (Scham, Abneigung, Ekel, Angst, fehlende Zu-
ständigkeit) keine Hilfe mehr anbieten würden. Hier sind die Träger*innen und Akteur*innen weiterhin 
offen und aktiv bereit, Hilfen anzubieten und sehen es als ihre Aufgabe als Menschen, in jeder Le-
benslage füreinander einzustehen und da zu sein: 

„Ähm, na ja, Erfolg in Bezug auf die Klientinnen und Klienten ist natürlich, dass eine verlässlichere / also, 
dass die einen Ansprechpartner haben, der ihnen bei den Problemen HILFT, ähm, um, um Hürden zu über-
winden, wofür die Klienten und Klientinnen selber vielleicht gar keine Kraft mehr haben, weil die damit so 
beschäftigt sind, ähm, ihren Alltag zu bewältigen, dass es ihnen dann einfach wurscht ist, ob jetzt die 
Wunde eitert oder, oder nicht. Manche merken es ja gar nicht, weil, ähm, die haben einen Dauerpegel, Al-
koholpegel, da spielt sowas keine Rolle. Ähm, die kommen dann halt nur, wenn sie / wenn es akut wird. (…) 
Also eine verlässlichere Versorgung oder auch einen ANSPRECHPARTNER, eine Ansprechstelle zu schaf-
fen. Das ist schon mal ganz wichtig. Das ist ein Erfolg für Klientinnen und Klienten. Ähm, es ist auch ein 
Erfolg für die Kommune AN SICH, weil die Gefahr, dass aus so einer Kleinigkeit eine große Krise wird, mit 
entsprechenden Problemen, die das dann nach sich zieht, also rein optisch im Stadtbild. Ähm, die Leute 
sind AUFGEHOBEN, weil sie eine Anlaufstelle (…) haben. Gleichzeitig, ähm, ist die, ist die Gefahr, dass 
jemand in einer psychischen Krise jetzt akut durch die Stadt läuft, vielleicht nicht mehr so groß, wenn der 
weiß: Mir geht es gerade ganz schlecht, ich hab da / ich weiß, wo ich hin kann. (…) Also das (…) Gefähr-
dungspotenzial in der Stadt (…) sinkt auch dadurch. Das ist auch ein Erfolg. Und natürlich ist es auch ein 
humanitärer Erfolg, wenn ich sagen kann, wir, ähm, wir / Das ist unsere AUFGABE als, als, als SOZIALE 
Gesellschaft, als, als Humanisten, keinen, ähm, zurückzulassen, der selber für sich nicht sorgen kann. Und 
das gilt genauso, äh, für Obdachlose eben.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Es wurde bereits deutlich, dass aufgrund der eingenommenen Haltung in resignativer und menschen-
abwertender Weise es zu Ausschlüssen für bestimmt Personengruppen, insbesondere die der 
inadäquaten Adressat*innen, kommen kann. Eine selektive Bearbeitungspraxis ist immer auch Teil der 
Arbeitswirklichkeit der Fachkräfte und lohnt einer weiteren Betrachtung. 

  



 
Lokale Hilfesysteme für  

wohnungslose Menschen im Wandel 
 

28 

3.4 Selektion und soziale Exklusion  

In der Bearbeitungspraxis wird Selektion häufig von Fachkräften praktiziert, um in irgendeiner Form 
im Bearbeitungsprozess handlungsfähig zu sein und entsprechend der jeweiligen Zuständigkeit, 
rechtlichen Rahmenbedingungen und der individuellen Bedarfe der wohnungs- und obdachlosen 
Menschen aktiv zu werden. Selektion kann sowohl als Clearing, Bedarfsklärung und passende/zielge-
richtete Auswahl positiv verstanden werden, als auch negativ als Auslese, Ausschluss, 
Diskriminierung und Stigmatisierung innerhalb des Hilfesystems. Die Fachkräfte in der Wohnungs-
notfallhilfe sind stets aufgefordert, wenn auch mitunter unbewusst, Entscheidungen zu treffen, die 
zu einer Selektion von Personengruppen innerhalb des Systems führen. Auf der strategischen Ebene 
wird entschieden, welche Bedarfsgruppen als besonders vulnerabel und bedürftig eingestuft werden 
und damit mehr oder qualifiziertere Angebote benötigen. Hier können die Bearbeitungspraxis und die 
Entscheidung für die Erweiterung oder Qualifizierung eines Angebots auf Basis einer positiven 
und/oder negativen Selektion stattfinden. Auf der operativen Ebene beginnt eine Bearbeitungspraxis 
in dem Moment, wenn ein Wohnungsnotfall seinen*ihren Wunsch nach Hilfe äußert. Auch hier wird 
dann eine selektive Entscheidung auf Basis von bestimmten Kriterien getroffen, welche Leistung dann 
die passende für die Person ist. Dies steht dann im Zusammenhang mit der jeweiligen Haltung, die von 
verschiedenen Faktoren wie dem beruflichen Hintergrund, den Erfahrungen, den Zuständigkeiten, 
dem gesetzlichen Spielraum usw., beeinflusst wird. 

Folgende Sequenz verdeutlicht exemplarisch eine selektive Bearbeitungspraxis auf strategischer 
Ebene in der Wohnungsnotfallhilfe, die wohnungslose psychisch kranke Menschen als besonders vul-
nerable und herausfordernde Gruppe im Hilfesystem versteht und hierbei positive als auch negative 
Bewertungen in der oben beschriebenen Art und Weise hervorbringen: 

„Also, (….) wenn wir uns zur Aufgabe machen, dass wir / dass wir verhindern, dass Menschen wirklich auf 
der Straße leben müssen, ne, dann sind wir mit dabei. Weil wir auch quantitativ in dieser neuen Einrichtung, 
wo wir sagen, auch qualitativ, ist es das eine kleine Zimmer, dass wir jedem geben, der (.) keine eigene 
Wohnung hat. Ein kleiner Schutzraum, kleiner Rückzugsort, das ist unser ZIEL, dass wir das nach wie vor 
können, dass wir das den Menschen geben können. Darauf arbeiten wir hin. Aber das andere, dass ALLE 
Menschen, im Moment, alle 500, die wir haben, äh, in (…) sieben Jahren alle eine eigene Wohnung haben, 
dort auch funktionieren, trotz ihrer massiven psychischen Probleme, weil, die sind halt auch nicht / Also, 
zum Teil sind die Menschen nicht alleine wohnfähig, ne? (…) Und für die anderen, für die Familien, die im 
Verfügungswohnraum sind, klar, fänden wir das toll, wenn die alle ihren eigenen Mietvertrag kriegen in 
der Sozialwohnung. Aber wenn wir die Anzahl der / der Wohnberechtigungsscheine im Vergleich zu den 
verfügbaren Sozialwohnungen sehen, können Sie alles in dem Bericht gleich nachlesen / (..) ja, unmöglich.“ 
(Expert*in_urbaner Raum) 

Für diese besondere Bedarfsgruppe, der wohnungslosen psychisch kranken Menschen soll die ord-
nungsrechtliche Unterbringung erweitert und Standards durch die Orientierung an Grundsätzen der 
Menschenwürde (z.B. durch Unterbringung in Einzelzimmern) verbessert werden. Sie werden also pas-
send für ein solches verbessertes ordnungsrechtliches Angebot imaginiert. Eine eigene Wohnung 
hingegen erscheint als nicht passend, da hier die selektive Entscheidung auf strategischer Ebene for-
muliert wird, dass diese Gruppe aufgrund ihrer Erkrankung nicht wohnfähig sei. Im Gegensatz dazu 
gibt es andere – nicht kranke – Gruppen wohnungsloser Menschen, die angeführt werden, wie die der 
Familien, denen eine Wohnung und eine Wohnfähigkeit zugesprochen werden. Hier findet also die 
Verteilung der Ressource Wohnung anhand selektiver Prozesse statt, ob jemandem eine Wohnfähig-
keit zugeschrieben wird oder nicht. Außerdem werden gegenüber den wohnungslosen psychisch 
kranken Menschen noch weitere stigmatisierende und diskriminierende Zuschreibungen vorgenom-
men, die vordergründig nur den Bedarf und die Herausforderungen mit den Menschen im Hilfesystem 
beschreiben wollen. Auf diese Weise findet eine Legitimation der vorgenommenen Selektionspro-
zesse statt. Die strategischen Leitlinien, die bestimmten Selektionsprozesse innerhalb der 
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Versorgung wohnungsloser Menschen legitimieren, wirken sich direkt auf das operative Vorgehen 
aus: 

„Sondern es ist wirklich so, dass wir (.) den Menschen, äh, Angebote machen, und es ist natürlich von der 
Arbeitsweise ein ganz, ganz großer Unterschied, ob wir von den / von den alleinstehenden Menschen reden 
oder ob wir über Familien reden. Also für uns ist es so, dass, wenn eine Familie obdachlos wird, wenn Kinder 
dabei sind, ähm, ist es ein absolutes Tabu, die in unserer, äh, äh, Großeinrichtung unterzubringen. Weil das 
einfach in unseren Augen auch, äh, vom Kinderschutz her überhaupt nicht geht. Ähm, für die halten wir 
fast ausschließlich Verfügungswohnungen zur Verfügung, die in der Regel eingestreut sind in normale 
Wohnungen. Und die wir zu 99 Prozent auch über unsere städtische [Wohnungsbaugesellschaft] doch / 
Tochter haben. Sind ungefähr 120 Wohnungen, (..) in denen über 300 Leute untergebracht sind.“ (Ex-
pert*in_urbaner Raum) 

Hier wird erneut zwischen Bedarfsgruppen differenziert, wem welche Form der ordnungsrechtlichen 
Unterbringung ermöglicht und zugestanden werden kann, wodurch die einen Vorteile und die anderen 
Nachteile erfahren. So wird auch in der ordnungsrechtlichen Unterbringung obdachloser Menschen, 
die als Pflichtaufgabe der Kommunen und Gemeinden definiert ist, Wohnfähigkeit als Grundvoraus-
setzung für eine Unterbringung formuliert. Folgendes Beispiel aus der Praxis einer Ordnungsbehörde 
verdeutlicht das Vorgehen:  

„Ich habe mit Betreuern zu tun, ähm, die dann auch, äh, ihre Klienten irgendwie unterbringen müssen bei 
uns und da sage ich immer, also wir können nur Leute unterbringen, die auch wohnfähig sind. Aber wenn 
die irgendwie, ja, psychisch auffällig sind oder sonst irgendwas, das, das bringt nichts, ne? (Expert*in_länd-
licher Raum) 

Das Thema der sogenannten Wohnfähigkeit ist bei der Klärung und Auswahl einer passenden Hilfe 
und Wohnform ein zentrales Kriterium, wobei wohnungslosen Menschen seitens der Sozialen Arbeit 
oder anderen Akteur*innen wie die der Ordnungsbehörde oder Mitarbeiter*innen bei Kostenträger*in-
nen die Fähigkeit zu Wohnen ab- oder zugesprochen wird. Bei fehlender Wohnfähigkeit wird sich dann 
für eine Unterbringung oder betreute Wohnform ausgesprochen, wodurch der Weg zum eigenen 
Wohnraum erschwert wird: „Und muss dazu natürlich sagen, es ist nicht jeder in der Lage, eine eigene 
Wohnung zu bewohnen. Dazu fehlt es häufig auch an Wohnkompetenzen. Dafür ist das Betreute Woh-
nen, Kurzzeitübernachtung schon super“ (Expter*in_städtischer Raum).  

Hier zeigen sich asymmetrische Machtverhältnisse zwischen wohnungslosen Menschen und Hilfean-
bieter*innen besonders deutlich. Eine Auflösung solcher Selektionsprozesse, ausgehend von der 
Wohnfähigkeit und -kompetenz im Hilfesystem, wird mit dem US-amerikanischen Housing-First-An-
satz deutschlandweit erprobt und theoretisch im Diskurs proklamiert. Die Umsetzung der Housing 
First-Projekte kommt jedoch genau an den Stellen an ihre Grenzen, wenn es darum geht, niemanden 
und vor allem nicht die wohnungslosen psychisch kranken und suchtkranken Menschen auszuschlie-
ßen. Letztlich findet auch dort eine Selektion statt, die an das Kriterium der Wohnfähigkeit geknüpft 
wird.14 Folgende Sequenz verdeutlicht zum einen die Entscheidungsmacht der Hilfeanbieter*innen, in 
Bezug darauf, wen sie für welches Angebot als fähig erachten und das selektive Handeln bei der Aus-
wahl von Housing-First-Teilnehmer*innen. Zum anderen wird in der Sequenz die Problematik 
verhandelt, das theoretische Ziel, niemanden auszuschließen zu wollen, letztlich in der Praxis nicht 
gänzlich einlösen zu können. Selektionsprozesse und damit Ausschluss innerhalb des Hilfesystems 

 
 
14  Für die Selektion bei Housing First können auch andere Kriterien herangeführt werden. Im amerikani-

schen Kontext wurden bspw. besonders vulnerable Gruppen ausgewählt; dabei wurde Vulnerabilität 
jedoch nicht nach objektiven Kriterien, sondern aufgrund von subjektiven Normalitätsvorstellungen ge-
deutet (Osborne 2019). 
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findet daher unter Rückbezug auf die fachlich professionell begründete Einschätzung – Bewertung 
der Wohnfähigkeit – dennoch statt: 

„Es gab halt auch Leute, ähm, die müssten nicht ohne festen Wohnsitz sein, aber denen ist der Mietmarkt 
halt einfach verschlossen aufgrund ihrer Biografie und ihrer Lebensweise. Und das war dann der Ansatz-
punkt für Housing First, dass wir gesagt haben, es gibt Menschen, ähm, denen trauen wir DURCHAUS zu, 
selber einen Mietvertrag abzuschließen und, äh, selber alle Rechten und Pflichten aus diesem Mietvertrag 
wahrzunehmen, um dann auch selber zu überlegen, was fange ich jetzt an mit meiner Sesshaftigkeit? Ähm, 
wie gehe ich jetzt auch mit meinen sonstigen Problemen, die ich habe um? Ich habe ja jetzt nicht mehr 
diesen täglichen Überlebenskampf auf der Straße, wo ich mir jeden Tag überlegen muss, wo dusche ich, 
wo kriege ich was zu essen her, äh, wo kann ich auf Toilette gehen, wo schlafe ich heute Nacht? Das ist 
alles weg. Das habe ich jetzt, und jetzt, ähm, kann ich mir überlegen, was fange ich mit der restlichen Zeit 
an. Ich habe ja noch ganz VIELE Probleme, ne? Überschuldung, eine Drogenproblematik, eine Suchtprob-
lematik, soziale Phobien, gesundheitliche Probleme. Aber jetzt bin ich gesettelt und kann das alles eben 
angehen. Ich kann mir vielleicht noch ein unterstützendes System zur Hilfe holen, äh, ich muss es aber 
nicht. Und das war eben der Ausgangspunkt, (…) weshalb wir oder ich in dem Fall dann erstmal, ähm, in die 
Richtung gegangen bin, um eben den Menschen, die nicht unbedingt, ähm, die, die, die stark genug sind 
und genügend Ressourcen haben, um, ähm, um selber zu wohnen, dass man denen eben einen Anstoß gibt, 
indem wir zusammen mit ihnen versuchen, eigenen Wohnraum zu finden, weil sie es selber allein aufgrund 
ihrer Schufaauskunft oder auch aufgrund ihres Auftretens / Es sind ja auch nicht immer die saubersten, 
dann vielleicht, ne? Ähm, um da Vorbehalte bei Vermietern abzubauen und die Leute dann in Wohnraum 
zu bringen. (…) Ist also eine andere Qualität des Angebots wie das, was wir jetzt schon haben. Es ist nicht 
für jeden geeignet, aber es ist auf alle Fälle ein, ein PLUS über das bisherige Angebot hinaus, wovon vor 
allem die Menschen profitieren können, die eben, ähm, die einfach müde sind, auf der Straße zu leben, und 
auch ein Stück weit sich in so eine Struktur mit, äh, Rechnung, Pflichten wieder eingliedern wollen.“ (Ex-
pert*in_urbaner Raum) 
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4 Regionale Disparitäten 

4.1 Obdach- und Wohnungslosigkeit als städtische und ländliche Phänomene 

Lokale Hilfesysteme unterscheiden sich stark voneinander. Viele Jahre wurden Obdach- und Woh-
nungslosigkeit als städtische Phänomene angesehen. Gleichwohl zeigt sich in ländlichen Regionen 
eine sich langsam wandelnde politische Einstellung in Bezug zum Thema Wohnungslosigkeit bzw. 
wird Wohnungslosigkeit teilweise als ein zu bearbeitendes Thema im ländlichen Raum erachtet:  

„Früher ist halt das Thema Obdachlosigkeit, sag ich einmal, gerne unter den Tisch gekehrt worden. Das 
heißt, das Motto war natürlich immer, nach Möglichkeit abwimmeln. (…) also das Motto war eigentlich im-
mer auch, muss man wirklich sagen, politisch, politisch gewünscht, äh, die Leute möglichst abwimmeln, 
möglichst nichts anbieten, weil halt auch die Sorge ist, äh, sobald man was anbietet, zieht man die Leute 
nach [Stadt B]. Und natürlich bis zu einem gewissen Punkt, das stimmt, ist natürlich klar, wenn es ein An-
gebot gibt, dann kommen/ Äh, B ist ja quasi hier die Regierungshauptstadt, außen rum sind lauter kleinere 
Städtegemeinden und, ähm, wenn B was anbietet, dann gehen die Leute nach B und melden sich halt hier 
obdachlos. Aber so ist das halt einfach einmal, wenn man eine Stadt ist, ne? Ja. Also deswegen eine Zu-
nahme der Tätigkeit.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Auch wenn heute das Thema Wohnungs- und Obdachlosigkeit im ländlichen Raum nicht mehr ganz 
ignoriert wird, werden weiterhin Personen trotz einer ordnungs- und polizeirechtlichen Unterbrin-
gungspflicht nach Ausreizung der wenigen Angebote im ländlichen Gebiet in andere Städte 
verwiesen. 

„Wohnungslose dürfen wir nicht ablehnen, aber wir haben ja das Hilfsangebot, äh, das, äh, [Unterbringung 
1]. Also ich rede jetzt von Alleinstehenden. Ähm, das/ auf das kann ich die Leute verweisen. Und da ist es 
halt so, dass viele dann gesagt haben, bevor ich da reingehe, schlafe ich lieber unter der Brücke. Und dann 
gibt es aber leider auch Fälle, die haben Hausverbot in der [Unterbringung 1], weil sie sich eben nicht an 
die Hausordnung halten. Da ist also meistens das Problem Alkohol, also sprich in der Herberge darf kein 
Alkohol getrunken werden, oder aber, wenn die abends kommen und die sind so besoffen, äh, und randa-
lieren dann nachts, es ist ja, ähm/ und wenn das ein paar Mal vorkommt, dann nimmt sie die 
Herbergsmutter nicht mehr auf. Da haben wir dann echt ein Problem. Was macht man dann mit solchen 
Leuten? Also ich habe dann immer beantragt, wir brauchen in [Stadt B] einen sogenannten Schutzraum, 
wo man zumindest sagt, die können sich dort bei schlechter Witterung, es geht ja vor allem um den Winter, 
aufhalten, damit sie uns nicht auf der Straße erfrieren. Den Schutzraum habe ich bis heute nicht. (…) Ist 
auch nicht gewünscht politisch, sag ich jetzt einmal, und wahrscheinlich auch, ja, moralisch. Ich weiß jetzt 
nicht, in [Stadt D.] gibt es sowas, soweit ich weiß, und man muss das, ja, sagen, ähm, wir schicken die dann 
nach [Stadt D.]. (…) Und sagen einfach, also ihr habt, ähm, unsere [Unterbringung 1], äh, das ist unsere 
Obdachlosenunterkunft, wenn ihr da rausgeflogen seid, weil ihr euch nicht an die Regeln halten könnt, 
dann müsst ihr euch/ dann müsst ihr in eine andere Stadt, wo es eine andere Unterkunft, wo ihr dann eben 
es versucht. Und dann geht es halt wieder eine Zeit lang gut, ne? Es ist nicht, für uns auch, für mich per-
sönlich nicht befriedigend, muss ich ganz ehrlich sagen. Aber auf der anderen Seite ich verstehe auch 
unsere Herbergsmutter in der [Unterbringung 1]. Also es ist ein gewisses Maß Selbstschutz und auch 
Schutz für die anderen Insassen dort. Ähm, ja, wenn da jemand zusammengeschlagen wird, das kann es ja 
dann auch nicht sein, ne? Und diesen Schutzraum, den ich gesagt habe, er ist nicht da. Den gibt es nicht.“ 
(Expert*in_ländlicher Raum) 

Hier zeigt sich deutlich, dass obdachlose Menschen als sogenannte „Insassen“ (Expert*in_ländlicher 
Raum), Diskriminierung erfahren und nicht als Menschen in einer Notlage betrachtet werden, die nach 
Polizei- und Sicherheitsrecht ein Recht auf Unterbringung haben. Vielmehr ist es hier sogar politisch 
gewollt und als akzeptable Praxis beschrieben, sich der kommunalen Unterbringungspflicht zu ent-
ziehen und die Menschen in andere Städte zu schicken. Es wird an dieser Stelle auch keine 
Vermittlung oder überregionale Kooperation mit passenderen Hilfeangeboten in größeren Städten 
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beschrieben. Die Menschen werden ungeachtet der Notlage, in der sie sich befinden, abgelehnt und 
auf andere Städte verwiesen, wohin sie selbstständig gehen müssen. Im ländlicheren Raum zeigt sich 
eine tendenziell eher ordnungsrechtlich bearbeitete Wohnungslosenhilfe, die entweder zusätzlich nur 
wenige, sich im Aufbau befindende sozialarbeiterische Hilfen oder keinerlei spezifische Hilfen für 
Menschen im Wohnungsnotfall aufweist. Ein differenziertes Hilfeangebot für unterschiedliche Be-
darfslagen ist nicht gegeben. 

Im städtischen Raum hingegen steigt das politische Interesse und damit der für das Thema zur Ver-
fügung stehende Haushalt. Dies lässt sich teils auf die steigende Zahl wohnungsloser Menschen, teils 
auf medial dargestellte schlechte Versorgungsysteme bis hin zum Tod von wohnungslosen Menschen 
im Winter zurückführen (vgl. Expert*in_urbaner Raum). Eine Relevanz des Themas und der Unterstüt-
zung seitens der Politik im urbanen Raum zeichnet sich durch die differenzierte Hilfeangebotsstruktur 
von freien und kommunalen Träger*innen sowie durch zentrale strategische Positionen auf kommu-
naler Ebene aus, die für das Thema der Wohnungsnotfallhilfe zuständig sind. Auf strategischer Ebene 
zeigen sich Bemühungen, mit den steigenden Zahlen wohnungs- und obdachloser Menschen und da-
mit mit dem steigenden Bedarf im ordnungsrechtlichen Bereich bei anhaltendem Mangel an 
leistbarem Wohnraum umzugehen. Hier wird durch neue (Bau-)Projekte und allgemein in der Zu-
kunftsplanung der ordnungsrechtlichen Unterbringung nicht nur quantitativ gedacht, sondern auch 
qualitativ eine Verbesserung der ordnungsrechtlichen Unterbringung im Sinne einer menschenwürdi-
geren Unterbringung mit anvisiert.  

Das Thema der Obdach- und Wohnungslosigkeit wird sehr unterschiedlich im ländlichen Raum ver-
handelt. Dies hat auch Auswirkungen auf die Zusammensetzung der Hilfesysteme als Netz der 
Akteur*innen (Klemm et al. 2009; Sowa/Klemm/Freier 2012). Die Zusammenarbeit gestaltet sich sehr 
unterschiedlich entlang der Pole Kooperation und Konkurrenz, wie im folgenden Kapitel verdeutlicht 
wird. 

4.2 Kooperation und Konkurrenz 

Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit der Akteur*innen im regionalen Vergleich? Die Analysen ha-
ben gezeigt, dass sich die Kooperation und Konkurrenz in den lokalen Hilfesystemen für 
wohnungslose Menschen vor allem unterscheiden, wenn ländliche und städtische Hilfesysteme im 
Vergleich zueinanderstehen. Gleichwohl gibt es sowohl übergeordnete Gemeinsamkeiten als auch lo-
kale Besonderheiten, die zu konstatieren sind.  

Als Grundstruktur der lokalen Hilfesysteme im urbanen und ländlichen Raum sind zunächst die Kom-
munen/Gemeinden mit ihren Ordnungs- und Sozialämtern in der Zuständigkeit für die 
ordnungsrechtliche Unterbringung, die freien Träger*innen mit (zielgruppenspezifischen) Angeboten 
und die Jobcenter zu benennen. Diese Akteur*innen sind überregional vertreten, wobei es ländliche 
Räume gibt, in denen keinerlei zielgruppenspezifische Hilfen angeboten werden, die Bearbeitung von 
Obdachlosigkeit lediglich ordnungsrechtlich erfolgt und sozialarbeiterische Hilfen ausschließlich 
durch Angebote der Allgemeinen Sozialberatung oder ganz andere Hilfesysteme (bspw. Jugend- oder 
Suchthilfe) in Anspruch genommen werden können. Der urbane und ländliche Raum wird im Folgen-
den noch differenziert und empirisch im Fokus der Kooperation, Zusammenarbeit und Konkurrenz im 
Hilfesystem für wohnungslose Menschen ausgearbeitet.  

4.2.1 Zusammenarbeit im ländlichen Raum 

Das Netz der Akteur*innen des Hilfesystems für wohnungslose Menschen im ländlichen Raum (Re-
gion/Stadt B und D) ist insgesamt begrenzter, durch allgemeine soziale Hilfen oder durch einzelne, 
dann aber zentrale Akteur*innen der Wohnungsnotfallhilfe vertreten. Konkurrenz gibt es keine, da es 
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entweder niemanden zum Konkurrieren gibt oder Dankbarkeit für die wenigen bestehenden Hilfen 
besteht: „Nein, gar nicht. (…) Nein, also wie gesagt, diese Stelle gibt es/ das macht schon immer der 
[Träger X]. Und ich wüsste jetzt nicht im/ also nicht im Land (…) nicht in der Stadt (..), ob/ ob das ir-
gendjemand anders macht. Also (.) oder machen hätte wollen“ (Expert*in_ländlicher Raum). Anstatt 
Konkurrenz wird eher der Wunsch deutlich, dass Hilfen für wohnungslose Menschen notwendig sind 
und ein Bedarf besteht, der von jemandem gedeckt werden müsste. Vor allem in den Bereichen des 
ländlichen Raums (vgl. Region/Stadt D), in denen keinerlei zielgruppenspezifischen Angebote zur Ver-
fügung stehen. Dort finden sich lediglich andere allgemeine soziale Beratungsangebote und die 
Ordnungsbehörden, die sich den Fällen aufgrund der Unterbringungspflicht annehmen müssten. Hier 
kann jedoch auch eine Unterversorgung der Menschen vorliegen, wenn sie keinerlei Hilfen erhalten 
oder in andere Städte verwiesen bzw. vertrieben werden oder das Vorherrschen von Obdachlosigkeit 
im ländlichen Raum und entsprechend also der Bedarf an Hilfen dort gänzlich abgesprochen wird (vgl. 
Region/Stadt B und D). 

Als Netz der Akteur*innen können in der ländlichen Region B das Ordnungsamt, eine Fachstelle für 
Wohnungsnotfälle (Sozialarbeit) im Sozialamt und eine Fachstelle für Wohnungsnotfälle (Sozialar-
beit) für den Landkreis verstanden werden. Zusätzlich gibt es noch die Allgemeine Sozialberatung, 
die aber eher selten mit Fällen im Wohnungsnotfall konfrontiert sind, da es die anderen zielgruppen-
spezifischen Akteur*innen gibt. Hier findet dann eine Vermittlung statt. Die Fachstellen für 
Wohnungsnotfälle für die Stadt und den Landkreis sind ein Indiz für den Wandel im ländlichen Raum, 
da diese neue regionale Strukturen des Hilfesystems darstellen und aus denen heraus sich eine ver-
mehrte Kooperation und Zusammenarbeit entwickelt hat, die bspw. in Form eines Arbeitskreises zum 
Thema Wohnungsnotfälle erkennbar wir. Der Arbeitskreis richtet sich aber nicht nur an Akteur*innen 
der Wohnungsnotfallhilfe, sondern bezieht auch angrenzende Handlungsfelder mit ein. Demnach wird 
der noch junge Arbeitskreis als regelmäßiges (ca. zwei bis drei Mal jährlich) „Austauschtreffen“ (Ex-
pert*in_ländlicher Raum) zum Querschnittsthema Wohnungsnotfälle verstanden. Die ländliche Region 
B hat durch die wenigen Akteur*innen eindeutige Zuständigkeiten, die eine klare und abgestimmte 
Zusammenarbeit hervorbringen. Das städtische Ordnungsamt ist für die Sachbearbeitung und Ab-
rechnung zuständig und die Soziale Arbeit der Stadt – Akteur*in im Sozialamt bzw. der Fachstelle für 
Wohnungsnotfälle –für die Begleitung, Unterstützung und Beratung der wohnungslosen Personen. 
Innerhalb der Kommune gibt es keine weiteren Akteur*innen, die für das Thema Wohnungs- und Ob-
dachlosigkeit zuständig sind, weshalb ausschließlich die zwei zentralen Akteur*innen, „das [Thema 
Wohnungslosigkeit] (…) zusammen schwerpunktmäßig“ (Expert*in_ländlicher Raum) bearbeiten. 
Auch wenn die beiden Bereiche innerbehördlich getrennt voneinander sind, findet also eine gemein-
same zuständigkeitsentsprechende Bearbeitung statt:  

„Auch prüfen muss man ob die Leute überhaupt wohnfähig sind, sag ich jetzt einmal, ne? (…) Das macht 
natürlich vor allem auch, äh, unser [Simon Sommer], der jetzt quasi diese Stelle hat Wohnungslosigkeit. 
Ähm, aber wir machen das dann schon zusammen, dass wir uns noch einmal dann besprechen, können wie 
wir es machen oder nicht, ne?“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Die Zusammenarbeit von Sozial- und Ordnungsamt und damit einer gemeinsamen Bearbeitung von 
Wohnungs- und Obdachlosigkeit bringt ein Beispiel für die Professionalisierung und Weiterentwick-
lung des Hilfesystems im ländlichen Raum bei gleichzeitiger Abkehr von einer rein 
ordnungsbehördlichen Bearbeitung von Wohnungs- und Obdachlosigkeit hervor.  

Im Kontrast dazu steht der ländliche Untersuchungsraum D, der noch keine Professionalisierungsten-
denzen aufweist und vornehmlich ordnungsbehördlich Wohnungs- und Obdachlosigkeit im Hilfenetz 
bearbeitet. Untersuchungsraum D hält dabei keinerlei spezifische Angebote im Sinne der Hilfen gem. 
der § 67 ff. SGB XII vor, sondern verwaltet eine Notunterkunft in der Zusammenarbeit aus Ordnungs-
behörde und Allgemeiner Sozialberatung. Versuche der Etablierung eines Angebots für 
wohnungslose Menschen im Sinne einer Fachstelle für Wohnungsnotfälle, wie es der ländliche Raum 
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B vorhält, waren nicht erfolgreich und wurde nach einer Projektlaufzeit wiedereingestellt (Finanzie-
rung über Aktionsplan). Es besteht daher ausschließlich eine Zusammenarbeit und Kooperation 
zwischen dem Ordnungsamt und der Allgemeinen Sozialberatung zweier Träger*innen.  

Aus den Zuständigkeitsbereichen der behördlichen Akteur*innen des ländlichen Raums B ergeben 
sich auch die jeweilige Zusammenarbeit mit Stellen und Akteur*innen außerhalb der behördlichen 
Strukturen. So hat die ordnungsrechtliche Sachbearbeitung vornehmlich mit zahlenden Akteur*innen 
wie dem Jobcenter zu tun und der*die Akteur*in im Sozialamt mit allen relevanten Akteur*innen, die 
den individuellen Fall betreffen:  

„Äh, so private Hilfestellen habe ich jetzt eigentlich keine. Also ich meine jetzt so kirchliche Träger oder 
Arbeiterwohlfahrt oder so habe ich jetzt, seit der [Simon Sommer] da ist, keinen Kontakt mehr. Das hat der 
jetzt eigentlich übernommen. Also, ja, wie gesagt, ich bin jetzt eigentlich mehr so im Hintergrund tätig und 
mache das Ganze, dieses Verwaltungsmäßige, ne? (…) Polizei bisschen so Berührungspunkte. Ja, haben wir 
kürzlich mal einen Waldbewohner gehabt, der geräumt werden musste. Aber so eigentlich eher weniger.“ 
(Expert*in_ländlicher Raum) 

Weiter zeigt sich auch ein fehlendes Wissen seitens der Ordnungsbehörde über mögliche Angebote 
und Hilfen für Menschen in besonderen Lebensverhältnissen in Verbindung mit sozialen Schwierig-
keiten, welches allein dem Sozialamt zugeschrieben wird. So sei es laut der Ordnungsbehörde  

„eben auch das Gute, dass wir jetzt den [Simon Sommer] haben, der im Sozialamt (…) angesiedelt ist, der 
sieht dann vielleicht, oh, da könnten wir vielleicht über diesen SGB, was Sie jetzt gerade gesagt haben, 67, 
oder was das ist, noch was, äh, machen oder den unterstützen, ne? Also ich weiß eigentlich nur, dass es 
diesen Paragraphen gibt, weil ich diese Statistik betreuen muss.“ (Expert*in_ländlicher Raum)  

Auch der*die Akteur*in im Sozialamt nennt zu allererst das Jobcenter als externe*n Kooperations-
partner*in. Jedoch benennt er*sie drüber hinaus noch „sehr viele“ (Expert*in_ländlicher Raum) weitere 
Partner*innen der Kooperation, was die Komplexität und Vielfalt der Wohnungsnotfallhilfe verdeut-
licht:  

„Fängt an bei Kollegen, Kolleginnen von Jobcenter, Sozialamt, ähm, Ordnungsamt, auch ähm, dann mit 
anderen Kolleginnen hier auch in der Behörde, die zum Beispiel Notunterkunftsgebäude verwalten. Ähm. 
Sei es Hausmeisterdienste (…). Dann natürlich auch mit der örtlichen Polizei, die, mit der man auch sehr 
viel Kontakt hat, die vielleicht auch mal eins, zwei Personen abends aufsammeln und dann hierher bringen 
oder tagsüber, (…). Dann mit verschiedensten Schulen, wenn es auch um Kinder, Familien mit Kindern geht, 
Sozialpädagogen an Schulen, ähm, bin ich hier auch gut vernetzt. Und was hier in [Stadt B] auch noch eine 
große, ähm, Akteur*innengruppe ist, ist natürlich die JVA, die wir hier in [Stadt B] haben. Das Bezirksklini-
kum hier in [Stadt B], wo auch wirklich viele Leute hier bei mir landen, die dann entlassen werden aus JVA 
oder Klinik und dann einfach ohne nichts dastehen. Also auch (…) das Frauenhaus (…) ist auch noch eine 
große Stelle, mit der ich viel zu tun habe. Ansonsten natürlich (…) Suchtberatung. Hier, ich habe jetzt, wie 
ich vorhin schon erwähnt habe, hier auch einen Arbeitskreis, ähm, wiederbelebt, wo ganz verschiedene 
Akteur*innen dabei sind, die eben Kontakt, sage ich mal, zum Thema Wohnungsnotfallhilfe, Obdachlosen-
arbeit hier in der [Stadt B] haben. Wie Landesgericht [B], Bewährungshilfe, Straffälligenhilfe (…). Also es 
ist wirklich ein sehr breites Spektrum, mit dem man auch einfach nur in den Austausch geht und weiß, ah, 
hier gibt es auch Personen, die bieten das an, die bieten das an. Und somit ergibt es natürlich so ein großes 
Netz, aus dem profitieren kann.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Hier besteht ein Bestreben, aus den bisher sich im Aufbau befindenden Kooperationen und Kontakten 
eine feste Zusammenarbeit zu etablieren. Beispielhaft wird eine feste Vereinbarung zwischen Jobcen-
tern und Kommune genannt, dass die Jobcenter ein niedrigschwelliges aufsuchendes Angebot in den 
Notunterkünften der Stadt anbieten. Als Ziel wird formuliert, nicht mehr als einzige*r Akteur*in das 
Thema allein bearbeiten zu müssen: „Also auf Dauer finde ich das schon sehr schön und auch hilfreich, 
wenn man nicht immer der Einzelkämpfer ist, sondern wirklich auch andere Leute mit in das Boot 
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nimmt, die da Lust darauf haben, wie auch vielleicht Ehrenamtliche oder ähnliches, die man dann auch 
zur Unterstützung mit einbeziehen kann“ (Expert*in_ländlicher Raum).  

Wenn es um den Landkreis des ländlichen Raums B geht, gibt es eine weitere Fachstelle für Woh-
nungsnotfälle, die sich selbst auch als „Schaltzentrale“ (Expert*in_ländlicher Raum) versteht und die 
einzige Anlaufstelle ist, wenn es sich um einen Wohnungsnotfall handelt. Dadurch findet eine Koope-
ration oder eher Inanspruchnahme der Fachstelle durch andere Akteur*innen im Landkreis statt, wenn 
ein Wohnungsnotfall aufkommt:  

„[E]s ist (.) äh eine Stelle für eigentlich jeden, der sich mit dem Thema (..) Mietverhältnisse beschäftigt. Also 
(…) sich im Hilfesystem bewegt ähm und sich um Menschen kümmert, sage ich jetzt mal. Also sprich, ähm 
jeder Ehrenamtliche, jeder Ordnungsamtsmitarbeiter, jeder Bürgermeister, jeder Mitarbeiter vom Jobcen-
ter, jeder ähm (..), wen gibt es denn noch, mit dem ich so re/ rede, jeder Be/ jeder Berufsbetreuer ähm (...), 
wie/ was gibt es noch für so Netzwerkpartner, jeder Vermieter. Also jeder kann sich an die Stelle wenden, 
ähm (...) um ähm quasi (..) die Problematik de/ der Wohnungsnot zu besprechen, sage ich jetzt mal. (…) Also 
(…) eine Schaltzentrale zum Beispiel, wenn ein Vermieter einen Klienten hat, der jetzt zum zweiten Mal die 
Miete nicht bezahlt hat, ihn aber äh vielleicht auch gar nicht kündigen will, weil er ansonsten eigentlich 
ganz gut passt, ähm also wirklich, das ist/ da kann man es wirklich als Funktion, als Schaltzentrale ähm für 
sämtliche Netzwerkpartner ähm (.) in diesem Themengebiet nennen.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Auch etablierte Angebote, die nicht konkret in der Wohnungsnotfallhilfe tätig sind, sehen die Fach-
stellen zum Thema Wohnungsnotfälle für Stadt und Landkreis als die zentralen regionalen Stellen für 
das Themenfeld. Haben darüber hinaus aber auch Kontakt zu bspw. Wohnungsbaugenossenschaften 
oder den Jobcentern, wenn ihre Nutzer*innen der Beratungsstelle auf Wohnungssuche sind (vgl. Ex-
pert*in_ländlicher Raum).  

Als „Hauptakteur“ (Expert*in_ländlicher Raum) in der alltäglichen Zusammenarbeit werden die Nut-
zer*innen der Angebote beschrieben, die mit ihren Anliegen an die Akteur*innen des Hilfesystems 
herantreten. Weitere noch nicht benannte Netzwerkpartner*innen sind das Arbeitsamt, die Renten- 
und Krankenkasse, Stromanbieter, Bürgermeister und die Liegenschaftsverwaltung (vgl. Ex-
pert*in_ländlicher Raum). Aufgrund der Größe eines Landkreises und der verschiedenen Gemeinden 
mit ihren diversen Akteur*innen vor Ort wird bislang nicht jede*r mögliche Akteur*in erreicht, weshalb 
zukünftig eher mehr Personal benötigt wird (vgl. Expert*in_ländlicher Raum), wie das folgende Zitat 
verdeutlicht:  

„[Es] konzentriert sich natürlich alles (…) oder vieles auf diese Ballungszentren, weil halt da die Thematik/ 
weil da auch die Netzwerke einfach besser sind. Das ist halt ein-fach so. (…) In einer Großstadt äh oder halt 
in den größeren Städten, wo jetzt auch diese Thematik schon präsenter ist, da gibt es halt ein besseres 
Netzwerk als jetzt ganz, ganz, ganz auf dem Land. Ähm sage ich jetzt mal eine Gemeinde mit achthundert 
Einwohnern, ähm da war das auch in der Vergangenheit immer so, dass das Problem (.) halt einfach gelöst 
wurde. (..) Es wurde halt einfach gelöst, hat es geheißen. Also sprich, der Bürgermeister hat es selber ge-
macht oder ähm (..) derjenige ist dann Gott sei Dank ausgezogen, wenn es zur Zwangsräumung kam. Also 
(.) äh genau, deswegen wirklich in allen Gemeinden also ist es auch schwierig, das zu gewährleisten, weil, 
das kann ich zeitlich gar nicht/ äh das kann ich zeitlich gar nicht schaffen, ähm weil, wie gesagt, das flä-
chendeckend so groß ist, dass ich von Punkt A nach B ähm (..) wahnsinnig viel Zeit auf der Strecke lassen 
MÜSSTE, ähm dass ich über-, über-, überall ähm da bin.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Ergänzend ist noch relevant zu konstatieren, dass „es das Problem [bei vielen Gemeinden] vielleicht 
gar nicht [gibt, bzw.] gibt es das aktuell nicht, gibt es das immer mal alle fünf, sechs, sieben Jahre, 
ähm dass mal jemand da ist, der/ der wohnungslos wird“ (Expert*in_ländlicher Raum). Wohnungslo-
sigkeit als kein Thema oder gar kein Problem von Gemeinden im ländlichen Raum sowie die eigene 
Problemlösung durch bspw. den*die Bürgermeister*in, wenn alle Jahre mal ein entsprechender Fall 
auftreten würde, sind auch Perspektiven, die erstmal keinen Bedarf an mehr Hilfen erwarten würden.  
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4.2.2 Zusammenarbeit im urbanen Raum 

Das Netz der Akteur*innen des Hilfesystems für wohnungslose Menschen im urbanen Raum (Re-
gion/Stadt A und C) ist im Vergleich zum ländlichen Raum insgesamt viel differenzierter in der 
Hilfeangebotsstruktur und gekennzeichnet durch seine jeweils unterschiedlich involvierten Trä-
ger*innen und Akteur*innen, die eine auf unterschiedliche Bedarfslagen ausgerichtete ordnungs- und 
sozialhilferechtliche Bearbeitung von Wohnungs- und Obdachlosigkeit ermöglichen können. Die Ko-
operation und Zusammenarbeit wird zwischen den vielen Akteur*innen in den urbanen Hilfesystemen 
zum einen ganz individuell aus den jeweiligen Träger*innen heraus gestaltet und zum anderen gibt es 
klare Zuständigkeiten, feste Verantwortlichkeiten und daraus resultierende Wege der Zusammenar-
beit und Kooperation, die je nach Thema/Fall entsprechend bearbeitet werden. Es zeigen sich 
Vernetzungen und Kooperationen durch etablierte Arbeitskreise zu verschiedenen Themen im Zusam-
menhang mit Wohnungsnotfällen. Gleichwohl werden auch Verbindungen und Besonderheiten der 
Beziehungen unter den Akteur*innen sowohl in Abhängigkeits- und Machtstrukturen zwischen Kos-
tenträger*innen und Leistungserbringer*innen als auch der Konkurrenz unter Träger*innen deutlich. 
Die aus dem Hilfesystem heraus bestehenden Kooperationen, Formen der Zusammenarbeit und Kon-
kurrenz unter den Träger*innen und Akteur*innen in urbanen Räumen erfahren zusätzlich eine 
Begleitung durch zentrale strategische Akteur*innen (siehe dazu Kapitel 5). Diese strategischen Ak-
teur*innen haben eine mächtige und steuernde Funktion, die auch an der Verteilung von Ressourcen 
beteiligt sind. Sie sind aus ihrer Position heraus zentral für die Weiterentwicklung des Hilfesystems 
und eine entsprechende Qualitätssicherung der Angebote für wohnungslose Menschen. Das Vorhal-
ten und die Finanzierung solcher strategischen Positionen verweist auf eine hohe Form des 
Professionalisierungsgrades des jeweiligen Hilfesystems, die im urbanen Raum zu finden sind.  

Betrachtet man das lokale Hilfesystem im urbanen Raum aus übergeordneter Perspektive, finden zu-
nächst ganz allgemein Kooperationen und Zusammenarbeit zwischen den zentralen Akteur*innen 
kommunaler und freier Wohlfahrtspflege statt. Hier sind jeweils verantwortliche Personen tätig, die 
eher die strategische Ebene und den Austausch unter den Organisationen leiten. Gleichwohl gibt es 
Kooperation und Zusammenarbeit im operativen Geschäft, die jede*r Sozialarbeiter*in im alltäglichen 
professionellen Arbeiten mit den Nutzer*innen ihrer Angebote wahrnimmt und in unterschiedlicher 
Weise nutzt. Kooperation und Zusammenarbeit auf strategischer Ebene findet dann vor allem über 
Gremienarbeit und Treffen innerhalb von themenspezifischen Arbeitskreisen statt, in denen dann die 
(inhaltlich) leitendenden Personen der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege vertreten sind. Die 
öffentliche Wohlfahrtspflege versteht sich in den Arbeitskreisen und Gremien  

„als Ansprechpartner (…), wenn es (…) um diesen Bereich ähm, Wohnungslosigkeit zu repräsentieren 
[geht], oder auch da ähm, mitzusprechen, oder da auch gefragt werde, wie / wie wir das hier sehen vor Ort, 
oder wie ich das sehe. Also, man sagt natürlich da immer, dass es ist auch ähm, mit dem Teamzusammen-
halt, ne, wie wir das halt auch einfach sehen oder einschätzen ähm, können, oder was wir für Vorschläge 
haben.“ (Expert*in_urbaner Raum)  

Die öffentliche Wohlfahrtspflege werten die „Vernetzungsarbeit“ (Expert*in_urbaner Raum), beson-
ders mit den freien Träger*innen im Kontext der Gremienarbeit, als besonders relevant und sehen sich 
da auch teilweise in einer koordinierenden Funktion, Themen und Arbeitskreise, wie bspw. den spezi-
fischen Arbeitskreis zum Thema Wohnungsnot mit zu gestalten, aber auch als „Sprachrohr zur 
Stadtverwaltung“ (Expert*in_urbaner Raum) zu fungieren. In diesem Zusammenhang wird auch be-
tont, besonders neue Akteur*innen im Feld der Wohnungsnotfallhilfe, als „die neuen Partner“ 
(Expert*in_urbaner Raum), die aus neuen Projekten heraus entstehen mit einzubeziehen und mitzu-
nehmen. Die freien Träger*innen der Wohnungsnotfallhilfe, besetzen dann jeweils spezifische 
Themen und Angebote (Frauen, Männer, psychisch erkrankte Menschen, stationär, ambulant, aufsu-
chend), für die sie zuständig sind (vgl. Expert*in_urbaner Raum). In diesem Zusammenhang betont 
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ein*e Akteur*in der freien Träger*innen, dass die „Zuständigkeiten im fachlichen Bereich, die liegen 
schon eindeutig bei uns. Da gibt es auch kein, ähm, gar keine Ambitionen von (…) den Kommunen, uns 
da irgendwie reinzureden, die sourcen das an uns aus“ (Expert*in_urbaner Raum). 

Die freien Träger*innen wünschen sich seitens der Kommune, aber auch der Träger*innen selbst 
„mehr Kommunikation“ (Expert*in_urbaner Raum), um manchen Herausforderungen, wie die der Ver-
sorgung besonders herausfordernden wohnungs- und obdachlosen Menschen zu begegnen. Hier ist 
es immer auch ein „SUCHEN nach Anknüpfungspunkten, ja, wonach (…) [die Kommune] da auch ZU-
STÄNDIG ist“ (Expert*in_urbaner Raum) oder eben wer für ein bestimmtes Thema zuständig ist und in 
dem Zusammenhang Kostenträger*in ist bzw. sein muss. Daraus ergeben sich dann wiederum die Ko-
operationen und Zusammenarbeiten mit den freien Träger*innen. Des Weiteren besteht der Wunsch 
seitens der freien Träger*innen nach mehr Zusammenarbeit und einer Sensibilisierung für das Thema 
in anderen Berufsgruppen und Hilfekontexten mit den relevanten Gesundheitsdiensten vor Ort, kon-
kret eine „bessere Vernetzung (…) mit Kliniken, (…) mit Psychiatrien. (…) Also da eine intensivere 
Zusammenarbeit“ (Expert*in_urbaner Raum).  

Die Kommune arbeitet und kooperiert außerhalb ihrer internen Strukturen mit allen freien Träger*in-
nen der Hilfelandschaft für wohnungslose Menschen und mit der regionalen Wohnungswirtschaft:  

„[U]nsere Wohnung[en] sind zu 90 Prozent von der [Name eines gewerblichen Wohnungsunternehmens 
einer Stadt]. Da sind wir / arbeiten natürlich auch viel zusammen, ist auch ständig da immer / also, das ist 
mehr so der Bereich, sage ich jetzt mal, Verwaltung. Weil es ist / meine Stelle, ist ja so ein bisschen zwei-
geteilt, ne? Deswegen ist da jetzt so der Bereich ähm, genau, die der [Name eines gewerblichen 
Wohnungsunternehmens einer Stadt], einfach immer, um zu gucken, also auch das Haus, wo wir hier drin 
sind, ist / ist auch von der / von der (…), da sind wir gewerbliche Mieter. Und da ist natürlich auch immer viel 
Zusammenarbeit.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Darüber hinaus findet Kooperation und Zusammenarbeit seitens der kommunalen Akteur*innen inner-
halb der Behörde statt, mit allen, die in irgendeiner Form Wohnungsnot bearbeiten. Fokussiert man 
das Geschehen innerhalb der Behörde im urbanen Raum, wird hier eine intensivere und organisational 
vorgesehene Zusammenarbeit von Ordnungs- und Sozialamt deutlich, die von einer professionellen 
Weiterentwicklung des Umgangs mit Wohnungsnot zeugt, die im ländlichen Raum noch in ihren An-
fängen liegt. Sobald ein Wohnungsnotfall bekannt ist und eine sogenannte Einweisung über die 
Kommune geregelt werden muss, arbeiten die Ordnungsbehörde und das Sozialamt zusammen, auch 
wenn jeweils seinem Zuständigkeitsbereich nachgegangen wird. Eine solche gemeinsame Bearbei-
tung der Wohnungsnotfälle hat es nicht immer so gegeben und veranschaulicht den lokalen Wandel 
im Hilfesystem für wohnungslose Menschen: 

„Also, es ist immer so, dass auch bei einer Einweisung ein Sozialpädagoge mit dabei ist, um einfach schon 
zu gucken, ist im Vorfeld irgendwas zu machen. Also, wir arbeiten da wirklich GUT zusammen, das muss 
man schon sagen. Und das war eben früher, da war es so ein / eine, klar, schon eigentlich eine Fachstelle, 
aber es war früher so die gegen wir und das / und mittlerweile ist es einfach ein Zusammenarbeiten, dass 
bei der Einweisung schon ein Sozialpädagoge mit dabei ist, oder wenn es / wenn wir die Termine, gehen 
wir wöchentlich durch zu den, ähm, wann die Einweisungstermine sind. Die besprechen wir nochmal in der 
/ in der Runde mit / mit einem kleinen Gremium oder Multiplikator aus jedem Bereich, dass es einfach so 
ein Zusammenspiel dann auch ist. Aber eigentlich, die Einweisung, das ganze Einweisungsgeschehen, mit 
Bescheid, mit / mit / mit Verwaltung, das ist in diesem Verwaltungsbereich, liegt an diesem Verwaltungs-
bereich, genau. Und die Umsetzung nach den 67er-Hilfen ist dann schon der Bereich für die 
Gefährdetenhilfe. Genau, also, dass hier die Sozialpädagogen praktisch diesen / diesen Bereich dann aus-
üben.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Als Herausforderung im Rahmen der Zusammenarbeit innerhalb der Behörde wird das Thema der 
„Schweigepflicht“ (Expert*in_urbaner Raum) als Sozialarbeiter*in bzw. des allgemeinen Datenschut-
zes beschrieben. Wenn Informationen nicht weitergegeben werden dürfen, kann dies teilweise 
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Nachteile für den individuellen Fall haben. Außerdem wird eine sichtbar enge Zusammenarbeit von 
Ordnungsamt und sozialen Hilfen bei den Nutzer*innen der Angebote als abschreckend eingeschätzt, 
wodurch diese eher zu den freien Träger*innen gehen würden, um sozialarbeiterische Hilfen in An-
spruch zu nehmen (vgl. Expert*in_urbaner Raum). Die Kommunen im urbanen Raum verstehen sich 
darüber hinaus nicht nur als Ansprechpartner, sondern vielmehr noch in ihrer Funktion als diejenigen, 
die im Hilfesystem für wohnungslose Menschen, „die Verantwortung vor allem für die freien Träger 
[übernehmen], die (…) VIEL auch in (…) [deren] Auftrag machen“ (Expert*in_urbaner Raum). Von kom-
munaler Seite besteht das Selbstbild eines sowohl unterstützenden als auch verantwortlichen 
strategischen Akteurs, der*die das Hilfesystem für wohnungs- und obdachlose Menschen planungs-
sicher gestaltet. Aus der strategischen Planung heraus wird die Beauftragung und Finanzierung der 
verschiedenen Angebote der freien Trägerlandschaft realisiert (vgl. Expert*in_urbaner Raum). Es fin-
den auf strategischer Ebene bspw. Aktivtäten statt, um obdachlose Menschen im urbanen Raum 
besser zu erreichen:  

„Da versuchen wir jetzt auch für nächstes Jahr eine Lösung zu finden, dass wir da entsprechend auch, äh, 
offiziell jemanden beauftragen, die Menschen auf der Straße auch noch / noch besser aufzusuchen.“ (Ex-
pert*in_urbaner Raum) 

In der Verteilung von Aufträgen und damit auch der Verteilung von begrenzten Ressourcen eines kom-
munalen Haushalts ist es auf strategischer Ebene auch von Bedeutung, innerhalb des Hilfesystems 
für wohnungs- und obdachlose Menschen „keine Konkurrenzsituation aufkommen [zu] lassen. Son-
dern das ist so klein, die Szene, die müssen miteinander arbeiten“ (Expert*in_urbaner Raum). Deutlich 
wird hierbei auch eine gewisse Machtposition gegenüber den freien Träger*innen, die auf diese Weise 
lediglich Aufträge und Finanzierungen erhalten und dadurch auf die Kommunen angewiesen sind. Bei 
genauerer Betrachtung handelt es sich aber nicht um ein einseitiges Machtverhältnis. So zeigt sich in 
der Zusammenarbeit zwischen Kommunen und freien Träger*innen eine gegenseitige Abhängigkeit. 
Die Kommunen benötigen die freien Träger*innen, als diejenigen, die die soziale Dienstleistung anbie-
ten und die freien Träger*innen benötigen die Finanzierung und Beauftragung seitens der Kommune 
(oder überörtlicher Kostenträger*innen) um bestimmte soziale Dienstleistungen gestalten und anbie-
ten zu können. So ist eine gute Zusammenarbeit und Kooperation notwendig, um besonders auch die 
herausfordernden Nutzer*innen über die reine ordnungsrechtliche Unterbringung hinaus versorgen 
und unterstützen zu können: „Aber da haben wir eben auch einen Träger, der bisher eben nicht in dem 
Bereich der Notunterbringung, äh, äh, SO aktiv war, eben mehr mit in die Verantwortung genommen. 
Und das ist schon der Plan, mit den Freien das Thema weiter zu bespielen, auch wenn es da vielleicht 
mal ein bisschen Sand im Getriebe hat, was eben die Rückdelegation bei besonders schweren Fällen 
angeht“ (Expert*in_urbaner Raum). Die gegenseitige Abhängigkeit und die Notwendigkeit einer Zu-
sammenarbeit zwischen Kommune und Träger*innen und damit sehr wohl auch eine bestehende 
Machtposition der freien Träger*innen wird in folgender Sequenz von strategischer Ebene einer Kom-
mune im urbanen Raum deutlich: 

„[N]icht einfach da das Gespräch mit den freien Trägern, die / Also auch die (…) jetzt betreut haben, der 
Träger überlegt hat, ob er das jetzt fortsetzt, (…) weil das einfach zu belastend ist. Und da sagen natürlich 
die städtischen Kollegen: „Okay, Subsidiaritätsprinzip, toll, ähm, die freien Träger wollen viel machen, ne?" 
Aber bei bestimmten Fällen sagen sie dann: „Nee, also, das geht nicht. Die (…) müsst ihr nehmen", ne? Und 
so haben halt wir quasi als städtisches Netz, als aller unterstes Netz halt dann / Sind die, in die halt immer 
alles zurückfällt, und da wird es, denke ich auch, in den nächsten Monaten strategische Gespräche brau-
chen. Um zu sagen: „Hey, wie kann die Stadt mit den freien Trägern irgendwie auf Augenhöhe arbeiten?" 
So dass man sich jetzt nicht nur die Rosinen rauspickt als freier Träger und bei den / bei den Fällen die / 
die richtig hart sind, irgendwie dann sich zurückziehen. Und das, ja, ist auch spannend, weil man natürlich 
da irgendwie, äh, ein gutes Maß finden muss, das auch anzusprechen, ohne die Leute dann auch irgendwie 
zu / zu verscheuchen oder zu verstören.“ (Expert*in_urbaner Raum) 
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Hier zeigt sich, welches Verhandlungsgeschick von Kommunen geleistet werden muss, um die freien 
Träger*innen zu überzeugen Angebote auch für herausfordernde Personenkreise anzubieten, die ggf. 
eher in der Pflichtaufgabe der Kommune liegen. Auch auf Seite der freien Träger*innen ist die gegen-
seitige Abhängigkeit ein wissentlicher Teil der eigenen Arbeitspraxis:  

„Ähm, (…) die Kostenträger und die [Träger*in X], die befinden sich immer in so einer gegenseitigen Abhän-
gigkeit. Und, äh, also, wir machen, was, was Stadt und Landkreis machen müssten oder sollten, ähm, aber 
nicht machen können oder wollen. Ähm, gleichzeitig sind wir dann dafür, äh / kriegen wir Geldmittel dafür, 
auf die wir zum Überleben dringend angewiesen sind. Ähm, das ist so lange kein Problem, wie unser Ver-
hältnis gut miteinander ist. Ähm, wenn dann mal jemand da ist, äh, die, die nicht so GUT miteinander 
können, ähm, oder auch vielleicht den Fokus lieber woanders auf, auf einen, äh, anderen Bereich legen 
würden, ähm, dann wird es anfangen, schwierig zu werden. Aber das Problem haben wir im Moment, im 
Moment gar nicht. Also Obdachlosigkeit und alles drum rum ist schon ein Thema, das sehr im Fokus steht. 
Und deswegen ist auch die Bereitschaft der Kommune nach meiner Empfindung nach schon da, ähm, da 
auch ein bisschen Geld mit reinzustecken, um, um Angebot zu sichern.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Schwierigkeiten in der Kooperation und Zusammenarbeit entstehen somit bei unterschiedlicher Inte-
ressenslage oder Konflikten auf der Beziehungsebene zwischen den Personen, die für die Projekte, 
Institutionen oder Organisationen stehen. Die Führungskräfte der freien Träger*innen haben die Auf-
gabe, im engen Kontakt mit den Kostenträger*innen zu stehen und  

„immer wieder die (…) Sätze auch [zu] verhandeln. (…) In (…) [einem urbanen Raum] ist es so, dass wir für 
die (…) [Name einer Notunterkunft] eine Pauschale, eine tägliche, eine sehr gute, ausgehandelt haben, die 
wirklich unserem Arbeitseinsatz entspricht. Ähm, DASS immer wieder äh, jährlich gemeinsam mit der Ver-
waltung, der Trägerin, also mit der / ähm, mit dem Generalökonom, immer wieder, äh, das jährlich 
anzupassen“ (Expert*in_urbaner Raum)  

ist eine Aufgabe der Führung von freien Träger*innen. Die Machtposition auf kommunaler Seite zeigt 
sich vor allem darin, die Entscheidungsfunktion inne zu haben, wer in welcher Weise und Kombination 
die soziale Dienstleistung letztlich finanziert bekommt. Am Beispiel eines Querschnittthemas der Ge-
sundheit wird diese Machtposition in der Verteilung von Ressourcen und damit auch der 
konzeptionellen Gestaltung eines urbanen Hilfesystems deutlich:  

„Und (…) da planen wir gerade auch, ob wir da im / im Bahnhofsumfeld einen Raum, äh, organisieren kön-
nen, in denen die verschiedenen [Träger*innen/Angebote] im Bereich Gesundheit und / und / und 
gefährdeten Hilfeaktiven dann vielleicht zusammen bündeln können, so dass es noch mal effektiver wird, 
weil es ein ganz großes Thema ist.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Neben der Kooperation und Zusammenarbeit mit den freien Träger*innen, die sich auch in „Koopera-
tionsverträge[n]“ (Expert*in_urbaner Raum) manifestieren, gibt es seitens der Kommunen im urbanen 
Raum auch eine intensive Zusammenarbeit mit den Sicherheitsdiensten, die in den ordnungsrechtli-
chen Unterbringungen vor Ort mit der Polizei, mit Psychiater*innen, den Jobcentern und anderen 
Hilfesystemen wie der Drogen- und Suchthilfe oder der Kinder- und Jugendhilfe zusammenarbeiten 
(vgl. Expert*in_urbaner Raum). Das Hilfesystem für wohnungslose Menschen und deren Zusammen-
arbeit wird als ein „Netzwerk[, das] (…) eng“ (Expert*in_urbaner Raum) ist, beschrieben. Von den freien 
Träger*innen werden eine Vielzahl an Kooperationspartner*innen und Akteur*innen beschrieben mit 
denen sie zusammenarbeiten: Die Kommune und ihre jeweiligen Fachstellen (Gesundheits-, Sozial- 
und Ordnungsamt) sowie die Nutzer*innen der Angebote werden als zentrale Akteur*innen benannt. 
Darüber hinaus die Wohnungswirtschaft, Vermieter*innen, individuelles Unterstützungssystem des 
Nutzers des Angebots, gesetzliche Betreuer*innen, Polizei, Jobcenter, Suchthilfe, Beratungsstellen 
anderer Hilfen usw. (vgl. Expert*in_urbaner Raum). Kooperationen mit andere Akteur*innen, die im 
Hilfeprozess beteiligt sind, wird von den freien Träger*innen auch im Sinne eines Wissenserwerbs zu 
bestimmten Vorgehensweisen (bspw. Einweisung übers Betreuungsgesetz) als positiv 
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hervorgehoben. Relevant ist somit ein gegenseitiges Wissen voneinander und die gleichzeitige Beför-
derung eines Verständnisses für die jeweilige Arbeitsweise, vor allem wenn man sich mit einem neuen 
Angebot im Feld befindet (vgl. Expert*in_urbaner Raum).  

Konkurrenz wird von den Akteur*innen nicht vordergründig gesehen, sondern eher ein gutes Mitei-
nander Arbeiten und eine Verteilung der spezifischen Aufträge und Themen im Kontext von 
Wohnungsnot: 

„Konkurrenz ist eine Vokabel, die passt überhaupt nicht in den Bereich. Also wenn [Träger x dieses Ange-
bot vorhält und Träger*in y ein anderes], dann hat da jeder so seinen Bereich. Und äh es ist natürlich schon 
so (…). Da/ dann rufe ich da halt an und sage: Habt ihr denn jemand, der in unserer Setting passt?“ (Ex-
pert*in_urbaner Raum) 

Von operativer Seite der Kommune soll „keine Konkurrenz [vorliegen] (…). (…) Also, (…) jeder ist einfach 
auch froh und arbeitet auch dann da schon Hand in Hand, ähm, auch zusammen, ja, ja“ (Expert*in_ur-
baner Raum). Seitens der freien Träger*innen wird auch das Argument hervorgebracht, dass nicht 
viele diese Arbeit leisten wollen, weshalb keine Konkurrenz entsteht. Selbst wenn verschiedene Trä-
ger*innen gemeinsam Themen besetzen würden, sei da keine Konkurrenz (vgl. Expert*in_urbaner 
Raum). Darüber hinaus wird angeführt, dass die Zuständigkeiten eindeutig geklärt sind, bspw. wer für 
Männer und wer für Frauen zuständig ist, wodurch Konkurrenz erst gar nicht entstehen würde. Dies 
wird auch als Vorteil in kleineren Städten benannt (vgl. Expert*in_urbaner Raum). Seitens der strate-
gischen Ebene der Kommune wird aber ein Konkurrenzdruck gesehen, wenn es um die Gelder für die 
Angebote und Dienste der freien Träger*innen geht, Regelfinanzierungen und die Absicherung über 
den Haushalt. Folgende Sequenz verdeutlicht erneut die Machtposition der Kommune, aber auch eine 
gewisse Konkurrenz unter den freien Träger*innen, wer das Thema Gesundheit vertreten darf und 
entsprechend Ressourcen zur Verfügung gestellt bekommt: 

„Und wir versuchen aber gerade mit ALLEN Playern, und das ist halt schwierig in dieser freien Trägerland-
schaft, (.) dieses / (.) dieses Bedürfnis, dass / das alle haben, dass es da was gibt, zur besseren 
medizinischen Versorgung halt in / in einem konkreten Bedarf halt umzuwandeln. Das ist ja bei uns immer 
so diese Kunst und eben auch, was zu kreieren, was allen Trägern irgendwie passt. Und das, sage ich mal, 
ist nicht immer der Fall in der Trägerlandschaft. Also, da gibt es durchaus auch Unstimmigkeiten zwischen 
den Trägern. Es gibt Dinge, die wir von außen beobachten, wo wir noch gar nicht wissen, warum das so ist.“ 
(Expert*in_urbaner Raum) 

Folgende Übersicht fasst nochmal abschließend die relevanten Aspekte im maximalen Kontrast der 
Hilfesysteme im urbanen und ländlichen Raum zusammen: 
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Abbildung 2: Kontrastierung Hilfesysteme für wohnungslose Menschen im urbanen und ländlichen 

Raum 

  

Hilfesysteme für wohnungslose
Menschen im ländlichen Raum

Hilfesysteme für wohnungslose
Menschen im urbanen Raum

o Keine bis wenige spezialisierte
Angebote und Hilfen für wohnungslose
Menschen

o Differenziertes Hilfeangebot für eine
heterogene Gruppe wohnungsloser
Menschen

o Tendenziell eher eine
ordnungsrechtliche, als eine
sozialhilferechtliche Bearbeitung von
Wohnungs -und Obdachlosigkeit

o („schwierige“) wohnungslose
Menschen werden in größere Städte
weitergeschickt/vertrieben

o Ordnungs-und sozialhilferechtliche
Bearbeitung von Wohnungs -und
Obdachlosigkeit

o Keine Standards der
ordnungsrechtlichen Unterbringung

o Keine bis wenige Standards der
ordnungsrechtlichen Unterbringung
(Auslagerung an Privatunternehmen)

o Keine bis wenig Zusammenarbeit und
Kooperationen von relevanten
Akteur*innen

o Akteur*innen der Hilfesysteme
kooperieren und arbeiten vernetzt
zusammen (u.a. Arbeitskreise)

o Das (An)Erkennen von Wohnungs -
losigkeit ist eine politische Frage

o Keine strategische Akteur*innen

o Strategische Akteur*innen zur
Weiterentwicklung des Hilfesystems

o Keine Konkurrenzo Mehr Konkurrenz (in der Verteilung
von knappen Ressourcen)



 
Lokale Hilfesysteme für  

wohnungslose Menschen im Wandel 
 

42 

4.3 Soziale Arbeit innerhalb der ordnungsrechtlichen Unterbringung  

Welche Rolle spielt Soziale Arbeit innerhalb der ordnungsrechtlichen Unterbringung im ländlichen 
und im urbanen Raum? Im städtischen Untersuchungsraum A ist das Thema der ordnungsrechtlichen 
Unterbringung obdachloser Menschen im Rahmen einer öffentlichen Kritik bzw. eines Aufschreis ver-
stärkt in den Vordergrund des Diskurses gerückt. Die ordnungsrechtliche Unterbringung sei vor 
„nahezu zwanzig Jahren schon in den Medien [gewesen] und wurde dort erstmalig kritisiert, weil die 
Qualität der Unterbringung nach unten gegangen ist“ (Expert*in_urbaner Raum). In der (immer wie-
derkehrenden) Kritik stand und steht im verstärkten Maße die Kommune, die die Unterbringung an 
private Betreiber*innen ausgelagert hat und anschließend „wenig Möglichkeiten hatte, auf die Betrei-
benden einzuwirken“ (Expert*in_urbaner Raum), um die Standards zu erhöhen. Dies sei folgendem 
Umstand geschuldet:  

„Lag auch daran, dass natürlich die Vertragsverhältnisse eher zugunsten der Betreibenden geschlossen 
wurden, weil man ja wusste, man hat eine schwierige Zielgruppe, die unterzubringen ist, und man war da-
mals froh, dass es auch Privatpersonen gab, die sich dieser Aufgabe angenommen haben.“ 
(Expert*in_urbaner Raum) 

Nach der medialen Berichterstattung über die menschenunwürdigen Zustände vor Ort habe die Kom-
mune versucht, dem gegenzusteuern, da „sicherlich auch ein gewisser Öffentlichkeitsdruck 
entstanden [ist] gegenüber der Politik, etwas [dagegen] zu unternehmen“ (Expert*in_urbaner Raum). 
Eine Herausforderung dabei sei einerseits die Möglichkeit zur Einzelzimmerbelegung zu schaffen, 
weil dies „so unlukrativ [ist] (…). Also macht man eine Überbelegung und die führt aber natürlich zu 
negativen sozialen Folgen“ (Expert*in_urbaner Rum). Als Konsequenz des Strebens nach Gewinnma-
ximierung der Betreibenden (Expert*in_urbaner Raum) wurden die Bedarfe der Zielgruppe in der 
Belegung nicht berücksichtigt:  

„Das heißt dieses System hatte seine Schwachstellen, dass es letztendlich Privatpersonen waren, die ei-
gentlich mit der Zielgruppe nicht umgehen können (…). Die Belegungssteuerung ist dann nachrangig 
erfolgt, indem einfach schwierige Fälle rausgeschmissen wurden, d.h. manche Pensionsbetreibende ha-
ben sich dann im Endeffekt die "besseren" Bewohner und Bewohnerinnen rausgepickt und schwierigere 
Fälle wurden wieder abgewiesen, die aber dann anderweitig untergebracht sind. Und so ist natürlich auch 
ein Gefälle entstanden, dass es Pensionen gibt, die nur schwierige Personen haben und andere Pensionen, 
die Personen, die weniger problematisch [sind], untergebracht haben.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Das Fehlen von Einzelzimmern und entsprechenden Rückzugsmöglichkeiten führte zu verstärkten 
Konflikten zwischen den untergebrachten Personen. Abweisung einiger davon als Reaktion der Be-
treiber*innen schlage sich letztlich in einem Gefälle oder – anders ausgedrückt – in einem Zwei-
Klassensystem der ordnungsrechtlichen Unterbringung vor Ort nieder. Nicht zuletzt zeigte sich dadurch 
gesellschaftliche Diskriminierung und Stigmatisierung: „Also man mutet diesen Menschen mehr zu 
(…). Also, was ich auch höre (…) auch in der Verwaltung oftmals, dass es für diese Personen schon 
langt“ (Expert*in_urbaner Raum). Ein ähnliches Bild zeigt sich im städtischen Untersuchungsraum C, 
der danach strebt, die ordnungsrechtliche Unterbringung menschenwürdiger zu gestalten und dabei 
gleichzeitig einer Zunahme an wohnungs- und obdachlosen Menschen begegnen muss. Der Wunsch, 
sich weiterzuentwickeln, beruht laut einem Akteur auf  

„zwei Motivationen. Das eine ist natürlich Quantität, ne? Also wir brauchen einfach mehr Raum zur Unter-
bringung von Menschen. Und gerade, was die alleinstehenden Menschen angeht, halt auch die Qualität, 
weil wir sehen, dass das, (.) ähm, wir nennen es Systemsprenger. (…) [A]lso DIE Menschen, die einfach durch 
alle Hilfesysteme durchfallen, ne? Die massiv drogenabhängig sind, die massiv, äh, psychische Krankhei-
ten, ähm, haben, die sie aber nicht einsehen oder nicht bearbeiten wollen. Di / Die landen ja am Ende alle 
bei uns, ne? (…) Das wird halt bei uns auch im Sozialamt bespielt. Es gibt ja auch Kommunen, wo das Ord-
nungsamt das einfach macht, ne? Dann ist es irgendwie eindeutiger, dass das einfach so ein 
Verwaltungsakt ist, dem Menschen ein Obdach zu geben, ohne zu definieren, welche Qualität. Aber wir 
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machen das halt aus einer Hand, und dann muss man schon immer schmunzeln, wenn dann die Problemlö-
sung das Hausverbot sein soll. Wobei wir das auch ab und zu anwenden im Moment. Also, wir haben echt 
ma/ Fälle, wo wir / wo wir / wo wir das Hausverbot anwenden müssen. Wo wir dann halt auch riskieren, 
dass das Verwaltungsgericht uns dann zwingt, die Person wieder unterzubringen. Ich habe gerade wieder 
ein Mail-Protokoll bekommen von einem von uns untergebrachten Mann, der mit seinen Fingern die Tapete 
und den Putz wegkratzt und die / jetzt, äh, heute Nacht die Wasserrohre rausgerissen hat und deshalb 
unsere halbe Unterkunft unter Wasser steht. Das ist halt die Qualität der Menschen, die da halt zunehmend 
anlanden und für die es halt einfach auch keine Hilfesysteme gibt, ne? (…) Die ja, die wir dann auffangen 
müssen. Und das ist schon echt krass.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Aus der Perspektive der Akteur*innen der Region C ist es nur möglich der sogenannten Qualität der 
Menschen zu begegnen, indem keine Mehrbettzimmer belegt werden, sondern „das einfach GANZ 
klar (…) Ziel [ist], die Einzelunterbringung, und wenn die Zimmer noch so klein sind, jeder Mensch 
braucht einen Rückzugsraum“ (Expert*in_urbaner Raum). Was die sozialarbeiterischen Hilfen inner-
halb der ordnungsrechtlichen Unterbringung im Untersuchungsraum C betrifft, ist hier eine Abkehr 
von einer rein ordnungsrechtlichen Unterbringung bereits erfolgt und die ordnungsrechtliche im So-
zialamt verortet. Die Selbsteinschätzung über die ordnungsrechtliche Unterbringung ist trotz der 
beschriebenen Herausforderungen recht positiv: „[W]ir haben eigentlich wirklich in [Stadt C] schon 
(…) einen guten Standard, auch wie es von der Einweisung, oder dass das einfach / dass es hier läuft, 
dass das halt einfach auch sichergestellt ist“ (Expert*in_urbaner Raum). Es ist ein dreigliedriges Sys-
tem, welches die Wohnungsnotfälle vor Ort gemeinsam (auch räumlich) unter einem institutionellen 
Dach bearbeitet:  

„[S]ind halt dort, sagen wir so, drei (…) Säulen. Das ist einmal die Säule der / der sicherheitsrechtlichen 
Unterbringung, das heißt der / der Verwaltung. Da gibt es dann auch eine / eine Leitung. Und wie gesagt, 
dort drei Verwaltungsmitarbeiter, die auch für die Unterbringung, Einweisung, also zusätzlich zu der Leis/ 
Leitung und, also, momentan sind es sechs Hausmeister mit drei festen Stellen. Und drei, äh, sage ich jetzt 
mal, mh Zusatzstellen, die von der Stadtverwaltung bei uns in anderen Bereichen nicht arbeiten können, 
hier bei uns mit als zusätzliche Kraft mit dabei sind. (…) Und dann gibt es (…) die Gefährdetenhilfe. Das sind 
drei Sozialpädagogen, Pädagoginnen ähm, in Vollzeit. Wobei äh ich praktisch dort drüber auch dann noch-
mal direkt die Teamleitung und dazu diesem / also einmal die / die Fachstellenleitung, aber auch nochmal 
direkt für das Team sozusagen die Teamleitung bin. Und auch meine Stelle einen gewissen Anteil an / an / 
ähm, an Arbeit mit Klienten hat. (..) Und die dritte Säule ist dann die / die Mietprävention, die praktisch 
entweder durch, (…) Verhandlungen (…) mit den, ähm, Mietern und Vermietern, um einfach präventiv Woh-
nungsverlust zu vermeiden. Und dann auch mit einem (…) Darlehen zu Mietschuldenübernahme, dann da 
auch direkt eingreift, um so einfach einen Wohnungsverlust zu vermeiden. Da ist auch ein Sozialpädagoge, 
der ist mit einer halben Stelle auch in dieser Mietprävention mit dabei, um dort einfach bei Hausbesuchen, 
oder einfach auch sozialpädagogisch zu unterstützen.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Sozialarbeiterische Hilfen im Kontext von ordnungsrechtlicher Unterbringung ist auch im Untersu-
chungsraum A relevant geworden, womit trotz der beschriebenen Abwertungstendenzen von zu 
unterbringenden Personen (u.a. in institutionellen Settings des Hilfesystems) die Kommune als Ant-
wort auf die Entwicklungen und Kritik das Konzept „begleitete Obdachlosenpensionen“ einführte 
(Expert*in_urbaner Raum). Ein*e anderer*e Akteur*in des Hilfesystems beschrieb dies folgenderma-
ßen: 

„Na ja, diese Pensionen, wie soll man sagen, die haben einen unterschiedlichen Stallgeruch gehabt. Man-
che hatten (…) das Merkmal, dass es immer wieder zu größeren Konflikten und Auseinandersetzungen 
kam. (…) Dann ist die Polizei da relativ oft im Haus. Dann hat man sich von daher, von der Stadt (…), mal 
überlegt: Was könnten wir tun? Dann kommt man natürlich auf die Idee: Oah, da setzen wir ein, zwei Sozi-
alpädagog*innen ein. Die sollen die Leute dann entsprechend begleiten, sollen bei der 
Konfliktbewältigung helfen und sollen beratend zur Seite stehen.“ (Expert*in_urbaner Raum) 
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Die sozialarbeiterische bzw. -pädagogische Begleitung wurde und wird von verschiedenen freien Trä-
ger*innen angeboten, die teilweise ein „Büro vor Ort eingerichtet [haben]“ (Expert*in_urbaner Raum). 
Das Angebot sei „niedrigschwellig und ähnlich einer offenen Beratung“ (Expert*in_urbaner Raum) 
konzipiert. Mit Blick auf Konflikte im Zusammenleben habe die sozialpädagogische Begleitung „schon 
einen Effekt gebracht, [welcher] unbestritten [ist]“ (Expert*in_urbaner Raum) und für die Zielgruppe 
„sehr zur Befriedung beigetragen [hat], auch zur Sicherheit“ (Expert*in_urbaner Raum). In der weiter-
führenden Beratung lasse sich bisweilen der Bedarf nach einer eigenen Wohnung als zentrales 
Anliegen identifizieren:  

„Und das hauptsächliche Thema ist natürlich Wohnen. Ja? Und dann ist es so, dass die Menschen, die dort 
leben MÜSSEN, (…) die haben oftmals keine Endgeräte, um sich der [lokalen Wohnungsbaugesellschaft] 
über My Real ID anzumelden, um dann überhaupt checken zu können, gibt es denn freie Wohnungen? Oder 
auf Inserate per Mail zu antworten, ne? Die haben zwar Smartphones, aber die sind natürlich entsprechend 
unkomfortabel zu bedienen, wenn ich jetzt eine E-Mail schreiben will. Und vor ein paar Jahren, wo die, diese 
Geräte noch nicht so verbreitet waren, (…) da ist natürlich ganz schwierig gewesen (…). Das Know-How 
musst du ja erst mal entwickeln, ne? Also für uns ist Excel und Word Standard, ja? Aber es gibt auch Men-
schen, für die sind das böhmische Dörfer.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Herausforderungen bei der Wohnungssuche sind im besonderen auch Zugangsbarrieren zu Woh-
nungsinseraten auf Online-Portalen sowie Hürden bei der digitalisierten Kommunikation, die in erster 
Linie per E-Mail stattfindet. Entsprechend bestehe der Großteil der Beratungs- und Unterstützungs-
leistungen in ebendiesen Bereich. Neben einer Unterstützung bei der Wohnungssuche spielt die 
Unterstützung bei der Schuldenregulierung eine wichtige Rolle, damit sich die „Vermittlung in eine 
Wohnung dann nach eineinhalb, zwei Jahren positiver gestalten [kann]“ (Expert*in urbaner Raum).  

Im städtischen Untersuchungsraum A wurde und wird das Angebot einer sozialarbeiterischen -bzw. 
pädagogischen Begleitung innerhalb der ordnungsrechtlichen Unterbringung nach positiven Erfah-
rungsberichten involvierter Akteur*innen erweitert (Expert*in urbaner Raum), besonders um 
spezialisierte Beratungsangebote für bestimmte Zielgruppen – bspw. für wohnungslose bzw. unter-
gebrachte Personen mit Haustieren (Expert*in_urbaner Raum). Ein weiterer Bedarf wurde bei der 
Zielgruppe der queeren wohnungslosen Personen erkannt, wo bereits ein Beratungsangebot vorge-
halten wird und „das jetzt auch demnächst mit entsprechenden Unterbringungsplätzen starten soll“ 
(vgl. Expert*in urbaner Raum,) mit dem Ziel „dass man die Möglichkeit hat, auch diesen Personen, die 
ja jetzt in der normalen Unterbringung eher gefährdet sind, (…) einen geschützten, separaten Raum 
anbieten kann“ (vgl. Expert*in urbaner Raum). Zukünftig wird noch ein weiteres Modell anvisiert, wel-
ches darauf abzielt, wohnungslose Frauen in Notschlafstellen zu begleiten (vgl. Expert*in urbaner 
Raum). Hintergrund sei die Fragestellung, warum Frauen „im Notschlafstellensystem verhafte[n]“ 
(vgl. Expert*in urbaner Raum), zumal  

„[e]s jetzt nicht so [ist], dass diese Frauen vom Sozialleistungsanspruch ausgeschlossen werden, (…) son-
dern es muss andere Gründe geben, warum sie dieses Leben, das heißt ja, ich muss morgens meine 
Unterkunft verlassen und kann erst abends kommen, also sehr unstete Lebensverhältnisse, warum sie dies 
wahrnehmen und nicht andere Regelangebote.“ (Expert*in urbaner Raum) 

Hier wird eine spezielle Begleitung als wünschenswert erachtet, um diese Fragestellung anzugehen 
und gezielte Unterstützungsbedarfe zu identifizieren. Trotzdem besteht weiterhin ein deutlicher Be-
darf nach Ausweitung des Angebots der sozialarbeiterischen bzw. -pädagogischen Begleitung 
innerhalb der ordnungsrechtlichen Unterbringung.  

Zur Zeit der Datenerhebung wurden im Untersuchungsraum A ca. die Hälfte der in sog. Privatpensio-
nen untergebrachten Personen sozialpädagogisch begleitet (Expert*in urbaner Raum). Die andere 
Hälfte kann von diesem Angebot also nicht profitieren. Auch hier findet eine Selektion der wohnungs-
losen Personen statt, welche darüber entscheidet, ob sie mit oder ohne Begleitung untergebracht 
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werden. Ein*e befragte*r Akteur*in beschreibt beispielweise, wie sie*er die angehenden Pensionsbe-
wohner*innen ihres Hauses selbst aussucht:  

„Und natürlich versuchen die [Kolleg*innen] Leute erstmal bei uns unterzubringen, weil es bei uns halt 
relativ schön ist, weil wir Einzelzimmer haben. Und natürlich sind es meistens Menschen, die entweder 
gerade frisch aus der Psychiatrie sind oder ein anderes Problem haben (…) also ich muss oft sagen, aus 
der Erfahrung raus, es funktioniert nicht. Ich nehme diese Person nicht auf. Ja. Das ist manchmal bitter, 
weil man dann weitersuchen muss und weiß, die werden nicht viel besser untergebracht werden. Ja. (…) Ich 
kann nicht hergehen und für alle Menschen, die schwer psychisch krank sind und Unterstützung brauchen 
(…) Und sie müssen auch wollen. Jemand, der sehr stark drogenabhängig ist und nicht bereit ist, daran zu 
arbeiten, so jemanden können wir nicht aufnehmen.“ (Expert*in urbaner Raum)  

Hier wird anhand der Kategorien psychische Beeinträchtigung und Drogengebrauch bzw. Suchtmittel-
abhängigkeit sowie der eingeschätzten Schwere der Erkrankung(en) entschieden, ob ein 
notbedürftiger Mensch einen der – vom Standard – besseren Unterbringungsplätze erhält oder nicht. 
Zudem wird in diesem Zitat impliziert, dass dies auch von der Bereitschaft abhinge, den Alkohol- oder 
Drogenkonsum reduzieren zu wollen, also an Bedingungen geknüpft sei. Somit handelt es sich zwar 
zum einen um eine ordnungsrechtliche Unterbringung in Form einer Pension, jedoch ist die hier dar-
gestellte bessere Unterbringung auch an Bedingungen geknüpft, die sich von einer 
ordnungsrechtlichen Unterbringung im rechtlichen Sinne unterscheidet. Es gibt die Pflicht der Unter-
bringung, jedoch wird an diesem Beispiel deutlich, dass es dabei verschiedene Standards gibt und 
Menschen je nach Lebenssituation entsprechend zugeordnet, reingelassen oder ausgeschlossen wer-
den. Durch die Akkumulation von Problemlagen werden intersektionale Benachteiligungen deutlich, 
die Stigmatisierungsprozesse obdach- bzw. wohnungsloser Menschen weiter befördern und manchen 
sogar den Zugang zu so einer besseren ordnungsrechtlichen Unterbringung verschließen, die mit einer 
sozialarbeiterischen bzw. -sozialpädagogischen Begleitung einhergeht und einen Ausweg aus der Ob-
dachlosigkeit eher ermöglicht. Grundsätzlich sind sich die befragten Akteur*innen einig, dass die 
Verknüpfung von Unterbringung, Beratung und Begleitung wünschenswert und wichtig sei und es un-
längst sogar ein präferiertes Modell darstellt, welches möglichst „aus einer Hand“ (Expert*in urbaner 
Raum) flächendeckend angeboten werden soll, sprich ein*e Träger*in stellt sowohl die Unterbringung 
wie auch sozialpädagogische Begleitung oder es findet eine aufsuchende Hilfe in der ordnungsrecht-
lichen Unterbringung bspw. einer Pension statt. Auch die Überwindung von Wohnungslosigkeit sei – 
laut eines befragten Akteurs – überhaupt nur mit intensiver Beratung der wohnungslosen Personen 
möglich, damit sie ihre eigenen Kompetenzen stärken bzw. entwickeln können (Expert*in_urbaner 
Raum). Es benötigt ein Mehr an professioneller Begleitung in der ordnungsrechtlichen Unterbringung, 
da festgestellt wird, „dass das, was in den städtischen Wohnungslosen-Unterkünften an Begleitung 
äh, stattfindet, einfach wirklich, in der Tat zu wenig ist“ (Expert*in_urbaner Raum). 

Ein teilweise kontrastierendes Bild ergibt sich jedoch mit Blick auf die kleineren Kommunen und Ge-
meinden der untersuchten ländlichen Räume. Ein wesentlicher Unterschied zu den städtischen 
Räumen besteht in der kritischen Auseinandersetzung mit der Umsetzung bzw. den Gegebenheiten 
der ordnungsrechtlichen Unterbringung (inkl. Räumlichkeiten, Ausstattung, Privatsphäre, etc.). Wäh-
rend im ländlichen Raum B ein großer Handlungsbedarf bezüglich einer Verbesserung der 
Unterbringung eingestanden und eine Strategie dazu entwickelt wurde (Ausweitung des Beratungs- 
und Begleitungsangebots), wird im ländlichen Untersuchungsort D die aktuelle Umsetzung der ord-
nungsrechtlichen Unterbringung als nicht kritikwürdig erachtet:  

„Angesetzt ist es ja so, dass für diese Menschen ein Obdach geboten wird, das heißt, ein Bett zum Schla-
fen, Küche, WC, so was, um sich was zu essen zu machen. Es ist natürlich jetzt keine First-Class Pension, 
ist mir klar. (…) [W]ir kaufen auch wieder neue Matratzen, Bettwäsche bekommen wir aus Spendenmitteln 
oder solche Geschichten. (...) [Die untergebrachte Personen] sind halt auf engem Raum, sagen wir mal so, 
was ganz einfach von der Immobilie nicht anders geht. Aber ich würde es nicht als menschenunwürdig 
bezeichnen.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 
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Die Unterkunft erfülle die vorgegeben Standards für ein Obdach. Die beengten Verhältnisse sowie der 
daraus entstehende Mangel an Privatsphäre und Rückzugsmöglichkeiten werden den Gegebenheiten 
der Immobilie zugesprochen und als unveränderbar bzw. hinnehmbar dargestellt. Der*die Akteur*in 
geht in seiner*ihrer Argumentation sogar noch ein Schritt weiter, indem er*sie die ordnungsrechtliche 
Unterbringung mit einer Jugendherberge vergleicht „[Es ist] wie in so einer Jugendherberge. (…) Da 
waren viel mehr Betten miteinander dringestanden. Das war auch nicht menschenunwürdig (schmun-
zelt)“ (Expert*in_ländlicher Raum). Der Vergleich hinkt nicht nur, weil es sich um eine grundlegend 
andere Zielgruppe handelt, sondern auch weil der Aufenthalt in der Jugendherberge eine Ausnahme 
des Alltags und der gewöhnlichen Wohnsituation darstellt (durch z.B. Ausflug, Reise), während im 
Falle der ordnungsrechtlichen Unterbringung die Lebensrealität von einer existentiellen Notlage ge-
prägt ist und man in keinen alternativen Alltag und Wohnsituation bedingungslos zurückkehren kann. 
Der bekannte und oftmals begründete Vorwurf einer menschenunwürdigen ordnungsrechtlichen Un-
terbringung wird von dem*der Akteur*in also kategorisch abgelehnt. Ein Modell, welches die 
ordnungsrechtliche Unterbringung mit einer sozialarbeiterischen Begleitung zusammenbringt, gibt 
es vor Ort ebenfalls nicht:  

„Also, es gibt schon so Lücken einfach (…) in dem Angebot, was vorgehalten wird. Ähm, es gibt eigentlich 
auch keine adäquate Begleitung von Leuten über das Beratungsangebot [der ASB] hinaus. (…) [Manche] 
landen dann immer bei gesetzlichen Betreuern, die eigentlich eine ganz andere Aufgabe haben.“ (Ex-
pert*in_ländlicher Raum)  

Dadurch, dass es keine weiteren Angebote der Begleitung für wohnungslose Personen vor Ort gibt 
(nachdem das Modellprojekt eingestellt wurde), werden die Bedarfe entweder an andere, nicht dafür 
professionalisierte Akteur*innen, herangetragen oder vermutlich gar nicht weiter bearbeitet. Hin-
sichtlich der allgemeinen Einschätzung zu dem Angebot der Begleitung innerhalb der 
ordnungsrechtlichen Unterbringung, haben sich die interviewten Akteur*innen im Raum D grundle-
gend positiv dafür ausgesprochen. Ein*e weitere*r Akteur*in eines freien Trägers arbeitet hin und 
wieder mit den vor Ort untergebrachten Personen, weil diese ihre Beratung aufsuchen bzw. leistet 
er*sie u.a. auch aufsuchende Arbeit, um den Kontakt mit ihnen herzustellen (vgl. Expert*in_ländlicher 
Raum), empfindet die Arbeit allerdings als frustrierend, „weil es wenig Möglichkeiten gibt, mit Ob-
dachlosen wirklich auch konkret zu arbeiten und ihnen Hilfestellungen an die Hand zu geben“ 
(Expert*in_ländlicher Raum). Der ländliche Raum B ist bezogen auf die ordnungsrechtliche Unterbrin-
gung obdachloser Menschen an viele hier bereits angeführte Aspekte anschlussfähig und wenn auch 
in seiner Art spezifisch. So findet sich auch im Untersuchungsraum B ein Zwei-Klassensystem der 
ordnungsrechtlichen Unterbringung, wobei die Kommune zwei Unterbringungsformen vorhält und 
hier in einer stigmatisierenden und diskriminierenden Weise die besseren und schlechteren Obdachlo-
sen unterscheidet und demnach unterbringt: „Also [Unterbringung 2] für Leute, die halt das auch 
bezahlen können oder es gezahlt wird, [Unterbringung 1], die halt wirklich gar nichts mehr haben oder 
aber nicht in der Lage sind, beim Jobcenter ihre Antragsunterlagen fertig zu kriegen, ähm, dass solche 
dann auch schon mal, also dann müsst ihr halt raus, dann müsst ihr in die [Unterbringung 1], weil man 
muss den Leuten schon auch einmal ein bisschen Druck machen. Sonst passiert nichts“ (Ex-
pert*in_ländlicher Raum). Hier zeigt sich auch eine starke Machtposition, welche die Akteur*innen 
ausüben, die die Zuweisung bzw. Belegung der Unterbringung vornehmen. Soziale Hilfen in der ord-
nungsrechtlichen Unterbringung der [Stadt B] wird von einer Stelle eines Sozialarbeiters ausgefüllt, 
der speziell genau für die Wohnungsnotfälle angestellt ist. Dadurch findet eine bessere Versorgung 
und Begleitung der Wohnungsnotfälle im ländlichen Raum B statt, als es im ländlichen Raum D der 
Fall ist (vgl. Expert*in_ländlicher Raum). Insgesamt zeigen sich aber auch im ländlichen Raum B dis-
kriminierende Tendenzen in der Bearbeitungspraxis, die bereits in Kapitel 3 ausführlich dargelegt 
wurden.  
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5 Aktionsplan Hilfe bei Obdachlosigkeit 

5.1 Erfahrungen mit dem Aktionsplan 

Im folgenden Kapitel werden die Erfahrungen mit dem Aktionsplan Hilfe bei Obdachlosigkeit unter-
sucht. Der Aktionsplan kann durch die zeitlich begrenzte Förderung neuer Modellprojekte ein 
Katalysator für Wandel in der Wohnungsnotfallhilfe sein – innerhalb der lokalen groß-, mittel- und 
kleinstädtischen sowie ländlichen Räume als auch übergreifend in der Region Nordbayerns. Die be-
fragten Akteur*innen weisen eine Bandbreite an Erfahrungen zum Aktionsplan auf: angefangen von 
einem gänzlichen Fehlen ebendieser Erfahrung bzw. einem vorherrschenden Unwissen darüber über 
mehr oder weniger intensive Kooperationen und Prozesse der Meinungsbildung sowie Bewertung ein-
zelner neuer Modellprojekte (wie z.B. Housing First) bis hin zur Initiierung eigener Modellprojekte 
und/oder Aushandlung und Sicherstellung der Regelfinanzierung über den Förderzeitraum hinweg. 
Einige etablierte Angebote des Akteur*innennetzwerks eines großstädtischen Raumes sehen sich 
aufgrund der bereits erfolgten Etablierung und Bekanntheit des eigenen Angebots (Expert*in_urba-
ner Raum) als „in diesem Aktionsplan (…) nicht eingebunden“ (Expert*in_urbaner Raum). Dadurch, 
dass kein eigener Förderbedarf besteht, nehme das Interesse einer Kontaktaufnahme mit neuen Mo-
dellprojekten im lokalen Hilfesystem ab bzw. ergeben sich offenkundig keine Schnittstellen im 
Tagesgeschäft: „[Der Kontakt] läuft immer trägerintern. Ne? Das läuft nicht [träger-]übergreifend“ 
(Expert*in_urbaner Raum) und verspüren deshalb kaum eine potentielle (Weiter-)Entwicklung (Wan-
del) des lokalen Hilfesystems. Im Gegensatz dazu verfügen die Akteur*innen der neuen 
Modellprojekte offenkundig über Erfahrungen mit dem Aktionsplan, da sie darüber Fördermittel er-
halten oder erhielten. Doch dies scheint einem*einer Akteur*in eines neuen Modellprojekts nicht 
bewusst zu sein, da er*sie „ehrlich sagen [muss], [dass er*sie] noch überhaupt keine Erfahrungen [da-
mit hat]“ (Expert*in_urbaner Raum). Als Ursache dafür benennt er*sie den Umstand, dass „wir jetzt 
gerade erst zu allen Veranstaltungen eingeladen werden“ (Expert*in_urbaner Raum) und verweist 
gleichsam auf den fehlenden Kontakt mit anderen Akteur*innen neuer (geförderter) Modellprojekte. 
Hierbei handelt es sich um eine*n Träger*in, der*die zuvor keinerlei Hilfeangebote im Bereich der Woh-
nungsnotfallhilfe vorhielt, weshalb er*sie sich als Träger*in mit dem Projekt ganz neu im Hilfesystem 
einfügen und etablieren. Ein*e andere*r Akteur*in eines neuen Modellprojekts ist sich hingegen der 
Förderung und der Förderinstitution bewusst und fasst seine Erfahrungen wie folgt zusammen:  

„Also wir haben mit dem Aktionsplan natürlich gute Erfahrungen (lachend) gemacht, indem wir darüber 
finanziert werden. Das Antragsverfahren war zäh, langwierig, jetzt im Prinzip nicht unmöglich. (…) Aber es 
hat schon seine Zeit gedauert, bis das Ganze lief.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Ein*e weitere*r Akteur*in sieht aus ihrer*seiner Erfahrung heraus in dem Aktionsplan und den damit 
verbundenen Projekten eine Möglichkeit, das Hilfesystem „in Bewegung [zu] bringen“ (Expert*in_ur-
baner Raum). Wobei betont wird, dass „in der Fortführung eines (…) Projekts (…) es einfach doch immer 
sehr dezidiert auf die Mittel an[kommt], die / die vorhanden sind“ (Expert*in_urbaner Raum). Zusam-
menfassend wird aus der Erfahrung mit dem Aktionsplan kritisch formuliert: „Also ich sehe schon, 
dass das Staatsministerium da was tut (…). Aber ähm, (..) es genügt nicht meines Erachtens. (…) Ob 
sich da nicht eine (…) Landesregierung doch noch äh, längerfristig auch engagieren müsste und die 
Kommunen unterstützen SOLLTE“ (Expert*in_urbaner Raum). Auch von kommunaler Seite wird argu-
mentiert, dass die Projekte über den Aktionsplan an sich hilfreich sind, um Neues auszuprobieren und 
damit „Impulse“ (Expert*in_urbaner Raum) für die Weiterentwicklung des Hilfesystems geben, es je-
doch an einer „Grundfinanzierung“ (Expert*in_urbaner Raum) fehle:  

„vielleicht wäre es besser, weniger so Projektfinanzierung zu haben und sich darauf zu konzentrieren, ir-
gendwann Standards zu definieren. Für die es dann vielleicht auch entsprechende, äh, Regel und 
Dauerförderung gibt. Weil das einfach eine ganz andere Planbarkeit mit sich brächte. Ähm, weil die 
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Standards eben dann auch für alle gelten würden, landes- oder am besten noch bundesweit.“ (Ex-
pert*in_urbaner Raum) 

Als gut bewertet ein Befragter v.a. den positiven Ausgang des Antrags auf Fördermittel, schränkt die 
positive Gesamterfahrung aber ein, indem er das Antragsverfahren als zäh und langwierig beschreibt. 
Vernetzung oder Kontakt mit anderen Akteur*innen neuer Modellprojekte ist auch hier weder im glei-
chen großstädtischen noch überregionalen Raum vorhanden (Expert*in_urbaner Raum).15 Im 
ländlichen Raum haben nur wenige befragte Akteur*innen ein Wissen darüber, dass es den Aktions-
plan gibt und nur jeweils ein*e Akteur*in aus der Region B und D haben selbst Projekterfahrung. In der 
Region B besteht beispielweise bei einer*einem Akteur*in kein Wissen über den Aktionsplan. So wird 
berichtet, „von dem Aktionsplan noch gar nichts gehört“ (Expert*in_ländlicher Raum) zu haben. Den-
noch wird der Aktionsplan unwissentlich als positiv bewertet, da nur durch die Finanzierung eines 
Vorläuferprojekts über den Aktionsplan neue Positionen erfolgreich erprobt werden konnten und da-
mit erstmalig Stellen der Wohnungsnotfallhilfe in einer der ländlichen Regionen geschaffen wurden: 
„[C]ool, eine neue Stelle, die die Stadt (…) [B] hier gründet oder hier entwirft am Sozialamt. Also es ist 
eine neue Stelle, an der ich sitze, die neu gegründet wurde, neu erschaffen wurde. Ich dachte mir, 
cool, was aufbauen, was bewirken in der Stadt“ (Expert*in_ländlicher Raum). Ein weitere*r Akteur*in 
des Untersuchungsraums B bekräftigt diese positive Entwicklung aus der Erfahrung heraus und be-
tont, dass sie  

„in dem Fall ähm eine gute (lachend) Erfa/ eine gute Erfahrung damit gemacht [haben], sonst hätte es (…) 
[seine] Stelle nicht gegeben. (…) Also äh die/ es gab ja diese zwei Modellprojekte, einmal für die Stadt (…) 
[B] und einmal für die Stadt (…) [K]. Ähm (...) wenn das jetzt/ übertrieben gesagt kann man sagen, aus die-
sem Modellprojekt in der Stadt (…) [B] ist jetzt auch die Fachstelle in der Stadt (…) [B] entstanden, wenn 
man es ganz positiv sehen will. Ähm plus aus diesem Modellprojekt (…) ist die Fachstelle für den Landkreis 
entstanden.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

In den erhobenen Daten finden sich unterschiedliche Perspektiven und Reflektionen über mögliche 
Gründe der Finanzierung bestimmter Angebote über den Aktionsplan wieder. Die*Der Akteur*in, 
der*dem es zunächst nicht bewusst war, dass das Angebot anfangs über diese Fördermittel finanziert 
wurde, reflektiert auf Nachfrage über mögliche Gründe dafür:  

„Wir sind einfach einzigartig. Es gibt nichts Vergleichbares, für Menschen, die obdachlos sind und [Tiere 
halten]. (…). Und keiner würde sich irgendwo in eine Notschlafstelle begeben und [das Tier] wäre irgendwo 
in einem Käfig eingesperrt und [die obdachlose Person] hätte Angst, [sie] kriegt [das Tier] am nächsten 
Tag nicht mehr. Ja. Also, insofern war der Bedarf tatsächlich nach einer Einrichtung, wo die Leute dauer-
haft bleiben können und nicht nur eine Nacht, ja, sondern wirklich zur Ruhe kommen können und von da 
aus starten können.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Es wird deutlich, dass – aus ihrer Perspektive – das Kriterium der Einzigartigkeit und somit die erstma-
lige Deckung eines bestehenden Bedarfs ausschlaggebend für die Förderung war. Weitere zentrale 
Gründe seien aktuelles öffentliches und gesellschaftliches Interesse an bestimmten Ansätzen in der 
Wohnungsnotfallhilfe, „dass [z.B.] Housing First auch ein gewisses ‚in‘-Thema ist und Interesse er-
weckt und [dies] sicherlich auch dabei hilft solche Mittel zu bekommen“ (Expert*in_urbaner Raum). 
Ein*e andere*r Akteur*in spricht der Förderung dieses Ansatzes fachbezogene Gründe ab:  

„Natürlich kann man zum Beispiel eine Anekdote nochmal erwähnen, dass das Thema Housing First vor 
ein paar Jahren noch eher negativ betrachtet wurde und sich sozusagen das politisch verändert hatte (…). 

 
 
15  In Nachgang des Interviews fand ein überregionales Vernetzungstreffen mit unterschiedlichen Trä-

ger*innen und Akteur*innen mit ähnlichen Modellprojekten statt, welche überwiegend über den 
Aktionsplan Hilfe bei Obdachlosigkeit gefördert wurden.  
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Housing First wird jetzt positiv gesehen, weil es einen gewissen Hype erfährt, der vor zwei, drei Jahren, als 
das Thema aufkam in Deutschland oder bei uns (…), noch anders beurteilt wurde. Und das hatte aber keine 
fachliche inhaltliche Komponente, sondern es war eine politische Komponente.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Die Förderung von Projekten wird auch als eine qualitative Verbesserung (Bedarfsdeckung) der sozial-
arbeiterischen Hilfen beschrieben. Es kann bspw. ein Bedarf gedeckt werden, der durch die 
kommunale Unterbringung besonders belasteter wohnungsloser Menschen nicht geleistet werden 
kann und somit auch als Grund für die Finanzierung zu betrachten ist. So sind sie als Träger*in mit 
ihrem Projekt „angetreten, (…) [um] ein Mehr an Begleitung anbieten [zu] wollen. (…) [Sie] wollten mehr 
als die Not verwalten“ (Expert*in_urbaner Raum). Es liege auf der Hand, „dass das, was in den städti-
schen Wohnungslosen-Unterkünften an Begleitung äh, stattfindet, einfach wirklich, in der Tat zu 
wenig ist“ (Expert*in_urbaner Raum). 

Neben dem politischen Willen und der Bedarfsdeckung werden Sinnhaftigkeit sowie eine positive Stel-
lungnahme vonseiten der Kommune bezüglich der Förderfähigkeit der Modellprojekte als weitere 

Gründe für das Zustandekommen einer Förderung genannt (Expert*in_urbaner Raum). Aus kommu-
naler Perspektive fehlt es insgesamt an Angeboten in der Wohnungsnotfallhilfe, so dass ein 
Engagement von freien Träger*innen weitere Projekte zu initiieren, immer unterstützungswürdig er-
scheint: 

„[U]nsere Rolle ist ja erst mal, (…) wenn die Akteure sagen, wir bemühen uns um diese Fonds, ne, diese 
Konzepte zur Kenntnis zu nehmen und grundsätzlich eigentlich immer zu sagen, dass wir das befürworten. 
Weil wir glauben, dass in dem Bereich, ähm, auch quantitativ einfach gar nicht genug Menschen geben 
kann, die sich um diese immer schwereren Konstellationen von / von Obdachlosigkeit oder prekären Wohn-
verhältnissen, psychische Erkrankung, Sucht und so weiter kümmern. Also, grundsätzlich wäre da jede 
Kommune blöd zu sagen: „Na ja, da haben wir jetzt fachlich vielleicht eine andere Meinung oder finden das 
jetzt nicht so konsequent. Wir / wir sind da dagegen." Also, grundsätzlich sagen wir erst mal: „Macht es.“ 
Und dann versuchen wir natürlich in der Verstetigung, da konstruktiv irgendwo das zu begleiten.“ (Ex-
pert*in_urbaner Raum) 

Im ländlichen Raum (Untersuchungsraum B) gab es ein langjähriges öffentliches Interesse, wohnungs-
lose Menschen zu unterstützen, indem Freiwillige sich engagierten und wohnungslose Menschen 
unterstützen und auch Beratungsstellen sich dem Thema annahmen. Da auf diese Weise bereits Er-
fahrungen und ein steigender Bedarf gesehen wurde, ein spezifisches Angebot für wohnungslose 
Menschen zu etablieren, wird darin auch der Finanzierungsgrund eines Projekts über den Aktionsplan 
dargelegt:  

„Also (…) viele Jahre vorher gab es schon die Bereitschaft von Ehrenamtlichen, von ähm Beratungsstellen, 
von ähm Organisationen ähm Menschen in (…) [Name einer Gemeinde], die wohnungslos sind und ord-
nungsrechtlich untergebracht sind, zu helfen. Ähm dadurch, dass/ dass sich natürlich ähm das Problem 
quasi ausgeweitet hat und es dann mehre/ also dass halt es mehr Betroffene geworden sind, ähm ist man 
eben auf diese Idee gekommen, diese Projektstelle damals eben zu schaffen.“ (Expert*in_ländlicher 
Raum) 

Ein letzter Aspekt, der von Akteur*innen benannt wird, der in einer erfolgreichen Finanzierung eines 
Projektes münden kann, sei es, als Träger*in, „als verlässliche Partnerin auch äh, bekannt“ (Ex-
pert*in_urbaner Raum) zu sein. 

Zusammengefasst wird deutlich, dass – laut Einschätzungen der befragten Akteur*innen – neben den 
fachlichen Gründen (Sinnhaftigkeit, Einzigartigkeit, qualitative und quantitative Bedarfsabdeckung) 
auch mikro- und makro-politische Gründe (öffentliches Interesse, politischer Wille, Empfehlung der 
Kommune, gute Zusammenarbeit) eine wichtige Rolle spielen und somit eine gewisse Intransparenz 
und Unkontrollierbarkeit in Bezug auf die Entscheidungsprozesse herstellen bzw. befördern. 
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5.2 Prozesse der Projektinitiierung und Etablierung von Modellprojekten 

5.2.1 Initiierung von Projekten im Rahmen des Aktionsplans 

Wie kam es zur Initiierung von Projekten im Rahmen des Aktionsplans? In den Interviews beschreiben 
und beurteilen die Akteur*innen neuer Modellprojekte rückblickend den Prozess, wie es zur Förde-
rung ihres Angebots kam. Dabei weist die Analyse der erhobenen Daten auf eine Zwischenstufe hin, 
welche zwischen Förderausschreibung und formaler Antragstellung anzusiedeln ist, und zeichnet 
sich durch die Kontaktaufnahme mit zwei wichtigen Ansprechpartner*innen, den sog. strategischen 
Vermittler*innen (I und II) aus, die jeweils unterschiedliche Rollen erfüllen und Zwecke verbinden. Bei 
einer förderinteressierten Akteurin sah dies dann konkret so aus:  

„[Es] gab es eine Ausschreibung und [meine Chefin] hatte Kontakte mit dem [*der strategischen Vermitt-
ler*in II], der total begeistert war und das sofort aufgegriffen hat und ihm hat auch das Konzept sehr gut 
gefallen. Dann gab es erste Planungstreffen. Und dann war eigentlich klar, okay, wir brauchen nur noch 
ein Gebäude. [Strategische*r Vermittler*in I] war mit im Boot und hat gesagt, okay, wir mieten das Gebäude 
an. (…) Und man hat ganz, ganz lange gesucht. (…) Und ja, letztlich hat man das dann hier gefunden und es 
wurde auch erstmal nur für ein Jahr, glaube ich, bewilligt. Und dann kam es zu einem Besuch von dem 
[strategischen Vermittler II], der seine Begeisterung noch mehr geteilt hat und gesagt hat, na, das fördern 
wir auf jeden Fall ein zweites Jahr. Das haben wir schon beschlossen. Und [der*die strategische*r Vermitt-
ler*in I] hat dann aber auch gleich sofort gesagt, ja, nach dem zweiten Jahr werden wir das übernehmen 
und werden wir das weitermachen, ihr braucht keine Angst haben. (…) Dann kriegen wir das auch (…) also 
bei dieser Antragsstellerei auch durch. (…) Ich glaube, das war eins unserer unkompliziertesten Projekte, 
dass wir in all den Jahren gemacht haben.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Auffallend in dieser Narration ist, dass die interviewte Person das Projekt als unkompliziert bewertet. 
Faktisch war die Projektinitiierung jedoch komplexer als dies rein formell durch eine Antragsstellung 
als Reaktion auf die Ausschreibung erforderlich wäre, weil neben den formalen Anforderungen infor-
melle Gespräche mit den strategischen Vermittle*innen (I und II) gesucht wurden und 
Austauschtreffen stattfanden, womit sich der organisatorische und kommunikative Aufwand erhöht. 
Im Kontrast dazu wird von anderen Akteur*innen beschrieben, dass die Beantragung solcher Projekte 
immer mit einem Aufwand verbunden ist: „Also ist halt [eine] Projektbeantragung. Äh, wenn Sie jemals 
ein Projekt beantragt haben, wissen Sie, wie viel / wie viel Arbeit es ist, immer wieder vorher auch 
ein[zu]reichen“ (Expert*in_urbaner).  

Gleichzeitig wird deutlich, dass für einen reibungslosen positiven Verlauf angefangen bei der Initiie-
rung des Projekts bis hin zu dessen Etablierung als langfristiges Angebot der lokalen 
Wohnungsnotfallhilfe die Einbindung beider strategischen Vermittler*innen ausschlaggebend er-
scheint. So bedarf es einer Zustimmung des*der strategischen Vermittlers*Vermittlerin I von 
kommunaler Seite, in Form einer offiziellen Stellungnahme, um letztlich Projekte ins Leben rufen zu 
können: 

„wenn (…) neue Projekte beantragt werden, (…) [geben] wir in der Regel ja eine Stellungnahme dazu ab (…). 
Das läuft oft relativ geräuschlos im Fachbereich. Ja, weil das einfach Standard ist und weil man natürlich 
sich freut, wenn die / weil Trägerlandschaft da ihre Ressourcen stärken kann durch externe Projekte. (…) 
Es gibt es ja ganz viele Möglichkeiten, wo / wo unsere freien Träger sich / sich auch, äh, bemühen, wo wir 
in der Regel immer positive Gutachten schreiben. Ähm, mit dem Wissen, dass uns natürlich dann nach zwei, 
drei Jahren das ganze wieder einholt.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Des Weiteren wird der*die strategische*r Vermittler*in II dabei zum Zweck der Förderung des ange-
dachten Modellprojekts über den Aktionsplan, also zur Projektinitiierung, eingebunden:  

„Ja, wir haben halt davon gehört, dass es diese Möglichkeit gibt über den Aktionsplan finanziert zu werden 
und haben uns dann eben an [den strategischen Vermittler II] gewandt und haben dann erstmal in 
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unverbindlichen Gesprächen unsere Projektidee vorgestellt und durften dann eben auch oder sind dann 
ermuntert worden einen Antrag zu stellen, der dann auch positiv gefördert worden ist (…) und dann auch 
genehmigt worden ist.“ (Expert*in_urbaner Raum)  

Auch im Untersuchungsraum C wird die Relevanz der Zusammenarbeit, aber auch das Angewie-
sensein auf den*die strategische*n Vermittler*in II deutlich, wenn ein Projekt finanziert und umgesetzt 
werden soll. Es sei „eine s / sehr gute Zusammenarbeit (…) [gewesen]. (…) [D]ie Regierung von Mittel-
franken, war ja da auch mit dabei mit der*dem [strategischen Vermittler*in II], der[*die] (…) eine 
Stellungnahme geschrieben hat. Der[*die] hat auch eine Stellungnahme für den Bezirk geschrieben, 
für diese Weiterförderung“ (Expert*in_urbaner Raum). 

Es scheint als sei der*die strategische Vermittler*in II als überregionale*r Akteur*in der Wohnungs-
notfallhilfe im Vorfeld bereits bekannt gewesen. Seine*Ihre Rolle wird als einflussreich bzw. machtvoll 
gesehen, indem die interviewte Person im Untersuchungsraum A darauf verweist, nach erfolgten Ge-
sprächen einen Antrag stellen zu dürfen. Damit weist er*sie auf den Umstand hin, dass mit der 
Antragstellung eine Empfehlung des*der strategischen Vermittler*in II an die Förderinstitution ein-
hergeht, die in der Sequenz aus dem Untersuchungsraum C bestätigt wird. Neben einer 
überregionalen Rolle des*der strategischen Vermittlers*Vermittlerin II kommt dem*der strategischen 
Vermittler*in I eine örtliche Zuständigkeit mit Einfluss zu überregionalen Instanzen zu, die für eine 
mögliche Projektrealisierung von Bedeutung ist. Hierdurch wird auch die vermittelnde Rolle des*der 
strategischen Vermittlers*Vermittlerin II augenscheinlich, indem er zwischen den Projektinitiierenden 
(Akteur*innen und Träger*innen) sowie der Förderinstitution (StMAS) kommunikativ agiert. Dies war 
auch der Fall in der ländlichen Region D, wo ebenfalls eine Projektidee entstanden ist, zunächst auf 
die Initiative einer Person eines Träger*innen-Landesverbands, die zu ihren Mitarbeiter*innen sagte: 
„Da gibt es Mittel, was ist mit euch?“ (Expert*in_ländlicher Raum), woraufhin Austausch und Gesprä-
che stattfanden; so auch mit dem*der strategischen Vermittler*in II:  

„Und die Erfahrung mit [dem*der strategischen Vermittler*in II] für diesen Aktionsplan waren sehr positiv, 
fand ich. Also, es gab einen guten inhaltlichen Austausch. Es war immer klar unter welchen Voraussetzun-
gen irgendwie das stattfindet (…) Äh, es war schon auch sehr deutlich, dass, das gewollt ist, dass man auch 
das im ländlichen Raum machen wollte.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Es wird deutlich, dass der*die strategische Vermittler*in II die Projektidee als Angebot besonders im 
ländlichen Raum begrüßte und entsprechend unterstützte, denn „das Ziel war auch in den ländlichen 
Raum zu gehen“ (Expert*in_ländlicher Raum). Das lag auch daran, dass in der Allgemeinen Sozialen 
Beratung (ASB) vor Ort ein explizierter Bedarf erkannt wurde, nämlich die Beobachtung einer länge-
ren Verweildauer in der kommunalen Obdachlosenunterkunft und „dass es immer schwieriger wird 
[die Menschen] aus der Obdachlosenunterkunft wieder heraus zu vermitteln“ (Expert*in_ländlicher 
Raum). Für die Akteur*innen stellte sich daher die Frage: „Okay, wo liegen speziell die Bedarfe?“ (Ex-
pert*in_ländlicher Raum). Mit dem Modellprojekt sollten zeitliche Ressourcen für eine soziale 
Begleitung geschaffen werden (vgl. Expert*in_ländlicher Raum) und andere, etablierte Akteur*innen 
und Träger*innen konnten Hilfesuchende an dieses Angebot verweisen:  

„Dann habe ich Kontakt gehabt [zu den Kolleg*innen] oder habe welche hingeschickt. Die haben nun mal 
die Zeit gehabt, sage ich mal (…) zu sagen, wir gucken jetzt mal, wir gehen mal zum Jobcenter, wir gehen 
mal zum Arbeitsamt, wir gehen mal zum Wohnbau, wir schauen im Internet nach einer Wohnung für Sie, 
irgend sowas.“ (Expert*in_ländlicher Raum)  

Dabei herrschten jedoch eine örtliche Arbeitsaufteilung bzw. Aufteilung der Nutzer*innen: Die Ak-
teur*innen des erwähnten neuen Modellprojektes haben diejenigen aus der Stadt betreut, während 
die Akteur*innen des etablierten Angebots für diejenigen aus dem Landkreis zuständig waren (Ex-
pert*in_ländlicher Raum). Nach der zweijährigen Förderlaufzeit im Rahmen des Aktionsplans (StMAS) 
gelang mit diesem Angebot der Übergang in die Regelfinanzierung nicht, so dass sich die 
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Zuständigkeit wieder verschoben hat: „Wir machen es halt jetzt wieder auch für die Stadtmenschen“ 
(Expert*in_ländlicher Raum). Im ländlichen Raum D sowie auch im ländlichen Raum B gibt es keine*n 
strategische*n Vermittler*in I, die*der ggf. eine Weiterfinanzierung des Modellprojekts im Untersu-
chungsraum D strategisch hätte begleiten können.  

5.2.2 Erfolgreiche und erfolglose Übergänge in eine Regelfinanzierung 

Welche Kriterien spielen bei einem erfolgreichen oder erfolglosen Übergang in eine Regelfinanzie-
rung eine Rolle? Für alle Akteur*innen der neu geförderten Modellprojekte spielt der Übergang in eine 
Regelfinanzierung, also eine langfristige Etablierung des Angebots im lokalen Hilfesystem eine es-
sentielle Rolle. Dies fällt zum Teil16 in die kommunale Zuständigkeit und entsprechend obliegt der 
Kommune hier in den lokalen Netzwerken die Entscheidungsmacht über die Ressourcenverteilung ih-
res Haushalts. Förderlich dafür ist eine frühzeitige Einbindung des*der strategischen 
Vermittlers*Vermittlerin I, wie es bereits weiter oben erläutert wurde, angefangen bei der Projektini-
tiierung:  

„Es gibt da verschiedene Träger*innen, die dann auch das Angebot von sich aus anbieten, an die Stadt 
herantreten und sagen okay (…) wir sind der Meinung, dass jetzt die und die Hilfegruppe mit dem Hilfebe-
darf unterversorgt ist (…) da müsste man jetzt ein Angebot schaffen (…) und dann ist es eine politische 
Entscheidung, (…) dass die Stadt als Kostenträger in der Regel dann sagt, okay, das ist ein Hilfeangebot, 
das wir für sinnvoll erachten und für notwendig und dass wir dann auch zum großen Teil finanzieren, ja.“ 
(Expert*in_urbaner Raum) 

An die Stadt heranzutreten wird hier als üblich, vorbildhaft und als notwendige Voraussetzung be-
trachtet, um die politische Entscheidung der Regelfinanzierung überhaupt in Betracht zu ziehen und 
um anschließend die Sinnhaftigkeit und Notwendigkeit des Hilfeangebots in Erwägung zu ziehen und 
zu beurteilen. Bereits bei der Antragstellung muss dargelegt werden, dass das beantragte Modell-
projekt gute Aussichten auf eine Weiterfinanzierung nach Ablauf der Förderzeit hat, wie aus diesem 
Bericht eines*einer Akteurs*Akteurin eines neuen Modellprojekts deutlich wird:  

„Äh, der Aktionsplan möchte ja Stadthelfer sein für neue Initiativen, die sich dann verstetigen und ich 
denke wir konnten das ganz gut darlegen, dass wir nach einer ein- oder zweijährigen Phase gute Chancen 
sehen uns dann anders zu finanzieren. Also vor allen Dingen über die Kommune und zu sehen, dass wir 
dann eben auch das Projekt weiterführen können.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Die Verstetigung der Modellprojekte ist als Ziel im Aktionsplan angedacht, ohne aber Fördermittel 
dafür bereit zu stellen. Die Krux der Förderung neuer Modellprojekte ist es also, bereits bei ihrer Initi-
ierung die Weiterfinanzierung und möglichst die Verstetigung mitzudenken, welche in den 
städtischen Untersuchungsräumen die Kooperation des*der strategischen Vermittlers*Vermittlerin I 
erfordert. Wie auch schon der*die erste, hat auch der*die Zweite eine vermittelnde Funktion inne, in-
dem er „die Möglichkeit [hat] Konzepte, Ideen, Projekte in Absprache mit [s]einen Vorgesetzten (…) in 
die Gremien [einzubringen]“ (Expert*in_urbaner Raum):  

„[Ich kann] dann im Endeffekt dort vorsprechen, um zu sagen wir finanzieren jetzt dieses Projekt und das 
auch als freiwillige Leistung und [es] muss in den Stadthaushalt aufgenommen werden. (…) Das heißt ich 
habe sozusagen den kommunalen Haushalt als Ressource. Deswegen ist es meine Rolle auch, wenn ich 
mit Träger*innen spreche, wenn es darum geht, neue Projekte zu entwickeln, [es geht] immer darum kann 

 
 
16  Zusätzlich gibt es überörtliche Kostenträger und Finanzierungen über Landkreise. Diese wurden im Rah-

men dieses Forschungsprojekts nicht befragt und waren im Rahmen der Interviews auch kein Thema der 
Akteur*innen. 
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ich auch für das Projekt eine Refinanzierung organisieren beziehungsweise dafür werben, dass es auch als 
Bestandteil des Haushalts der Stadt weitergeführt wird.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Der*Die strategische Vermittler*in I entscheidet also in Abstimmung mit dem Sozialausschuss des 
Stadtrats über die Verteilung des kommunalen Haushalts und wirbt dabei für die als sinnvoll befun-
denen Modellprojekte zur Erweiterung oder qualitativen Verbesserung des lokalen Systems der 
Wohnungsnotfallhilfe. Für eben diese Vorsprache ist die zeitlich begrenzte Förderung über den Akti-
onsplan argumentativ zweckdienlich:  

„[J]a [es ist] gerade auch die Möglichkeit, erst etwas über das Land mal zu finanzieren und zu gucken, wie 
das Projekt läuft, natürlich für die Kommunen ein Vorteil (…) also sage ich mal, ein erfolgreiches Projekt 
langfristig zu finanzieren ist für die Kommune natürlich einfacher, als etwas Neues aufzusetzen, weil alles 
Neue natürlich auch immer entsprechend dargelegt werden muss und gerade auch bei jetzt einer ange-
spannten Haushaltslage sicherlich auch öfters hinterfragt wird.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Durch den Aktionsplan können also neue Ansätze in den Modellprojekten im Förderzeitraum von bis 
zu zwei Jahren erprobt werden, was bei einem positiven Verlauf dem*der strategischen Vermittler*in 
I Gründe zur Rechtfertigung der Regelfinanzierung liefern kann. Dies ist insofern vorteilhaft, da bei 
noch nicht erfolgreich erprobten Projekten der Rechtfertigungsdruck steigt und die Notwenigkeit ei-
ner Neufinanzierung deutlich häufiger hinterfragt würde als bei einer Weiter-/Regelfinanzierung. 
Der*Die strategische*r Vermittler*in I kann somit argumentativ auf Erfahrungswerte Bezug nehmen, 
welche während der Förderlaufzeit gesammelt wurden. Dies ist jedoch nur möglich, wenn die freien 
Träger*innen mit dem*der strategischen Vermittler*in I im Austausch sind und frühzeitig eine Regel-
finanzierung angedacht ist. Die bislang gescheiterte Regelfinanzierung eines Projekts in einem 
urbanen Raum über die Kommune wird mit einer fehlenden rechtzeitigen Kommunikation über eine 
Weiterfinanzierung erklärt. Entsprechend sei es bezogen auf ein Modellprojekt „ein kommunales 
Thema, warum es dann nicht so gelaufen ist. Vielleicht hätte es besser funktioniert, wenn wir früher 
damit gekommen wären. Möglicherweise war das auch ein Faktor, dass wir, ähm, ein halbes Jahr eher 
hätten aufschlagen müssen, äh, mit, mit der Finanzierung“ (Expert*in_urbaner Raum). 

Die Begründung der in diesem Fall gescheiterten Regelfinanzierung wird von kommunaler Seite 
gleichermaßen eingeschätzt und bestätigt nochmals die vorherigen Analysen, welche die Relevanz 
des Einbezugs des*der strategischen Vermittlers*Vermittlerin I von Beginn an unterstreicht. Laut die-
sem wusste die Kommune  

„von diesem medizinischen Projekt nicht[s] (..) bis (.) ein halbes Jahr vor Ablauf der Förderung. Also das ist 
auch was, wo ich genau meine (…) Kritik an uns selbst, ne? Da mehr Steuerung auch fachlich zu überneh-
men, ähm, den Trägern auch abzuverlangen, zu sagen: „Wir haben euch da damals ein Gutachten 
geschrieben, das wäre schön, wenn wir in / in / informiert werden, dass es jetzt auch funktioniert." (Ex-
pert*in_urbaner Raum) 

In diesem urbanen Raum geht der*die strategische Vermittler*in I noch einen Schritt weiter, indem 
nochmal hervorgehoben wird, dass die Modellprojekte zur Erprobung dienen, um zu klären, ob es ei-
nen bestimmten Bedarf im lokalen Hilfesystem gibt. Dies sollte aber einzelnen Träger*innen nicht die 
Macht über ein Thema geben, dieses auch langfristig bespielen zu dürfen. Letztlich sei es Aufgabe 
der Kommune, strategisch anzusetzen und eine Steuerungsfunktion zu übernehmen, indem nach einer 
Projektphase von Seiten der Kommune aus geplant wird, wie ein Thema bzw. ein Bedarf trägerüber-
greifend, langfristig und nachhaltig finanziert und damit etabliert werden kann:  

„Auf jeden Fall, also das sind ja meistens positive Impulse, ne? (…) Wir müssen halt immer gucken, dass 
wir das alles so ein bisschen zusammenbringen. Weil es ja auch viele Überschneidungen gibt, ähm, versu-
chen wir halt dann jetzt eben nicht, (…) dass, was da mal war, eins zu eins weiter zu bespielen. Sondern halt 
daraus dann was zu machen, was halt auch eine Tragfähigkeit hat. Und da nehmen wir halt das, was ich 
vorhin moniert habe, wo wir sagen, da müssen wir auch besser werden, mit einer gewissen 
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Steuerungsfunktion als Kommune auch. Nehmen wir dann eben in solchen Fällen auch ernst und sagen: 
„Okay, Frau [Winter] und Kolleginnen, das ist ein ganz wichtiger Impuls. Das (…) Projekt war da und / und 
wird auch gebraucht. Aber es wird vielleicht einfach noch mal vom Konzept her übergeordneter gebraucht. 
Und lass uns ansetzen an den Erfahrungswerten, die in dem Projekt gesammelt worden sind." Und da ist 
ja auch eine Tür aufgestoßen worden auch, Richtung uns, in Richtung Politik. „Und lass uns aus dieser Idee 
jetzt was Nachhaltigeres machen.“ Und das halt irgendwie hinzukriegen, ohne dass der Träger dann sieht, 
okay, jetzt, jetzt nimmt er meine Idee und gibt es vielleicht einem anderen Träger oder er macht es selber. 
Also, die müssen wir mitnehmen, aber gleichzeitig halt es dann auch so aufstellen, dass es die Akzeptanz 
in der gesamten Trägerlandschaft hat. (…) Das ist, glaube ich, so ein spannender Punkt, genau an diesem 
(…) an diesem Tag, an dem dann die Förderung ausläuft und / und überlegt werden muss, wie das da positiv 
Gewonnene dann hin in der Verstetigung allen dienen kann.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Abbildung 3: Vermittlungs-, Kooperations- und Zusammenarbeitspyramide im urbanen Raum  

Für den städtischen Raum können insgesamt drei zentrale Akteur*innenebenen identifiziert werden, 
welche miteinander in Verbindung stehen müssen, um sowohl die Initiierung neuer Modellprojekte als 
auch ihre Etablierung im vorhandenen System der Wohnungsnotfallhilfe zu gewährleisten. Das sind 
die Ebenen der überregionalen Akteur*innen (z.B. StMAS, Verantwortliche für den Aktionsplan, stra-
tegische Vermittler*in II), der kommunalen Akteur*innen (z.B. kommunale Entscheidungsträger*innen, 
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Stellungnahmen und Bereitschaft zur Regelfinanzierung, strategische Vermittler*in I) und lokalen Ak-
teur*innen (z.B. Träger*innen mit ihren Konzeptideen und Angeboten). Dabei ergibt sich das Bild einer 
Pyramide, in dessen Kern (im „inneren“ der Pyramide) die Vermittlung zwischen den drei zentralen 
Akteur*innenebenen steht (siehe Abbildung 3). Der*Die strategische Vermittler*in II kann mit Blick auf 
die eher städtischen Regionen nochmals unterschieden werden. Die Unterscheidung wird in der Funk-
tion der strategischen Vermittler*innen I begründet, indem er*sie in seiner*ihrer Funktion für die 
Region A als Spezialist*in – nur für die Wohnungsnotfallhilfe zuständig – und für die Region C als Ge-
neralist*in – u.a. für die Wohnungsnotfallhilfe zuständig – benannt werden können. Im Gesamtprozess 
ist die Projektinitiierung in der Tat als nicht getrennt von der (langfristigen) Etablierung und Finanzie-
rung zu betrachten. Vielmehr sind beide Teilprozesse gleichsam für einen reibungslosen Verlauf und 
ein positives Ergebnis relevant.  

Im ländlichen Raum ist der Untersuchungsraum B zu exemplifizieren, wenn es um eine erfolgreiche 
Regelfinanzierung geht. Hier wurden bereits die positiven Erfahrungen der Akteur*innen mit dem Ak-
tionsplan präsentiert, die im Zusammenhang mit der Weiterfinanzierung von zwei neuen Stellen im 
lokalen Hilfesystem einhergingen. Hier gab es keine*n strategische*n Vermittler*in I. Die Träger*innen 
haben sich daher auf direktem Wege, um eine längerfristige Berücksichtigung im kommunalen Haus-
halt bemüht und in Berichtform die Erfahrungen aus den Projektjahren dargestellt. Eine 
abschließende Finanzierung ist jedoch noch nicht geklärt und wird weiterhin Thema der verantwortli-
chen Akteur*innen sein (vgl. Expert*in_ländlicher Raum). So beschreibt einer der Akteur*innen des 
Untersuchungsraums B, der nicht von Beginn an beteiligt war, den Prozess der Weiterfinanzierung 
folgendermaßen: 

„Also so viel ich weiß, gab es im Voraus eine Projektstelle, ähm, die auch von Personen, Sozialpädagogen 
belegt wurde. (…) Die (…) auch geschaut hat, was gibt es in der Stadt gerade für Möglichkeiten für obdach-
lose, wohnungslose Personen. Wie wird das genutzt? Also es war auch erstmal so ein bisschen schauen, 
was gibt es, wie wird es genutzt, brauchen wir mehr, brauchen wir das und das? Und dann war eben diese 
Projektstelle (…) ausgelaufen und dann hat die Stadt eben gesagt, wir brauchen jetzt was Eigenes und hat 
dann eben diese Stelle hier geschaffen. Genau. Ja. Und jetzt gibt es eben eine Stelle hier bei der (…) [Stadt 
B] von einem Sozialpädagogen besetzt, also in dem Fall von mir. Und das Landratsamt, beziehungsweise 
[Name eines freien Trägers], da ist der Kollege (…) zuständig für den Landkreis.“ (Expert*in_ländlicher 
Raum) 

Die Finanzierung und Schaffung dieser Stellen wurde aber nicht einfach festgestellt, sondern dem 
wurde erst nach präziser Darstellung seitens der Modellprojekte zugestimmt. So wurden  

„natürlich mehrere Abfragungen im Vorfeld dann auch gemacht. Weil, man/ man hatte ja jetzt nur der 
Erfahrung aus (…) [zwei Städten]. Also man hatte ja jetzt (…) keine Informationen aus dem Landkreis (…). 
Also man/ man hatte ja noch keine Zahlen erhoben, ähm aus dem Landkreis, ob wirklich der Bedarf da 
wäre. Das ist natürlich dann geschehen ähm durch den Landkreis selber, dass erst mal ähm nachgefragt 
wurde, ist der Bedarf da und wirklich alle Kommunen beziehungsweise sehr, sehr, sehr hoher Prozentteil 
der Kommunen dem zugestimmt hat, dass diese Fachstelle notwendig ist und auch die Finanzierung ge-
währleistet werden sollte.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Die Weiterfinanzierung der neu geschaffenen Stellen nach den Modellprojekten, die über den Akti-
onsplan finanziert wurden, wird in Zukunft wieder nach Berichtlegung der Träger*innen kommunal 
und ohne die Beteiligung oder der Existenz eines*r strategischen Vermittlers*Vermittlerin I entschie-
den: 

„Ähm (..) und Herausforderungen, ja, ich denke, das ist ähm immer an dem Ende von der Projektstelle, dass 
halt einfach statistisch und es ist halt, ja (lacht), ähm (...) anstrengend ja dann alles noch mal zusammen-
zutragen und ähm dann halt die Statistik auch so zu begründen, warum es auch wichtig ist, ähm dass es 
weiterfinanziert wird. Ja. Aber das ist eigentlich jetzt keine riesen Herausforderung. Es ist halt (..) noch mal 
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eine andere Arbeit als die Arbeit mit Menschen. Das ist halt dann die Arbeit im Untergrund.“ (Ex-
pert*in_ländlicher Raum) 

So zeigt sich hier ein anderes Dreieck, ohne des*der strategischen Vermittler*Vermittlerin I, wenn es 
um die Initiierung und Weiterfinanzierung von Projekten im ländlichen Raum geht. Hierbei liegt es 
mehr in der Verantwortung der freien Träger*innen nachzuweisen, dass es einen Bedarf gibt und 
selbst wenn es diesen Bedarf gibt und dieser dargelegt werden konnte, liegt es letztlich in der Aner-
kennung des sozialen Problems und des damit einhergehenden Bedarfs im ländlichen Raum durch die 
kommunalen Entscheidungsträger*innen verschiedenster Kommunen innerhalb eines Landkreises. 
Eine fehlende Anerkennung seitens kommunalen Entscheidungsträger*innen und damit ein Ausblei-
ben weiterer Finanzierungsmöglichkeiten nach einer Projektphase wird im Folgenden anhand der 
Region D exemplifiziert.  

Wie bereits erwähnt, gibt es im Sampling dieser Studie im ländlichen Raume einen Fall eines durch 
den Aktionsplan geförderten neuen Projektes, welches nicht in eine Regelfinanzierung übergehen 
konnte. Dieses Angebot war als Kooperationsprojekt zweier kirchlicher Träger*innen konzipiert und 
hätte laut Einschätzung einer der verantwortlichen Personen der Träger*innen  

„[S]ehr, sehr gut funktioniert. War auch den beiden Kolleginnen geschuldet, die das, finde ich, sehr, sehr 
gut gemacht haben mit dem Austausch, obwohl sie unterschiedliche Dienststellen hatten.“ (Ex-
pert*in_ländlicher Raum) 

Neben dieser positiven Beurteilung der Zusammenarbeit, wurde auch die Zielgruppe und ihr hoher 
Unterstützungsbedarf vor Ort hervorgehoben. Dabei handelte es sich um 

„Leute, die entweder vom Jobcenter aufgefordert wurden zur Kostensenkung, oder einfach beim Woh-
nungsmarkt auch hinten heruntergefallen sind. Und dann entweder in Wohnungen leben mussten, die 
einfach extrem schwierig waren, von den Wohnverhältnissen (…) oder tatsächlich irgendwie die Miete nicht 
mehr zahlen konnten oder so (…). Also wo diese Stelle dann bekannt war, hat sich [der Bedarf] nochmal 
gesteigert. So, das war schon eine kleine Überraschung. Wobei es da das Angebot ja tatsächlich auch (…) 
nicht passend war dafür. Also, es ging ja nicht um Wohnungsvermittlung.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

An anderer Stelle dieser Ausführungen wurde bereits erläutert, dass es sich besonders um diejenigen 
Adressat*innen handeln sollte, die längerfristig kommunal untergebracht sind. Nach Beginn des Mo-
dellprojekts zeigte sich jedoch auch ein hoher Bedarf über die angedachten Adressat*innen hinaus. 
Überraschend war für die Akteur*in der Bedarf nach sozialer Begleitung im Sinne einer Wohnungs-
vermittlung, welcher „einen deutlich größeren Raum eingenommen hat als gewollt“ 
(Expert*in_ländlicher Raum). Die Mitarbeitenden dieses neuen Modellprojektes hatten einen engeren 
Kontakt und Austausch mit der kommunalen Wohnungsbaugesellschaft im Vergleich zu den anderen 
sozialen Beratungsstellen vor Ort (Expert*in_ländlicher Raum). Trotzdem seien die Möglichkeiten zur 
Wohnungsvermittlung beschränkt gewesen, wie sich ein*e andere*r Akteur*in eines etablierten An-
gebots erinnert: 

„Und [die Kolleginnen] hatte einen (…) besseren Draht zur Wohnungsbau, aber AUCH NICHT die Möglich-
keiten, wie zum Beispiel jetzt bei Housing First (…) in diesen Projekten zu sagen: „Wir haben ein Kontingent 
an Wohnungen zur Verfügung und wir begleiten den Menschen jetzt in dieser Wohnung, bis [er*sie] selbst-
ständig in der Wohnung leben kann. Wir verschaffen wieder einen neuen Wohnraum“. Sondern die haben 
eigentlich (…) die ähnlich frustrierende Arbeit gemacht wie wir.“ (Expert*in_ländlicher Raum). 

Hier wird deutlich, dass die Arbeit im neuen Modellprojekt als frustrierend wahrgenommen wurde, da 
der*die Akteur*in an strukturelle Grenzen stieß. Es hat zwar eine intensive und individuelle Begleitung 
der Adressat*innen durch die Mitarbeitenden stattgefunden, aber der nächste Schritt einer Woh-
nungsvermittlung oder des Wohnungserhalts ist ausgeblieben:  
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„[D]ass auch wirklich Wohnungen zur Verfügung stehen. Oder dass der/die Vermieter*in sagt: „Okay, der 
Mensch bleibt drin.“ Denn wir können die Wohnung halten und die Wohnungsbau sich da auch drauf ein-
lässt. [Der Mensch] kriegt die und die Auflagen mit pädagogischer Begleitung und wir schauen uns das 
eine längere Zeit an.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Der aktuell vielerorts vorherrschende Mangel an leistbaren Wohnungen bzw. Sozialwohnungen wie 
die fehlende Bereitschaft der örtlichen Wohnungsbaugesellschaft, trotz Vermittlung und Begleitung 
den Wohnraum von Adressat*innen zu erhalten, führte letztlich dazu, dass die Hilfeleistung nicht zum 
nötigen Ergebnis geführt hat und entsprechend erfolglos geblieben ist. Dies sei auch ein Grund, so 
mutmaßt der*die gleiche Akteur*in, dass das Projekt nicht weiterverfolgt wurde:  

„Und dann wurde mit der Wohnungsbau und mit der Stadt (…) diskutiert, ob diese Stelle aufrechterhalten 
werden soll und die wurde aber dann NICHT weiter finanziert. Und von daher [haben die Kooperations-
partner*innen] diese Stelle wieder aufgegeben.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Deutlich wird hier, dass die Wohnungsbaugesellschaft in die Verhandlungen eingebunden war und 
ihre Position vermutlich einen Einfluss auf die Entscheidung der Kommune ausgeübt hat. Vor diesem 
Hintergrund sei die Weiter-/Regelfinanzierung „einfach nicht mehr durchsetzbar bei der Stadt [gewe-
sen]“ (Expert*in_ländlicher Raum). Obwohl die Kommune „eigentlich keine arme Kommune ist“ 
(Expert*in_ländlicher Raum), wollte man „das Geld [nicht] in die Hand nehmen für die Schaffung einer 
zusätzlichen Stelle [zur sozialen Begleitung] oder zumindest für die teilweise Finanzierung“ (Ex-
pert*in_ländlicher Raum).  

Vergleicht man diese Aussagen und Erzählungen der ländlichen Regionen B und D mit den Beispielen 
von Modellprojekten im städtischen Raum, fällt auf, dass zwar vorherige Absprachen mit der*dem 
strategischen Vermittler*in II als überregionale*n Akteur*in getroffen wurden, dass dies jedoch für 
den*die strategische*n Vermittler*in I ausblieb17. Das kann in der Tatsache begründet liegen, dass das 
Äquivalent des*der strategischen Vermittlers*Vermittlerin I in den ländlichen Hilfestrukturlandschaft 
gänzlich fehlt, d.h. es ist kein*e Akteur*in vorhanden, der*die zwischen den drei zentralen Ebenen 
(überregional, kommunal, lokal), besonders aber mit und zur kommunalen Ebene, kommunikativ und 
argumentativ agiert und letztlich so auch eine politische Funktion innehat, die wiederrum einen gro-
ßen Einfluss auf Argumente und Absprachen zur möglichen Regelfinanzierungen über den 
kommunalen Haushalt hätte. Der politische Entscheidungsträger sei in der ländlichen Region D bspw. 
auf Kommunalpolitikebene der Sozialbürgermeister, welcher „schon lange her behauptete in [dieser 
Region] gäbe es keine Obdachlosigkeit“ (Expert*in_ländlicher Raum). Weder seien für ihn das Phäno-
men der verdeckten Obdachlosigkeit präsent, noch sei die Kommune – seiner Meinung nach – dafür 
zuständig, Obdachlosigkeit zu verhindern, sondern nur für eingetretene Obdachlosigkeit (vgl. Ex-
pert*in_ländlicher Raum). Insgesamt wird deutlich, dass keine prinzipielle politische Offenheit für die 
Überwindung von Wohnungsnot in dieser Region D vorherrscht, was ebenfalls in der fehlenden Rolle 
des*der strategischen Vermittlers*Vermittlerin I sichtbar wird. Entsprechend ist die Pyramide für den 
ländlichen Raum mit den gleichen Akteur*innenebenen ausgestattet. Es fehlt jedoch die Vermittlung 
als Kern der Pyramide bspw. in Form eines strategischen Vermittelnden, welche dazu führt, dass po-
litische Positionen unverhandelt ins Zentrum rücken. Exemplarisch wird in Region D deutlich, dass mit 
der unverhandelten politischen Position eine Schließungsfunktion einhergeht, welche die Etablierung 
eines potentiell ergänzenden Angebots der Wohnungsnotallhilfe erschwert und letztlich verhindern 
kann. Nur mit einem besonderen Bemühen und der Unterstützung oder Offenheit seitens der Politik 
kann im ländlichen Raum eine längerfristige Finanzierung realisiert und damit Professionalisierungs-

 
 
17  Bzw. das etwaige Absprachen keinen Eingang in die Narrationen der Interviewten in Region D fanden. 

Bei drei durchgeführten Interviews scheint das Fehlen der Absprachen jedoch schlüssiger zu sein.  
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tendenzen in Hilfesystemen im ländlichen Raum angeregt werden. So kann für die ländliche Region B 
konstatiert werden, dass dort die erfolgreiche längerfristige Finanzierung nach Modellprojektphase 
möglich war. Diese steht im Zusammenhang mit dem bereits oben beschrieben Bemühen der Ak-
teur*innen der freien Träger*innen, aber auch der Anerkennung der Politik, Angebote für 
wohnungslose Menschen zu schaffen und flächendeckend zu etablieren. Die Politik wird hier aber 
nicht als am Menschen orientiert beschrieben. Vielmehr geht es darum, die steigenden Kosten, die mit 
einer Zunahme der lokalen Wohnungslosigkeit einhergehen, zu reduzieren (Expert*in_ländlicher 
Raum). 

5.2.3 Zwischenfazit 

Zusammenfassend wurde deutlich, dass angefangen von der Initiierung eines Projekts bis hin zu einer 
langfristigen Etablierung in der lokalen Wohnungsnotfallhilfe wesentliche formelle als auch infor-
melle Anforderungen erfüllt werden müssen. Formell muss ein Förderantrag beim StMAS gestellt 
werden, welcher sowohl eine Empfehlung durch den*die strategische*n Vermittler*in II wie auch die 
positive Darstellung der Möglichkeit zur Regefinanzierung vonseiten der Kommune enthalten sollte, 
was eine Absprache mit dem*der strategischen Vermittler*in I im urbanen Raum erfordert. Insofern 
wird deutlich, dass im urbanen Raum auf einer informellen Ebene die Einbindung beider strategischer 
Vermittler*innen, besonders in Form von Absprachen, förderlich sind. Möglichkeiten für diese infor-
mellen Absprachen sind sowohl auf individueller Ebene in (bi-lateralen) Gesprächen als auch auf 
institutionalisierter Ebene bspw. bei regionalen und überregionalen Austauschtreffen und Arbeits-
kreisen gegeben. Dadurch formen sich Kommunikative Arenen der Bedarfsanalyse und 
Konzeptentwicklung, die als wesentlicher Teil eines Projektmanagements in der lokalen Wohnungs-
notfallhilfe beispielhaft in den hier untersuchten städtischen Räumen zu verstehen sind. 

Die aktive Teilnahme von Akteur*innen und Träger*innen an solchen Arenen kann neben der Qualität 
der Konzeptidee und der formalen Antragstellung maßgeblich über die Initiierung und Etablierung 
eines Angebots entscheiden. Dabei kommen die freien Träger*innen idealerweise mit ihrer Konzep-
tidee auf die beiden strategischen Vermittler*innen zu bzw. es geht eine Bedarfsanalyse bei 
Arbeitskreis- oder Austauschtreffen voraus, an denen mehrere verschiedene Träger*innen sowie min-
destens ein*e strategische*r Vermittler*in teilnehmen. Vor Ort und im Nachgang kann insofern auch 
(gemeinsam) ausgehandelt werden, welche*r Träger*in ein potentielles Angebot vorhalten kann. Eine 
Grundvoraussetzung dafür – und eine wesentliche Differenz zu den hier untersuchten ländlicheren 
Räumen – ist eine grundsätzliche politische Offenheit für neue Ideen bzw. Änderungen, Erweiterun-
gen und Qualifizierung des lokalen Hilfesystems, verkörpert hier durch die beiden strategischen 
Vermittler*innen – wobei der*die strategische Vermittler*in I im ländlichen Raum nicht vorhanden ist. 
Diese sind grundsätzlich offen, wenn 1.) die Konzeptidee als qualitativ gut bewertet wird und einen 
bestehenden Bedarf im qualitativen und/oder quantitativen Sinne deckt und wenn 2.) sie möglichst 
frühzeitig in die Planungen und Konzeptentwicklungen eingebunden werden. Wie bereits erwähnt, 
vermittelt der*die strategische Vermittler*in II anhand einer positiv sachlichen Zustimmung (Empfeh-
lung) auf der überregionalen Ebene, während der*die strategische Vermittler*in I auf der kommunalen 
Ebene über die Verteilung des Haushalts an die entsprechenden weiteren politischen Entscheidungs-
träger*innen vermittelt, indem er*sie gute Argumente liefert, um die daraus entstehenden Ausgaben 
zu rechtfertigen. 

Eine vergleichbare Rekonstruktion des Projektmanagements konnte in den ländlichen Untersu-
chungsräumen nicht identifiziert werden, da hier der*die strategische Vermittler*in I gänzlich fehlt 
und ihm*ihr in dem Zusammenhang eine besondere Rolle zukommt. Gleichwohl gibt es auch im länd-
lichen Raum Unterschiede, die sich in der Rekonstruktion anhand der Unterscheidung von Region B 
und D bzw. eines weiterfinanzierten und eines beendeten Modellprojekts zeigten. So besteht für die 
ländliche Region D bislang keine politische Offenheit für neue Ideen zur Erweiterung des teilweise 
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kaum vorhandenen lokalen Wohnungsnotfallhilfesystems. Die vorhandenen politischen Positionen 
bleiben unverhandelt und fördern eine Schließungsfunktion gegenüber neuen Angeboten. Ein we-
sentlicher Faktor dafür ist ein fehlendes Problembewusstsein für das Thema Wohnungsnot und 
Obdach- und Wohnungslosigkeit der Politik als auch der Öffentlichkeit oder Gemeinde(n). Dies wird 
höchstens in Ausnahmefällen wahrgenommen, wie der*die Akteur*in des nicht etablierten Modellpro-
jektes berichtet:  

„Also zum Stichwort ländlicher Raum. (…) Zwei unserer Ratsuchenden haben dann mal auf dem Marktplatz 
gesessen den ganzen Tag. Sowas fällt natürlich dann schon auf und dann sagt Politik da auch: ‚Wir küm-
mern uns.‘ Aber ich kann nicht erkennen, (…) dass es eine große Aufmerksamkeit in der Bevölkerung hat.“ 
(Expert*in_ländlicher Raum) 

Über den Vorfall wurde in der lokalen Zeitung Bericht erstattet (Expert*in_ländlicher Raum), was je-
doch eine absolute Ausnahme darstellte. Durch solche Ausnahmen fühle sich die „Politik [ge]stört, 
wenn welche in so Städten abhängen und sich alle darüber aufregen“ (Expert*in_ländlicher Raum). 
Hier liegt die Annahme nahe, dass Handlungsbedarf von politischen Entscheidungsträger*innen nur 
gesehen wird, wenn die Sozialfigur der Störer*innen der Gesellschaft sichtbar wird. Doch der ländliche 
Raum ist von verdeckten Formen der Wohnungslosigkeit geprägt: „Das sind Leute, (…) die bei Ver-
wandten wohnen, bei Freunden, von Wohnung zu Wohnung ziehen (…). Hm, aber das ist praktisch dann 
auch kaum sichtbar“ (Expert*in_ländlicher Raum). Wie sich bereits in der Darstellung der erfolgrei-
chen Initiierung und Etablierung der Modelprojekte in der ländlichen Region B gezeigt hat, besteht 
hier eine sich entwickelte Offenheit seitens der Politik, um Hilfen für wohnungslose Menschen in ihrer 
ländlichen Region vorzuhalten. Außerdem haben die freien Träger*innen in Kooperation mit den Ge-
meinden und Landkreisen gemeinsam die Rolle eines*einer strategischen vermittelnden Person I 
verkörpert und letztlich die Projekte in eine weitere Finanzierung übertragen können.  

5.3 Einfluss der Modellprojekte auf lokale Hilfesysteme 

Und welchen Einfluss haben Modellprojekte auf lokale Hilfesysteme insgesamt? Die geführten Inter-
views mit denjenigen Akteur*innen der Wohnungsnotfallhilfe (Expert*innen), die Erfahrungen mit dem 
Aktionsplan und daraus geförderten Modellprojekten gesammelt haben, geben Aufschluss über ei-
nen möglichen Einfluss der Modellprojekte auf die Hilfesysteme vor Ort, welcher häufig gleichsam 
mit Deutungen und Bewertungen einzelner Modellprojekte oder übergreifend dem Aktionsplan ein-
hergeht. So berichtete der*die strategische Vermittler*in I bspw. von einer strategischen Einführung 
von Angeboten oder vorher nicht involvierten Träger*innen in die Wohnungslosenhilfe:  

„[D]as ist eher mein Verdienst, oder das ist auf mich zurückzuführen, dass ich zwei Träger*innen neu ein-
geführt habe in die Wohnungs- beziehungsweise Obdachlosenhilfe. Also [Träger I] war zumindest (…) 
vorher nicht in dem Bereich tätig. Und die haben die sozialpädagogische Begleitung von [Angebot X] über-
nommen (…). Aber die sind dort neu in das Thema eingestiegen. Und die anderen sind die [Trägerin II], die 
mit dem [Angebot Z] auch neu eingestiegen sind und auch eine Nische besetzt haben. Wobei das auch 
sozusagen ein bisschen strategisch war, dass man gesagt hat, okay, was bieten die etablierten Träger*in-
nen noch nicht an und wo kann ein*e neue*r Träger*in jetzt auch gut Fuß fassen.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Hier zeigt sich, dass der*die strategische Vermittler*in I durch seine*ihre Eingebundenheit in die Be-
darfsanalyse und Konzeptentwicklung der genannten Träger*innen die langfristige Etablierung der 
Angebote in Hinblick auf das gesamte Hilfesystem in einer Steuerungsfunktion unterstützte. Für 
ihn*sie gehe damit keine Zuständigkeitsverschiebung einher, sondern „[eher,] dass sich die Angebote 
(…) erweitert haben“ (Expert*in_urbaner Raum). Durch so eine Erweiterung sieht er*sie auch Potentiale 
zur Verbesserung des Hilfesystems. Dies sei „gerade für den ländlichen Bereich wichtig, wo wir im 
Vergleich zu den [städtischen] Kommunen von der Angebotsstruktur eigentlich schlechter dastehen“ 
(Expert*in_urbaner Raum). Auch im Untersuchungsraum C als urbaner Raum konnte gezeigt werden, 
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dass die Modellprojekte über den Aktionsplan „positive Impulse“ (Expert*in_urbaner Raum) in ver-
schiedenen Bereichen des Hilfesystems geben können. Inwiefern diese Impulse in etwas 
„Nachhaltigeres“ (Expert*in_urbaner Raum) und damit Regelfinanziertes übergehen können, sieht 
der*die strategische Vermittler*in I als kommunale Steuerungsaufgabe. Am Beispiel des neuen Mo-
dellprojekts im ländlichen Bereich (Region D) wird trotz erfolgloser Etablierung deutlich, dass für den 
strategischen Vermittler II „das Ziel auch war, in den ländlichen Raum zu gehen. (…) Dass es eben nicht 
nur die Schwerpunkte [Großstadt X] und [Stadt A] gibt“ (Expert*in_ländliche Raum). Rückwirkend 
hatte dieses Modellprojekt trotzdem einen wesentlichen Einfluss gehabt:  

„Ja, also, es ist schon nochmal deutlich in den Fokus gerückt. Es gab ja auch irgendwie eine öffentliche 
Begleitung durch die Tageszeitung, durch Veranstaltungen, die wir auch gemacht haben (…). Ich kriege 
jetzt noch Nachfragen: "Warum gibt es das nicht mehr?" (Lachen) (…) Also, von daher hat sich im Problem-
bewusstsein dann schon was geändert.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Trotz der ausgebliebenen Weiterführung wird eine Erhöhung des Problembewusstseins als positiver 
Effekt des Modellprojektes betrachtet, was eine positive Bewertung der Förderung im Rückblick er-
möglicht.  

Kongruent dazu, betrachtet einer der strategischen Vermittler*innen I den Aktionsplan (StMAS) ins-
gesamt als wichtiges Instrumentarium und würde sich diesbezüglich wünschen, „dass die 
Möglichkeiten und Ressourcen ausgebaut, also erweitert werden“ (Expert*in_urbaner Raum). Gleich-
zeitig zweifelt er*sie daran, „dass [es] die Lösung sein [wird], dass man unzählige Modellprojekte dann 
umsetzt. Weil letztendlich (…) brauchen wir ja [eigentlich] Regelangebote und auch eine Regelfinan-
zierung“ (Expert*in_urbaner Raum). Gleichermaßen wird dies von einem*einer anderen strategischen 
Vermittler*in I eingeordnet, wobei auch die Gefahr einer reinen „Projektitis“ (Expert*in_urbaner Raum) 
gesehen wird, bei der die „Grundfinanzierung“ (Expert*in_urbaner Raum) fehlt. Damit stuft einer der 
strategischen Vermittler*innen I die Nachhaltigkeit solcher Projekte und den damit verbundenen In-
vestitionen als gefährdet ein (Expert*in_urbaner Raum). Die fehlende Nachhaltigkeit kann dann 
allerdings mit einer qualitativ schlechteren Bearbeitung der Notsituation einhergehen, wie sich das 
am Beispiel der Region D zeigt, indem die*der interviewte Akteur*in „jedes Mal [versucht] zu betonen, 
dass unsere Arbeit, die notgedrungen, die weit weniger intensivere ist, wie es damals über das Projekt 
realisiert werden konnte“ (Expert*in_ländlicher Raum). Die Defizite im (kaum) vorhandenen Hilfesys-
tem blieben so weiterhin bestehen und die allgemeinen sozialen Beratungsangebote können nur 
versuchen im Rahmen ihrer Möglichkeiten und Kompetenzbereiche, die Menschen in Wohnungsnot, 
Wohnungs- und Obdachlosigkeit irgendwie professionell zu unterstützen (Expert*in_ländlicher 
Raum). In der ländlichen Region B lässt sich wie bereits differenziert beschrieben ein starker und po-
sitiver Einfluss auf das lokale Hilfesystem in Folge des Aktionsplans verzeichnen. Vor den 
Modellprojekte gab es keinerlei spezifische soziale Hilfen im Untersuchungsraum B, wodurch es zuvor 
nur eine ordnungsbehördliche Bearbeitung von Wohnungs- und Obdachlosigkeit gab. Vor Ort hat sich 
mit den Modellprojekten ein Wandel in quantitativer und qualitativer Hinsicht vollzogen, indem eine 
Etablierung zweier Stellen für die Stadt und den Landkreis im Anschluss an die Projektphase über den 
Aktionsplan sichergestellt werden konnte. Die Etablierung der Stellen führte auch zu einer Koopera-
tion und Zusammenarbeit unter den relevanten Akteur*innen vor Ort und zu einer Weiterentwicklung 
der Unterbringungsmöglichkeiten. Somit lässt für die Region B ein positiv zu bewertender Wandel 
durch den Einfluss des Aktionsplans feststellen. 
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5.4 Kontrastierung von Hilfesystemen in urbanen und ländlichen Raum  

Wie bereits differenziert erläutert bearbeiten die lokal verschiedenen Hilfesysteme für wohnungslose 
Menschen unter den jeweils spezifischen Rahmenbedingungen in unterschiedlicher Weise das soziale 
Problem der Wohnungs- und Obdachlosigkeit. Demenentsprechend zeigt sich auch eine Bandbreite 
an Einflüssen auf die lokalen Hilfesysteme, die daher nur in Anteilen auf den Aktionsplan zurückzu-
führen sind. Die sich im Wandel befindenden Hilfenetzwerke und deren Bearbeitungspraxis, auch im 
Zuge des Aktionsplans, wurde anhand des empirischen Materials ausführlich beschrieben. Im Folgen-
den sollen die Hilfesysteme daher abschließend, mit ihren besonderen Spezifika und 
Kooperationsstrukturen kontrastierend, sowie unter Berücksichtigung der Einflussnahme des Akti-
onsplans dargestellt und typisiert werden. Insgesamt sind die vier Regionen – zwei im eher ländlichen 
und zwei im eher urbanen Raum – und damit vier im Kontrast zueinanderstehende Typen von Hilfesys-
temen zu präsentieren, die zwar in Teilen Gemeinsamkeiten, jedoch auch deutliche Unterschiede 
aufweisen: 

 

Abbildung 4: Typenbildung zu Hilfesystemen für wohnungslose Menschen 

Gemein ist allen Hilfesystemen, dass es eine*n strategische*n Vermittelnde*n II gibt, der*die in sei-
ner*ihrer überregionalen Funktion, die Hilfesysteme von außen unterstützt, berät und Kooperationen 
eingeht und lokal versucht zu installieren, sowie eine langfristige Regelfinanzierung nach einer er-
folgreichen Projektphase anzustreben. Demnach ist diese*r Akteur*in kein und wenn, dann nur zeitlich 
befristet, Teil eines Kollektivs im lokalen Hilfesystem, hat aber eine besondere strategische Macht-
position, Entwicklungsprozesse lokal und überregional anzuregen und projektbasiert zu finanzieren. 
Im Folgenden werden die einzelnen Hilfesystemtypen abstrahiert anhand zuvor erfolgter Analysen 
und Illustrationen der Hilfenetzwerke18 für den urbanen und ländlichen Raum beschrieben. 

 
 
18  Die Illustrationen dienen als Veranschaulichung der Besonderheiten, die in den Analysen deutlich wur-

den. Demnach ist es keine quantitative Abbildung der Hilfsangebote, sondern es werden mehr oder 
weniger angegeben je nachdem, ob es ein eher vielfältiges oder weniger differenziertes Angebot an Hil-
fen gibt. Auch die konkrete Differenziertheit wird nicht abgebildet.  

Hilfesysteme

Urbaner Raum

(1) Kooperativ angelegt und 
ausdifferenziert strukturiert (A) 

(2) Hierarchisch-minimalkooperativ 
angelegt und ausdifferenziert 

strukturiert (C)

Ländlicher Raum

(3) Rein ordnungsbehördlich angelegt 
(D) 

(4) Kooperativ und bedarfsorientiert 
angelegt (B)
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5.4.1 Urbaner Raum (A): Kooperativ angelegt und ausdifferenziert 

 
Abbildung 5: Hilfesystem 1 (A) 

Das Hilfesystem 1 im urbanen Raum ist kooperativ angelegt und ausdifferenziert strukturiert. Es zeigt 
sich eine differenzierte Hilfeangebotsstruktur, durch die überwiegend der heterogene Bedarf im Feld 
gedeckt wird. Gleichwohl finden in Form der Modellprojekte (grün gekennzeichnet) Erprobungen 
statt, ob bestimmte neue Bedarfe festgestellt werden können, neue Konzepte ins Hilfesystem inte-
griert werden sollten oder weitere Zielgruppen im heterogenen Feld erreicht werden können. Die 
Einrichtungen, Angebote und Dienste werden sowohl von freien Träger*innen als auch von dem*der 
kommunalen Träger*in vorgehalten oder auch gemeinsam und damit kooperativ entwickelt, wobei 
punktuelle Weiterentwicklungen für das lokale Hilfesystem zu verzeichnen sind. Im Hilfesystem wur-
den durch den Aktionsplan zum einen neue freie Träger*innen eingeführt, die zuvor keinerlei 
Angebote vorgehalten haben. Zum anderen haben etablierte freie Träger*innen neue Angebote ge-
schaffen, die als Modellprojekte finanziert wurden. Auch in der Weiterentwicklung des Hilfesystems 
zeigt sich die kooperative Bearbeitung der Wohnungs- und Obdachlosigkeit vor Ort. Realisierte Mo-
dellprojekte werden teils gemeinsam in einer engen Zusammenarbeit durch Akteur*innen der 
Kommune und der freien Träger*innen initiiert und schließlich längerfristig in eine Regelfinanzierung 
überführt.  

Es ließen sich zwei Wir-Kollektive rekonstruieren: das Wir-Kollektiv-Hilfesystem und das Wir-Kollek-
tiv-Kommune. Dabei ist es vor allem relevant, dass zwischen diesen Wir-Kollektiven eine starke 
Kooperation erfolgt, die vor allem durch den*die strategische*n Vermittler*in I bestimmt wird. Die Kol-
lektive befinden sich aufgrund dieser engen Kooperation auf einer Ebene und sind nicht hierarchisch 
strukturiert. Der*die strategische Vermittler*in hat als Spezialist*in allein die Aufgabe, die Qualität 
des Hilfesystems für wohnungslose Menschen sicherzustellen und dahingehend auch weiterzuentwi-
ckeln. Er*Sie ist dadurch Teil beider Wir-Kollektive und hat genau an dieser Stelle die vermittelnde 
Rolle, die mit einer besonderen Macht ausgestattet ist, aber zudem viel Kooperation und Kommunika-
tion in den unterschiedlichsten Arenen in beide Kollektive erfordert. Das Bestehen einer solche 
Position zeugt darüber hinaus von einer kommunalen Relevanzsetzung des Themas Wohnungsnot, 



 
Lokale Hilfesysteme für  

wohnungslose Menschen im Wandel 
 

63 

Wohnungs- und Obdachlosigkeit sowie einem politischen Willen, das Thema professionell zu bearbei-
ten und in Kooperation mit den freien Träger*innen Lösungen für das soziale Problem zu finden. Neben 
der Kooperation und Zusammenarbeit, besteht aber auch eine Konkurrenz, um die knappen Ressour-
cen, die vom Haushalt der Kommune zur Verfügung gestellt werden können, wobei hier auch wieder 
dem*der strategisch*en Vermittelnden eine besondere Rolle und Machtposition zugeschrieben wird 
hier vermittelnd zu agieren und gemeinsam mit den Kollektiven und den einzelnen Akteur*innen das 
Hilfesystem professionell auszustatten. 

Das Hilfesystem I verfügt des Weiteren über ein kommunales dreigliedriges Hilfeangebot für woh-
nungslose Menschen im Sinne einer Fachstelle: Prävention, soziale Hilfen (§ 67 ff. SGB XII), 
Verwaltung (ordnungsrechtliche Bearbeitung). Sozialarbeiterische Hilfen in der ordnungsrechtlichen 
Unterbringung werden angeboten. Als problematische Herausforderung wird die historisch gewach-
sene Delegation der kommunalen Aufgabe, wohnungslose Menschen unterzubringen an private 
Betreiber*innen, die menschenunwürdige Sammelunterkünfte anbieten und eher an einer Gewinnma-
ximierung als an dem Menschen interessiert sind. Diese vertraglich gebundenen Kooperationen sollen 
zukünftig aufgelöst werden. Zusammenfassend lässt sich eine stetige Weiterentwicklung und ein lo-
kaler Wandel des Hilfesystems rekonstruieren, der kooperativ angelegt und ausdifferenziert 
strukturiert ist. 

5.4.2 Urbaner Raum (C): Hierarchisch-minimalkooperativ und ausdifferenziert 

 
Abbildung 6: Hilfesystem 2 (C) 

Das Hilfesystem 2 ist hierarchisch-minimalkooperativ angelegt und ausdifferenziert strukturiert. In die-
sem lokale Hilfesystem 2 gibt es im Kontrast zum Hilfesystem 1 eine hierarchische Struktur, die durch 
ein oben und unten gekennzeichnet ist. Konstitutiv für die hierarchische Struktur ist, dass diese vom 
Wir-Kollektiv-Kommune ausgeht und mehr Steuerungsfunktion für das gesamte Hilfesystem von der 
Kommune angestrebt wird. Aufgrund dieser Strukturierung konnten in diesem Hilfesystem drei rele-
vante Kollektive rekonstruiert werden: das Wir-Kollektiv-Kommune, das Wir-Kollektiv freie 
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Träger*innen und das Wir-Kollektiv-Hilfesystem. Es erfolgt eine Kooperation und Zusammenarbeit 
zwischen den freien Träger*innen als das Wir-Kollektiv-freie-Träger*innen und weniger mit der Kom-
mune bzw. dem*der strategischen Vermittler*in I.  

Der*die strategische*r Vermittler*in I tritt in diesem Hilfesystem als Generalist*in (ist nicht nur für das 
Thema Wohnungsnot zuständig) mit starker Machtposition und dem Wunsch nach mehr strategischer 
Führung des Hilfesystems durch die Kommune auf und verfolgt daher ein deutliches Bestreben nach 
Hierarchie. Die freien Träger*innen machen sich auf den Weg und versuchen, Modellprojekte zu initi-
ieren, wobei sie auch von der Kommune und vom*von der*dem strategischen Vermittler*in II 
unterstützt werden. Die Kommune benötigt bei allem Wunsch nach mehr Steuerungsfunktion die 
freien Träger*innen (Abhängigkeit) für die Realisierung von Hilfeangeboten, die von der Kommune 
nicht übernommen werden können bzw. wollen. Demnach besteht aus einer Abhängigkeit heraus eine 
grundsätzlich offene Haltung bei der Befürwortung von Modellprojekten. Die Überführung in eine län-
gerfristige Finanzierung oder Regelfinanzierung über die Kommune ist damit jedoch nicht inbegriffen. 
Hier obliegt die Macht der Kommune und dem*der strategischen vermittelnden Person I, die Modell-
projekte letztlich zur Erprobung eines Bedarfs und/oder von innovativen Konzepten zu nutzen.  

Das Ziel der Kommune ist es, diese Modellprojekte dann bei einer erfolgreichen Erprobung nicht bei 
dem*der umgesetzten freien Träger*in anzusiedeln, sondern das Hilfeangebot konzeptionell durch 
die Steuerung der Kommune neu anzulegen und auf das Hilfesystem – also auf weitere oder andere 
freie Träger*innen – zu übertragen. Dieses Vorgehen stößt bei den freien Träger*innen auf Widerstand 
und kann letztlich dazu führen, dass diese keine Projekte mehr initiieren und umzusetzen, wenn sie 
letztlich keine Regelfinanzierung erhalten und ihre Ideen abschließend dann durch die Steuerung der 
Kommune bei einem*einer anderen freien Träger*in umgesetzt wird. Darüber hinaus wird dadurch eine 
Konkurrenz unter den freien Träger*innen ausgelöst, die es im Hilfesystem 1 auf diese Weise nicht 
gibt. Eine stetige Weiterentwicklung und der Wandel des Hilfesystems findet im demnach im Hilfe-
system 2 in einer deutlichen Abhängigkeit zur Kommune und dem*der strategischen Vermittler*in I 
sowie unter starker Konkurrenz unter den freien Träger*innen statt.  

Deutliche Tendenzen bzgl. der Weiterentwicklung des Hilfesystems zeigen sich darin, menschenwür-
dige Standards in der ordnungsrechtlichen Unterbringung sicherzustellen. Ein erster Schritt in diese 
Richtung war die Zusammenlegung der ordnungsrechtlichen- und sozialhilferechtlichen Aufgaben in 
der Bearbeitung der Wohnungs- und Obdachlosigkeit, wodurch auch in diesem Hilfesystem eine drei-
gliedrige Hilfe und Bearbeitung im Wohnungsnotfall durch die Kommune erfolgt und im Sinne einer 
Fachstelle angeboten wird: Prävention, soziale Hilfen (§ 67 ff. SGB XII) und Verwaltung (ordnungs-
rechtliche Bearbeitung). Dementsprechend werden aufsuchende sozialarbeiterische Hilfen in der 
ordnungsrechtlichen Unterbringung oder sozialarbeiterische Angebote in den Unterkünften angebo-
ten. Insgesamt deckt überwiegend eine differenzierte Hilfeangebotsstruktur den heterogenen Bedarf 
im Feld, die sich aus Angeboten der freien Träger*innen und kommunalen Angeboten ergibt. Auch hier 
gibt es neue freie Träger*innen im Feld der Wohnungslosenhilfe und etablierte freie Träger*innen, die 
Modellprojekte umsetzen. 
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5.4.3 Ländlicher Raum (D): Rein ordnungsbehördlich angelegt 

 
Abbildung 7: Hilfesystem 3 (D) 

Im Hilfesystem 3 des ländlichen Raums findet eine rein ordnungsbehördliche Bearbeitung von Woh-
nungs- und Obdachlosigkeit statt. Es gibt keine Fachstellen oder spezifischen Angebote für 
wohnungslose Menschen – sowohl nicht von kommunaler als auch von freier Trägerschaft. Infolge-
dessen gibt es keine spezifischen sozialarbeiterischen Hilfen für obdachlose Menschen in der 
ordnungsrechtlichen Unterbringung und keine aufsuchenden Angebote. Es findet eine reine Sachbe-
arbeitung und Belegung einer ordnungsrechtlichen Unterbringung durch das lokale Ordnungsamt 
statt. Eine Unterbringung ist demnach eine Sammelunterkunft und wird von einem*einer Hausmeis-
ter*in vor Ort verwaltet. Sozialarbeiterische Hilfe kann, wenn überhaupt, über allgemeine soziale 
Beratungsangebote selbst aufgesucht werden.  

Vor Ort wurde versucht, durch die Unterstützung und die Initiative von dem*der strategischen Ver-
mittler*in II im Rahmen eines Modellprojekt ein spezifisches Hilfeangebot für wohnungslose 
Menschen über eine*n freien Träger*in zu etablieren. Obwohl es einen Bedarf gab und das Modellpro-
jekt erfolgreich umgesetzt wurde, fehlte letztlich der politische und kommunale Wille für die 
langfristige Etablierung und damit einhergehende Finanzierung eines zielgruppenspezifischen Ange-
bots für wohnungs- und obdachlose Menschen vor Ort.  

Eine*n strategische*n Vermittler*in I gibt es im Hilfesystem 3 nicht, wodurch hier auch keinerlei Un-
terstützung in einer langfristigen und nachhaltigen Umsetzung eines solchen Angebots durch die 
vermittelnde Funktion eines Akteurs zwischen Kommune und freier Träger*innen möglich gewesen 
wäre. Demnach gibt es in diesem ländlichen Hilfesystem nicht die Wir-Kollektive, die in den urbanen 
Hilfesystemen 1 und 2 rekonstruiert werden konnten. Es gibt lediglich das Wir-Kollektiv-Kommune, 
die Wohnungs- und Obdachlosigkeit als kein soziales Problem ihrer Region betrachten und demnach 
rein eine ordnungsbehördliche Bearbeitung vorhalten und jegliche Entwicklungen hin zu spezifischen 
Angeboten verwehrt werden.  
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5.4.4 Ländlicher Raum (B): Kooperativ und bedarfsorientiert angelegt 

 
Abbildung 8: Hilfesystem 4 (B) 

Das Hilfesystem 4 im ländlichen Raum ist in seiner Bearbeitungspraxis kooperativ und bedarfsorien-
tiert angelegt. Es findet durch die erfolgreiche Etablierung und langfristige Finanzierung von 
ehemaligen Modelprojekten eine enge Zusammenarbeit von Ordnungs- und Sozialamt statt, wodurch 
nicht nur eine rein ordnungsbehördliche Bearbeitung, sondern zudem eine sozialhilferechtliche Bear-
beitung von Wohnungs- und Obdachlosigkeit erfolgt.  

Weiterentwicklung fand in der ordnungsrechtlichen Unterbringung an sich statt, indem eine neue Un-
terkunft mit Einzelzimmern entstand. Durch das spezifische kommunale Angebot der 
Wohnungslosenhilfe konnten Formen der aufsuchenden Sozialarbeit in der ordnungsrechtlichen Un-
terbringung etabliert werden. Zusätzlich ist durch ein ehemaliges Modelprojekt ein spezifisches 
Hilfsangebot für wohnungslose Menschen im Landkreis entstanden, welches eine längerfristige Fi-
nanzierung zugesagt bekommen hat.  

Durch die neuen Akteur*innen und Hilfeangebote wurden neue Kooperationsstrukturen in Form einer 
festen Zusammenarbeit bspw. in Arbeitskreisen zum Thema Wohnen und Wohnungsnot etabliert. Mit 
der Abkehr von einer rein ordnungsbehördlichen Bearbeitung von Wohnungs- und Obdachlosigkeit 
und der langfristigen Schaffung neuer spezifischer Hilfeangebote für wohnungslose Menschen lässt 
sich das Hilfesystem 4 als ein Beispiel für die Professionalisierung und Weiterentwicklung von Hilfe-
systemen für wohnungslose Menschen im ländlichen Raum näher charakterisieren. 
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5.5 Machtpositionen und Interdependenzen in lokalen Hilfesystemen 

In den Analysen in Form der rekonstruierten Hilfesysteme ist noch ein weiterer übergreifender Aspekt 
deutlich geworden: die Machtpositionen und Interdependenzen der zentralen Akteur*innen in den Hil-
fesystemen für wohnungslose Menschen – unabhängig davon, ob sie sich im ländlichen oder urbanen 
Raum befinden. Im ländlichen Raum ist dann ein äußerer Kreis weniger vertreten, da der*die strategi-
sche Vermittelnde nicht vorhanden ist: 

 
Abbildung 9: Machtpositionen und Interdependenzen in lokalen Hilfesystemen 

Diese Abbildung fasst regionsübergreifend die relevanten Akteur*innen zusammen, die einander 
brauchen, damit Bedarfe im Hilfesystem für wohnungs- und obdachlose Menschen gedeckt werden 
können und lokale Weiterentwicklung aktiv in den Hilfesystemen gestaltet werden kann. Mittelge-
ber*innen bzw. Kostenträger*innen und die kommunalen und freien Träger*innen sind aufeinander 
angewiesen, damit dieses System aufrechterhalten bleiben kann. Die strategischen Komponenten, 
die dabei vermittelnd agieren, haben dementsprechend eine zentrale Rolle im Hilfesystemen auf 
überregionaler Ebene (strategische*r Vermittelnde*r II) und regionaler Ebene im urbanen Raum (stra-
tegische*r Vermittelnde*r I).  
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6 Zukunftsperspektiven und -visionen  
Während der Expert*inneninterviews wurden die Fachkräfte zu Ihrer Einschätzung bezüglich der zu-
künftigen Entwicklung von Obdach- und Wohnungslosigkeit allgemein, der Zukunft der 
Wohnungsnotfallhilfe (vor Ort) sowie ihren Wünschen für die Zukunft befragt. Dabei wurde die Ziel-
setzung der Europäischen Kommission, Obdachlosigkeit bis zum Jahre 2030 beenden zu wollen, 
ebenfalls thematisiert. Fast alle Befragten sind sich einig, dass diese Forderung schwer umsetzbar 
sei bzw. wurde sie größtenteils als unrealistisch eingeschätzt. Ein*e Akteur*in macht dabei deutlich, 
dass Wohnungsnot unvorhergesehen jeden treffen kann:  

„Ich glaube nicht, dass [es] realistisch ist. Das wird einfach nicht gehen. Dafür ist das menschliche Leben 
einfach zu bunt. Und, und es können immer wieder Widrigkeiten auf einen zukommen. (…) Wie man selber 
lebt und wohnt, dann muss man schon auch zugeben, wie fragil unser Dasein ist. Also ein, zwei Schicksals-
schläge (…) und wir sind auch nicht mehr in dem sozialen Kontext, in dem wir jetzt momentan stecken. Ne? 
Und jetzt, nimm einfach so einen Unfall. Zack, bist du raus aus dem Erwerbsleben. Zack, bist du raus aus 
deinen gewohnten Einkünften. Zack, musst du vielleicht deinen Lebenshorizont komplett verändern, weil 
du nicht mehr die Mittel hast das alles aufrecht zu erhalten. Das kann ratzfatz gehen. Das kann bei mir 
oder auch bei Ihnen in der nächsten halben Stunde soweit sein. Da stecken wir nicht drin. Und von daher 
gibt es immer eine gewisse Not in einer Gesellschaft, der begegnet werden muss. Das wird sich erhalten.“ 
(Expert*in_urbaner Raum) 

Hier wird darauf verwiesen, dass das Risiko eines oder mehrerer Schicksalsschläge unverändert ge-
geben bleibt, wodurch Wohnungsnot hervorgerufen werden kann, wenn es in dem Moment keine 
passende Hilfe für den Menschen gibt, die im Sinne der Prävention einen Wohnungsverlust bzw. Woh-
nungs- und Obdachlosigkeit vermeidet. Ein*e andere*r Akteur*in findet die Zielsetzung – trotz 
unrealistischer Erfüllbarkeit – sinnvoll:  

„Ich finde es aber trotzdem gut, dieses Ziel gesetzt zu haben, (…) [weil es] einfach zu einer gewissen Be-
wegung führt, (…) dass auch eine gewisse Bereitschaft da ist, was Neues zu finanzieren oder in bestehende 
Strukturen mehr Geld reinzustecken.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Ein positiver Effekt dieser Zielsetzung sei eine gewachsene politische Bereitschaft durch eine aufsto-
ckende Finanzierung bestehende Hilfestrukturen verbessern zu wollen (Expert*in_urbaner Raum) und 
damit einen positiven lokalen Wandel in den Hilfesystemen anzustoßen. Dadurch, dass Obdach- und 
Wohnungslosigkeit EU-weit öffentlich diskutiert würde, übe es „natürlich auch einen Druck auf die 
Politik aus, was zu unternehmen, was zu tun“ (Expert*in_urbaner Raum). Auch wenn das Ziel, bis zum 
Jahr 2030 Wohnungs- und Obdachlosigkeit gänzlich zu beenden, als unrealistisch eingeschätzt wird, 
sind sich die interviewten Fachkräfte einig, dass es nur auf diese Weise möglich ist, strukturelle Miss-
stände zu überdenken, die Relevanz des Themas in den Fokus zu stellen sowie neue Projekte zu 
initiieren und Hilfesysteme sowohl quantitativ als auch qualitativ zu verbessern und weiterzuentwi-
ckeln.  

6.1 Wohnungsmarkt 

Für die meisten Befragten ist dieses Ziel aufgrund der aktuellen strukturellen Missstände durch die 
Gegebenheiten des Wohnungsmarktes schwer zu erreichen. Insbesondere der vehemente Mangel an 
leistbaren Wohnraum mache es schwer, kleine Wohnungen für die (ehemals) wohnungslosen Men-
schen zu finden:  

„[Viele] sind ja alleinstehende Personen, die dann halt entsprechend kleine bezahlbare Wohnungen 
bräuchten. Also da ist auch der Markt leer oder zu teuer. [Da] hat man halt vielleicht den sozialen Woh-
nungsbau in den letzten Jahrzehnten vernachlässigt, warum auch immer.“ (Expert*in_urbaner Raum). 
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Der deregulierte Wohnungsmarkt in Deutschland hält aktuell weder kleine, leistbare Wohnungen 
(nach Jobcenter-Kriterien) vor noch wird der soziale Wohnungsbau vorangetrieben. Letzterer nimmt – 
ganz im Gegenteil – eher ab bzw. stagniert. Vor diesem Hintergrund gäbe es aufgrund der Struktur 
des fehlenden leistbaren Wohnraums keine Zukunftsperspektive, in welcher wohnungslose Menschen 
ausreichend mit Wohnraum versorgt würden. Sowohl durch Binnenzuzug wie auch durch grenzüber-
schreitende Zuwanderung und Migrationsdynamiken wird noch mehr Druck auf den bereits schon 
vielerorts angespannten Wohnungsmarkt ausgeübt: „Das heißt im Endeffekt, dass mehr Menschen 
zuziehen (und) mehr Menschen auch Wohnraum suchen“ (Expert*in_urbaner Raum). Es besteht daher 
der drängende Wunsch „Wohnraum schaffen, Wohnraum schaffen, Wohnraum schaffen“ (Ex-
pert*in_urbaner Raum). Zusätzlich muss es jedoch sozialarbeiterische Angebote geben durch die „die 
Menschen, die dann in dem Wohnraum sich niederlassen dürfen ähm, so (…) [Begleitung erfahren] äh, 
dass der Wohnraum erhalten werden kann. Sonst / Äh, 2030, ganz ehrlich, (...) halte ich für illusorisch“ 
(Expert*in_urbaner Raum). 

6.2 Wohnungsnotfallhilfe 

Unter diesen Bedingungen leide das System der Wohnungsnotfallhilfe, weil es die notleidenden Men-
schen nicht zeitnah in Wohnraum vermitteln kann und somit „verstopft“ (Expert*in_urbaner Raum) sei. 
Die Struktur des fehlenden leistbaren Wohnraums führe zu Funktionsstörungen im Hilfesystem. Daher 
sei es umso wichtiger: „Weiterhin Gutes zu tun und nicht müde zu werden“ (Expert*in_urbaner Raum). 
Neben der Schaffung leistbaren Wohnraums seien motivierte Sozialpädagog*innen ein großer 
Wunsch (vgl. Expert*in_urbaner Raum). Damit zusammenhängend und zentral dafür sei das Vorhalten 
von Beratungsangeboten, welches politisch beispielweise gemeinsam mit der Schaffung von kleinem 
leistbarem Wohnraum mit einer „gewissen Absichtserklärung umgesetzt werden soll“ (Expert*in_ur-
baner Raum). Insgesamt werden der sozialpädagogischen Begleitung und Unterstützung – aktuell wie 
auch auf die Zukunft bezogen – ein hoher Stellenwert von den interviewten Fachkräften zugespro-
chen (vgl. Expert*innen_ländlicher Raum; Expert*in_urbaner Raum). Trotzdem sieht eine Fachkraft 
aus dem ländlichen Raum „momentan (…) keine Veränderungsmöglichkeit zum Status quo, was die 
Unterlegung mit sozialarbeiterischen Ressourcen betrifft“ (Expert*in_ländlicher Raum). Es besteht 
der Wunsch nach mehr Fachkräften bei gleichzeitig fehlenden Ressourcen, einem Fachkräftemehr-
bedarf und einer hohen Fluktuation in den Angeboten der Wohnungsnotfallhilfe und allgemein in der 
Sozialen Arbeit (vgl. Expert*in_urbaner Raum).  

Gesellschaftlich relevant ist jedoch auch der Blick der wohnenden Bevölkerung auf die Nutzer*innen 
der Angebote. So ist es ein Wunsch seitens der Interviewten, dass die Arbeit und die vielfältigen An-
gebote für Menschen in Wohnungsnot zukünftig zu einer Entstigmatisierung wohnungsloser 
Menschen führen können: 

„Also, ich, ich würde mir ein Stück weit erhoffen, dass, (…) je breiter wir Angebote schaffen, ähm, dass wir 
desto mehr auch in die Mitte der Gesellschaft kommen oder zumindest mal so in die Nähe der Mitte der 
Gesellschaft, mit unseren, äh, mit, mit unseren Klientinnen und, äh, mit unseren Projekten. Ich möchte / ich 
würde gerne, ähm, das Schmuddel-Image, das, das unsere Besucher*innen anhaftet, äh, bisschen wegbe-
kommen. Natürlich sind die manchmal schmuddelig, ja klar, aber ähm, das hat ja auch einen Grund, und 
die, die sind nicht schmuddelig, weil es ihnen gefällt, sondern, ähm, das hat andere Gründe und ganz ver-
schiedene Gründe. Die kann man auch nicht mit einem, mit einem Satz zusammenfassen. Aber es wäre 
einfach schön, wenn man (räuspert sich) durch die vielfältigen Angebote, äh, auch eine größere Verzah-
nung mit der, äh, mit der Gesellschaft, ähm, die mit den Problemen nicht konfrontiert ist, herstellen 
könnte.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Hinsichtlich der Zukunft des Systems der Wohnungsnotfallhilfe wird prognostiziert, dass bestimmte 
etablierte Angebote bestehen bleiben würden, da einige, wie z.B. die ordnungsrechtliche Unterbrin-
gung „jetzt nicht einfach so auszuhebeln [sind]. Sondern da stecken Traditionen drin, da stecken 
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festgelegte Haushalte drin, da rechnet die Kommune damit“ (Expert*in_urbaner Raum). Um diese zu 
verbessern, bedarf es aus kommunaler Sicht v.a. Belegungsrechte von Wohnraum bzw. belegungsge-
bundenen Wohnraum damit:  

„[I]ch sozusagen auch mehr geeignete Objekte, geeignete Träger*innen akquirieren kann, um auch die ord-
nungsrechtliche Unterbringung zu verbessern. Und daraus folgend auch die Bereitschaft da ist, die 
entsprechenden Haushaltsmittel [dafür zu Verfügung zu stellen].“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Der Wille zur Bereitstellung von benötigten finanziellen Mitteln für die Verbesserung der ordnungs-
rechtlichen Unterbringung im Speziellen und der Wohnungsnotfallhilfe im Allgemeinen sei jedoch 
umkämpft:  

„Man muss ja auch dazu sagen, dass wir jetzt, wenn man bei einer Kommune arbeitet, ja letztendlich auch 
in einem gewissen, zwar nicht direkt, aber indirekt in einem Kulturkampf sind. Und Kultur ist da das richtige 
Stichwort, weil wir [es] letztendlich schon es darum geht, auch beim begrenzten Haushalt, wer kriegt wel-
che Mittel. Und dann müsste ich sagen, also mir ist es wichtiger, ich habe Möglichkeiten der 
Unterbringung, die auch ein gutes Niveau haben, als wenn wir jetzt sozusagen die Oper sanieren. Das wäre 
jetzt eine Haltung, mit der ich in anderen Kreisen sicherlich, ja, sozusagen nicht auf Gegenliebe stoße.“ 
(Expert*in_urbaner Raum) 

Dieser Verteilungskampf als Kulturkampf verschärfe sich noch weiter vor dem Hintergrund der Orien-
tierung an Gewinnmaximierung der privaten Pensionsbetreibenden, welche unter Umständen 
folgende Ansicht vertreten: „Ich kriege keine Obdachlosen mehr unter, sondern ich biete der Stadt 
meine Einrichtung als Flüchtlingsunterkunft an, weil ich da mehr pro Kopf verlangen kann, ne?“ (Ex-
pert*in_urbaner Raum). Hier wird zusätzlich zum Bereich der Hochkultur, wie in diesem Beispiel der 
darstellenden Künste, die Konkurrenz zu einem weiteren hochpolitisierten Bereich angesprochen, 
nämlich dem der Zuwanderung und wie dadurch hervorgerufenen Bedarfe und gesellschaftlichen 
Veränderungen (sozial-)politisch und individuell (von Unterkunftsbetreibenden) ausgehandelt wer-
den. Besonders die Bereitstellung von Geflüchtetenunterkünften konkurriert dabei mit der 
ordnungsrechtlichen Unterbringung von obdachlosen Menschen. Vor allem im Untersuchungsraum C 
ist der Wunsch nach einheitlichen und am besten bundesweiten „Standards“ (Expert*in_urbaner 
Raum) für die ordnungsrechtliche Unterbringung zentral formuliert. Dies wäre für die Arbeit mit woh-
nungs- und obdachlosen Menschen „total hilfreich“ (Expert*in_urbaner Raum). Neben den Standards 
fehlt es aber an der Finanzierung. Wenn es also Standards geben würde, gäbe es keine Finanzierung 
diese auch umzusetzen. Es fehlt an Geldern für die qualitative Verbesserung der ordnungsrechtlichen 
Unterbringung, da es sich dabei „100 Prozent [um eine] städtische Pflichtaufgabe“ (Expert*in_urbaner 
Raum) handelt und es dafür keine eigenen Förderungen gibt. Im Zusammenhang mit einer „bessere[n] 
Finanzierung (.) der Systeme, (..) [wird] politischer Rückenwind“ (Expert*in_urbaner Raum) als grund-
legend für die quantitative und qualitative Verbesserung der Hilfesysteme und somit der 
Lebenssituation der Menschen in Wohnungsnot erachtet.  

Ebenso werden grundlegende Bedarfe in der medizinischen Versorgung wohnungsloser Menschen 
und in einer Sicherstellung der regelhaften Krankenversicherung der Personengruppe gesehen (Ex-
pert*in_urbaner Raum). Auch in der Versorgung kranker wohnungsloser Menschen nach bspw. 
Krankenhausaufenthalten oder in der der Versorgung und Begleitung sterbender wohnungsloser 
Menschen wird ein Bedarf für die Zukunft der Hilfeangebote formuliert (Expert*in_urbaner Raum). 
Weiterführend werden vor allem Menschen mit psychischen Erkrankungen als inadäquate Adres-
sat*innen in den Fokus gestellt, für die es zukünftig Lösungsansätze bedarf. Die Hilfesysteme und die 
ordnungsrechtliche Unterbringung kommt überregional in gewissen Fällen an ihre Grenzen und be-
nötigt hier zum einen mehr Unterbringungsmöglichkeiten und zum anderen qualitativ bessere 
Unterbringungsmöglichkeiten. So sind bspw. im Untersuchungsraum C Räumlichkeiten für eine 
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verbesserte ordnungsrechtliche Unterbringung in Planung, die eine gute und menschenwürdige Un-
terbringung für alle Menschen in Wohnungsnot gewährleisten soll: 

„Ähm, dass es sehr, sehr kleine Apartments sein werden, in denen wir dann die Einzelpersonen unterbrin-
gen können, aber wo sie halt einfach jederzeit ihren Rückzugsort haben. Also die haben nicht alle eine 
Dusche, aber die haben alle in der Waschgelegenheit, die haben alle eine kleine Kochgelegenheit, Bett, 
Stuhl und so weiter. Ähm, ist natürlich auch SO dann gebaut, dass wir die Hygiene auch besser (…) kon-
trollieren können (…). Also, das ist wieder so ein technischer Moment. Ähm, und so ver / ver / vernetzen 
sich halt dann immer die / die technischen, praktischen, quantitativen Argumente mit den / mit den inhalt-
lichen, mit den fachlichen. Wo wir sagen, wenn wir mit diesen Menschen ÜBERHAUPT in die Lage kommen 
sollen, zu arbeiten, geschweige denn sie einfach unterzubringen, ohne Eskalationen jeden Tag, dann MUSS 
es alleine gehen.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Zusätzlich wird für diese besonders herausfordernde Gruppe wohnungsloser Menschen eine „sozial-
pädagogische Begleitung (…), eine intensivere Begleitung“ (Expert*in_urbaner Raum) notwendig, um 
deren Bedarfen professionell begegnen zu können. Hier wird auch angeführt, dass die Kommune eine 
solch intensive Begleitung gar nicht leisten kann und eher durch freie Träger*innen gestaltet werden 
müsste (vgl. Expert*in_urbaner Raum). 

6.3 Zuwanderung aus Südosteuropa 

Ein herausfordernder Bereich, indem kein*e Akteur*in der Wohnungsnotfallhilfe aktuell Handlungs-
fähigkeit erreichen kann, ist es, Hilfestellung zu leisten für zugewanderte Personen aus Südosteuropa 
(v.a. aus Rumänien und Bulgarien), die sich in Wohnungsnot befinden, da  

„die ja im Regelfall hier keinen Anspruch auf Sozialleistungen haben und damit natürlich auch sofort aus 
allen Hilfesystemen rausfallen. Also da ist eine große Notlage da. Das sieht man, wenn man durch die 
Stadt geht. (…) Wenn ich Menschen sehe, das sind fast immer Leute aus dieser Szene.“ (Expert*in_urbaner 
Raum)  

Hier wird darauf verwiesen, dass Menschen aus Südosteuropa häufig obdachlos seien, weil sie keine 
rechtlichen Ansprüche auf Angebote der Wohnungsnotfallhilfe haben. Es herrschen Zweifel an der 
Rechtmäßigkeit dieser Regelung: 

„Aber natürlich müsste man dann auch mal über den politischen Punkt reden, warum [Zugewanderte aus 
Südosteuropa] überhaupt aus dem Sozialsystem ausgeschlossen werden. Das ist meiner Ansicht also ein-
fach nicht rechtmäßig. Es ist sehr willkürlich. Aber das ist natürlich eine Geschichte, die [man] nicht auf 
kommunaler Ebene, lokaler Ebene lösen kann (…). Aber das wäre die Grundvoraussetzung, dass diese Men-
schen einen definierten Hilfeanspruch hätten.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Aufgrund der Nicht-Anerkennung als Leistungsempfangende wird diese Gruppe ebenfalls als inadä-
quate Adressat*innen konzipiert. Eine Lösung kann nur auf politscher Ebene gefunden werden, da 
Akteur*innen auf allen anderen Ebenen (lokal, kommunal) hier nicht handlungsfähig seien. Letztlich 
bedarf es einer Gesetzesänderung, damit diese Personengruppe einen Leistungsanspruch erhalten 
kann. Solange dies nicht der Fall ist,  

„heißt [es] also, vollständig Obdachlosigkeit könnte [man] nur beseitigen, zu Ende gedacht, wenn [man] 
auch den Menschen, die keinen Sozialleistungsanspruch haben, letztendlich den Zugang zu Wohnraum 
ermöglicht. (…) Meine Idee wäre eine Mindestsicherung, europaweit. (…) Ich meine, da wird es sicherlich 
Überlegungen geben, warum man das auch nicht möchte, oder warum das auch nicht funktionieren kann. 
Aber zumindest wäre das so die Idee.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Die interviewte Person verdeutlicht hier, dass Obdachlosigkeit so lange nicht beseitig werden kann, 
bis auch für Personen aus Südosteuropa ein rechtlicher Anspruch auf eine Mindestsicherung besteht 
– bestenfalls europaweit. Neben dieser Herausforderung als auch den enormen Hürden auf dem 
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Wohnungsmarkt, kommen noch Sprachbarrieren hinzu, wenn die notleidenden Menschen aus anderen 
Ländern zugewandert sind und Angebote der Wohnungsnotfallhilfe aufsuchen:  

„Aber überhaupt, dass man mal aus diesem Teufelskreis herauskommt und sagt: „Okay, ich versuche jetzt 
mal was möglich ist zu klären, ne?“ Und da geht es halt schon los mit der Sprache, dass man den Leuten 
auch nicht entsprechende Hilfsangebote unterbreiten kann, ne? Da gibt es eine Hilfe [einer Träger*in], wo 
man dann Osteuropäer*innen in der Muttersprache beraten kann und Arbeit und Wohnung und Gesundheit 
vermitteln soll. Aber wie gesagt, das ist immer auch nur ein Tropfen auf dem heißen Stein.“ (Expert*in_ur-
baner Raum) 

Interkulturelle Angebot der Wohnungslosenhilfe seien zwar notwendig, doch ohne rechtlichen Leis-
tungsanspruch für Menschen aus Südosteuropa völlig unzureichend. Für die Zukunft der 
Wohnungsnotfallhilfe in der Bundesrepublik Deutschland besteht insgesamt der Wunsch, allen not-
leidigen Menschen unabhängig ihrer Herkunft einen Zugang zu den vorgehaltenen Angeboten 
gewährleisten zu können. 

6.4 Housing First als zukunftsträchtig 

Wenn Mittel für die Wohnungsnotfallhilfe zukünftig bereitgestellt oder sogar aufgestockt würden, 
dann könnte diese Auswirkungen, im Sinne einer qualitativen Verbesserung der ordnungsrechtlichen 
Unterbringung, durch den Abbau schlechter Unterkünfte – laut Einschätzung eines Interviewten– bes-
tenfalls mittels Housing-First-Angeboten erreicht werden:  

„Also Housing First wird sich verbreiten, wird also ein wichtiger Bestandteil sein und bleiben. Im besten 
Fall würde das den Druck auf die Stadt auch vermindern, sehr schlechte Notunterkünfte und Pensionen 
weiter bezahlen zu müssen, weil sie halt keine andere Chance haben, die Menschen unterzubringen. (…) 
Wir werden weiterhin Notaufnahmestellen brauchen, für besondere Notfälle, für den Winter. Das wird sich 
nicht ändern. Es werden neue Menschen kommen, die kann man nicht alle sofort vermitteln. Und es wird 
auch weiterhin ein Bedarf da sein an anderen, mehr betreuten Wohnmöglichkeiten.“ (Expert*in_urbaner 
Raum) 

Housing-First-Angebote könnten also zur Entlastung der Unterkünfte im ordnungsrechtlichen Sektor 
führen, wodurch damit schlechtere kommunale Unterbringungsmöglichkeiten nicht mehr benötigt 
werden. Mehr Housing-First-Angebote würden aber nicht das bestehende System der Wohnungsnot-
fallhilfe gänzlich ersetzen können.  

Grundsätzlich haben sich viele der befragten Akteur*innen positiv über die zukünftige Entwicklung 
von Housing First-Angeboten geäußert. Viele von ihnen wünschen sich Projekte oder Modelle „in die 
Richtung Housing First (…) die dafür zuständig sind (…) freie Wohnungen zu [sichern] und sie vermit-
teln zu können und [die Menschen] begleiten zu können“ (Expert*in_ländlicher Raum; 
Expert*in_urbaner Raum). Dafür bräuchte es nicht unbedingt einer Aufstockung der finanziellen Mit-
tel, vielmehr könnte dies auch mit einer Umverteilung erreicht werden:  

„[D]ass man ja das Geld zielgerichteter einsetzen kann. (…) Anstatt irgendwelche großen Notschlafstellen 
zu finanzieren, die auch Geld kosten mit Sicherheitsdienst und letztlich an der Situation der Betroffenen 
nichts ändern. [Dass man] das Geld für neue Maßnahmen [einsetzt], ob das jetzt Housing First ist oder 
irgendwelche kleinen [betreuten] Wohneinheiten, wo man vielleicht mit dem gleichen Geld pro Mann und 
Jahr etwas ja Nachhaltigeres schaffen kann.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Der Aspekt der Nachhaltigkeit der Hilfeleistung spielt – wie hier exemplarisch dargestellt – für viele 
der Interviewten eine wichtige Rolle in ihren Zukunftsvisionen. Housing First-Angebote bzw. Ange-
bote der Wohnraumakquise werden dabei als nachhaltig bewertet, genauso wie stationäre oder 
andere betreute Wohnangebote. Auch präventive Angebote der Wohnungsnotfallhilfe erfüllen das 
Kriterium der Nachhaltigkeit, wenn sie rechtzeitig zum Tragen kommen:  
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„[Es wäre gut, wenn man] präventive Beratung und Begleitung vor Wohnungsverlust wieder aufgreifen 
könnte und intensivieren könnte, d.h. den Wohnungsverlust zu vermeiden und zwar so, dass es auch noch 
rechtzeitig genug ist, wo man noch Handlungsmöglichkeiten hat.“ (Expert*in_ländlicher Raum) 

Als Akteur*in der Wohnungsnotfallhilfe Handlungsfähigkeit zu erlangen oder sicherzustellen ist für 
viele ein großer Wunsch für die Zukunft: „Dass es mehr Hilfen gibt, wo der Mensch etwas greifen 
kann“ (Expert*in_ländlicher Raum).  

Allerdings gibt es zudem kritische Stimmen gegenüber der Housing-First-Projekte. So wollen manche 
interviewten Fachkräfte erst einmal vorsichtig beobachten, ob der Housing-First-Ansatz überhaupt 
konkret umsetzbar ist und letztlich eine hilfreiche Lösung im Kontext der Wohnungsnotfallhilfe dar-
stellt:  

„Ähm, wir diskutieren das zum Teil dann auch intern, (..) weil es da schon Widersprüche gibt. (…) [U]nd ich 
denke, dass es nicht nur in [Stadt C] die Housing First Projekte gibt. Aber wenn man die Konzepte kennt, 
aus dem skandinavischen Raum auch weiß, wie die da in / in / in der Grundidee umgesetzt wird, dann KANN 
man eigentlich auf fachlicher Ebene nur sagen, dass das im Moment nicht funktionieren KANN in der Rein-
form, ne? Aber trotzdem, in der internen Diskussion kommen wir natürlich zum Ergebnis, dass wir das 
Ganze unterstützen, weil dadurch einfach dann zwei, drei, vier Menschen wieder mehr am / (.) am Markt 
sind, die einfach sich um diese Klientel kümmern, ja? Und es immer nur besser werden kann.“ (Ex-
pert*in_urbaner Raum) 
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7 Schlussbetrachtung und Handlungsempfehlungen 
Gesellschaftlicher Wandel und der dadurch auch beeinflusste Wandel lokaler Hilfesysteme für woh-
nungslose Menschen ist ein stetiger Prozess. Wohnen als soziale Frage unserer Zeit und damit auch 
das Nicht-Wohnen – Wohnungs- und Obdachlosigkeit sowie Wohnungsnot – stellen durch die Zu-
nahme betroffener Menschen und der Heterogenität der Adressat*innen bei gleichzeitig nicht 
existenten und zunehmend schwindenden leistbaren Wohnraum, lokale Hilfesysteme vor besondere 
Herausforderungen. Eine der interviewten Fachkräfte fasst diesen nie endenden Wandel in lokalen 
Hilfesystemen für wohnungslose Menschen wie folgt zusammen: 

„Wohnungslosigkeit oder die / die Klienten in der Wohnungslosigkeit sind halt so unterschiedlich. Also, es 
gibt / gibt halt alles. Von dem, der einfach / der arbeitet, der total unauffällig ist und einfach nur keine 
Wohnung findet, bis zu dem, der halt wirklich psychisch auffällig ist, oder ne, da suchterkrankt ist und / 
und wirklich eigentlich eine andere Unterbringungsform bräuchte, als hier, in / in / was wir bieten können. 
Also, von daher ist, genau, so das Ziel, so Maßnahmen zu / zu / zu kreieren, oder / oder auf den Weg zu 
bringen, oder, ne, so die / die es / was es einfach braucht. Auch was ist der Bedarf hier? So wa/ wandelt 
sich ja auch in der letzten Zeit. (…) Also, es ist ja ständig auch mal so ein Wandel zu erkennen. Also, man 
kann ja schlecht sagen, so, wir machen es jetzt und in fünf Jahren ist der Bedarf immer noch der gleiche. 
Der / der wandelt sich so schnell (…) in der Wohnungslosigkeit. Also / oder vielleicht auch ist wahrschein-
lich auch total abhängig von, wo man gerade ist. In welcher / in welcher Stadt oder in welchem Gebiet und 
von daher muss man da immer ziemlich flexibel dann auch reagieren. Aber unser großes Problem ist ein-
fach die Wohnungsnot gerade. Weil auch dann kann man ja auch keine gezielten Angebote kreieren, wenn 
man gerade einfach nur schauen muss, wo man die Leute einfach unterbringt.“ (Expert*in_urbaner Raum) 

Die Wohnungslosenhilfe steht vor dem von ihrer Seite unlösbaren Problem der Wohnungsnot bzw. 
dem fehlenden Zugang zu leistbarem Wohnraum für wohnungslose Menschen, der Forderung seitens 
Gesellschaft und Politik das soziale Problem innovativ und möglichst flexibel an den sich wandelnden 
Bedarfen orientiert in Form von Modellprojekten und der Weiterentwicklung der Hilfesysteme zu be-
arbeiten und möglichst bis 2030 zu bekämpfen. Letztlich sind sie aber damit konfrontiert irgendwie 
die Unterbringung der (zunehmenden) wohnungslosen Menschen zu sichern und die alltäglichen Her-
ausforderungen zu bewältigen, die bspw. mit dem Umgang inadäquater Adressat*innen der 
Wohnungslosenhilfe oder im Zuge fehlender Finanzierungsmöglichkeiten über Projektphasen hinaus, 
sowie der fehlenden Anerkennung des sozialen Problems im ländlichen Raum einhergehen.  

Diesen alltäglichen Herausforderungen und dem gesellschaftlichen Wandel begegnen die Fachkräfte 
zum einen mit selektiven Handlungen und Deutungen, Zwei-Klassen-Systemen in den sozialen Hilfen 
und ordnungsrechtlichen Unterbringungen, der Ausschließung von inadäquaten Adressat*innen so-
wie mit einer resignativen, menschenabwertender und teils rassistischen Haltung. Zusammenfassend 
erfolgt dadurch in unterschiedlicher Weise eine Deprofessionalisierung19 des Hilfesystems für woh-
nungslose Menschen, da die Fachkräfte unter einem enormen Handlungsdruck eines unlösbaren 
Problems bei schlechten Rahmenbedingungen stehen. Zum anderen versuchen sie mit innovativen 
Projekten (u.a. Housing-First, niedrigschwellige medizinische Versorgung obdachloser Menschen), 
der Etablierung neuer spezifischer Hilfen für wohnungslose Menschen und Angeboten für spezifische 
Bedarfsgruppen (queere Menschen, psychisch kranke Frauen, Menschen mit Tieren usw.) und der ge-
meinsamen Bearbeitung von Wohnungs- und Obdachlosigkeit durch die Zusammenarbeit von Sozial- 

 
 
19  „Deprofessionalisierung bezeichnet Prozesse der Einschränkung, Gefährdung, Bedrohung oder Verun-

möglichung professionellen Handelns. Generell lässt sich von Deprofessionalisierung sprechen, wenn 
von Professionalisierung gekennzeichnete Berufsgruppen sowie Arbeits- und Handlungsfelder durch 
gesellschaftliche, rechtliche, institutionelle oder innerprofessionelle Veränderungen in ihrer Handlungs-
autonomie beschränkt werden.“ (Ehlert 2022) 
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und Ordnungsamt oder der Etablierung Zentraler Fachstellen für wohnungslose Menschen im urba-
nen und ländlichen Raum, im Rahmen ihrer Möglichkeiten Wohnungslosigkeit professionell zu 
bekämpfen. Dies erfolgt vor allem im Sinne der Menschenrechtsprofession und/oder mit Rückbezug 
auf christliche Werte den Menschen, seine*ihre Rechte und die Unterstützung der Menschen in Woh-
nungslosigkeit in den Mittelpunkt ihres Handelns zu stellen.  

Die vorliegenden Analysen und Ausführungen haben einen tiefen und differenzierten Einblick in die 
aktuelle Bearbeitungspraxis lokaler Hilfesysteme von Wohnungs- und Obdachlosigkeit zugelassen, 
sowie eine Problemanzeige durch die herausgearbeitete falsche Problematisierung und Adressierung 
des sozialen Problems der Obdach- und Wohnungslosigkeit ermöglicht. Die regionalen Disparitäten 
von Hilfesystemen für wohnungslose Menschen im urbanen und ländlichen Raum, inklusive ihrer Be-
sonderheiten und des jeweiligen Wandels – auch durch den Aktionsplan – wurden differenziert 
empirisch ausgeführt und letztlich anhand von maximalen Kontrastierungen, Illustrationen und einer 
abschließenden Typenbildung zur Bearbeitungspraxis lokaler Hilfesysteme eingängig dargestellt. 
Die Bearbeitungspraxis ist zum einen im urbanen Raum (1) kooperativ angelegt und ausdifferenziert 
strukturiert oder (2) hierarchisch-minimalkooperativ angelegt und ausdifferenziert strukturiert. Zum 
anderen ist die Bearbeitungspraxis im ländlichen Raum (3) rein ordnungsbehördlich angelegt oder (4) 
kooperativ und bedarfsorientiert angelegt. Die Weiterentwicklung und Bearbeitungspraxis der Hilfe-
systeme für wohnungslose Menschen sind dabei von ähnlich strukturierten Machtpositionen und 
Interdependenzen geprägt. 

Schließlich konnten die empirischen Rekonstruktionen zu den Erfahrungen mit dem Aktionsplan Hilfe 
bei Obdachlosigkeit in Bayern Aufschluss über Abläufe der Projektinitiierung und Umsetzung, Macht-
positionen und Interdependenzen, relevante Akteur*innen und Schlüsselfunktionen, Formen der 
Kommunikation und Zusammenarbeit sowie Kriterien für einen erfolgreichen Weg der Weiterfinanzie-
rung oder Regelfinanzierung oder einem ausbleibenden Erfolg der Regelfinanzierung geben. Der 
vorliegende Forschungsbericht endet mit einer Thematisierung einzelner Kernerkenntnisse und der 
sich aus den Ausführungen ergebenen notwendigen Handlungsempfehlungen. 

7.1 Funktionsstörungen in Hilfesystemen und Bearbeitungsdilemmata 

Generell soll laut den gesetzlichen Grundlagen die Adressierung des sozialen Problems bzw. die Prob-
lematisierung des sozialen Problems anhand der Sozialfiguren Störer*innen der Gesellschaft (bzw. in 
einer neueren Interpretation Schutzbedürftige in der Gesellschaft) oder abhängige, verletzlich-verhal-
tende Exkludierten mit Leistungsanspruch erfolgen. Die derzeitige Bearbeitungspraxis sieht die 
Unterbringung von obdachlosen Personen als Pflichtaufgabe der Kommunen nach dem Polizei- und 
Ordnungsrecht und bietet sozialarbeiterische Angebote und Hilfen nach dem Sozialrecht (SGB XII) an. 
Gleichwohl kommt es in den Deutungen der befragten Fachkräfte zu einer Verschiebung des sozialen 
Problems der Obdach- und Wohnungslosigkeit. Da immer mehr Menschen in den Hilfesystemen ver-
bleiben und andere, nicht zu bearbeitbare Menschen hinzukommen, erkennen sie eine 
Funktionsstörung im Hilfesystem.  

Diese Funktionsstörung lässt sich durch die Struktur des fehlenden leistbaren Wohnraums begründen. 
Daraus entstehen Bearbeitungsdilemmata: So werden weiterhin wohnungs- und obdachlose Men-
schen adressiert, anstatt die Wohnungs- und Sozialpolitik in Verantwortung zu ziehen. Die 
Problematisierung findet also aktuell auf der Individualebene statt, obwohl auf der Strukturebene der 
fehlende leistbare Wohnraum das soziale Problem darstellt. Gesetzlich wird die Adressierung des so-
zialen Problems somit auf falscher Ebene durch die Formulierungen in den § 67 ff. SGB XII deutlich, 
indem Wohnraum dort nicht thematisiert wird. Bei den befragten Fachkräften macht sich eine läh-
mende Handlungsohnmacht breit, da eigene Handlungen immer seltener zur Lösung des sozialen 
Problems beitragen. 



 
Lokale Hilfesysteme für  

wohnungslose Menschen im Wandel 
 

76 

Hier bedarf es eines grundsätzlichen Umdenkens und Wandels, Wohnen als eine der sozialen Fragen 
unserer Zeit in Verantwortung der Politik zu bearbeiten: Ein Recht auf Wohnen bzw. eine Wohnung in 
Deutschland und die damit in Verbindung stehende Aufforderung sozialen und leistbaren Wohnungs-
bau und Wohnraum allgemein sowie belegungsgebundenen Wohnraum für Menschen in 
Wohnungsnot sind sicherzustellen. Nur so kann die korrekte Adressierung des sozialen Problems und 
letztlich dann auch eine erfolgreiche Bearbeitung dessen durch die Soziale Arbeit gemeinsam mit den 
wohnungs- und obdachlosen Menschen erfolgen. Auf diese Weise ergeben sich bessere Arbeitsbe-
dingungen für die Fachkräfte, die Wohnungs- und Obdachlosigkeit bearbeiten, die zu mehr 
Handlungsspielräumen, einer Überwindung der Resignation und weniger Ausschluss und Selektion 
auf der Handlungsebene führen können. So können sich die Formen der Deprofessionalisierung auf-
lösen und ein professionelles Handeln wieder ermöglichen. Kein Zugang zu Wohnraum lässt Soziale 
Arbeit in der Wohnungslosenhilfe ein für sie unlösbares soziales Problem bearbeiten, welches auf an-
derer Ebene – der wohnungs- und sozialpolitischen Ebene – zu lösen ist. 

Ein weiteres bislang unlösbares Problem für die Soziale Arbeit ergibt sich durch die Deutung der So-
zialfigur der inadäquaten Adressat*innen. So haben Fachkräfte in ihrer täglichen Arbeit immer mehr 
mit Menschen zu tun, die sie nicht professionell bearbeiten können. Die Personengruppen werden als 
inadäquat beschrieben, da einerseits die strukturellen Voraussetzungen des Leistungsbezugs nicht 
gegeben sind, bspw. bei wohnungslosen Menschen aus Südosteuropa. Hier ist die (europäische) Politik 
aufgefordert Lösungen zu finden, damit Soziale Arbeit die Menschen angemessen versorgen und 
ihnen auf Basis der Menschenrechte begegnen kann. Andererseits wird die Nicht-Passung am Verhal-
ten von bestimmten Personengruppen wie bspw. wohnungslose psychisch kranke Menschen 
festgemacht. In den Erzählungen der Fachkräfte wird davon berichtet, dass keine angemessene Ver-
sorgung und Unterstützung dieser Personengruppen im Hilfesystem der Wohnungslosenhilfe bzw. in 
den Notunterbringungen nach Polizei- und Ordnungsrecht zu gewährleisten ist. Es sind neue Ansätze 
auch von klinisch-sozialarbeiterischer Seite zu entwickeln oder bekannte Ansätze zu berücksichtigen 
(Housing-First-Ansatz), um diese spezifische Bedarfsgruppe zu versorgen. Hierbei kann nicht das Hil-
fesystem für wohnungslose Menschen als Sammelbecken, eine Kommune oder Gemeinde alleine 
einstehen und vor allem nicht der Mensch in seiner Notlage für das Versagen eines zu hochschwelli-
gen sozialpsychiatrischen Hilfesystems leiden und in Gefahr gebracht werden.  

7.2 Regionale Disparitäten von Hilfesystemen für wohnungslose Menschen 

Die Hilfesysteme sind in urbanen und ländlichen Räumen sehr unterschiedlich entwickelt. Generell 
bedarf es einer flächendeckenden Umsetzung der Zentralen Fachstellen zur Vermeidung und Behe-
bung von Wohnungslosigkeit, so dass Hilfen zentral angesiedelt sind und vor Ort professionell 
bearbeitet werden können. So formuliert bereits der Deutsche Städtetag 1987 die Notwendigkeit 
zentraler Fachstellen zur Vermeidung und Behebung von Wohnungslosigkeit – im Sinne der Men-
schen, die von Wohnungsnot betroffen sind, aber auch im Sinne der Kosteneinsparung für die 
Kommunen:  

„Angesichts der heute verfügbaren Erkenntnisse über die Folgen der Obdachlosigkeit sollte die Verhinde-
rung der Obdachlosigkeit im Interesse der betroffenen Personen konsequenter betrieben werden als 
bisher. Dies ist nicht nur ein Gebot der Humanität, sondern auch der finanzwirtschaftlichen Rationalität.“ 
(Deutscher Städtetag 1987: 22) 

Allgemein sind zusätzlich zu zentralen Fachstellen die präventiven Angebote zur Vermeidung von 
Wohnungslosigkeit auszubauen, indem niedrigschwellige Beratungsangebote und Unterstützung für 
Mieter*innen, aber auch für Vermieter*innen angeboten werden. Die Beratung von Vermieter*innen im 
Sinne der Prävention ist bislang konzeptionell unberücksichtigt und gleichzeitig höchst relevant, da 
die Vermieter*innen häufig an einem Fortbestehen eines Mietverhältnisses interessiert sein müssten. 



 
Lokale Hilfesysteme für  

wohnungslose Menschen im Wandel 
 

77 

So könnten durch den Einbezug Sozialer Arbeit Mietschulden eher beglichen werden, als wenn Men-
schen wohnungslos werden und keine Mietschulden mehr begleichen.  

Die Fachkräfte in Verwaltung und Sozialer Arbeit sind so zu unterstützen (Verbesserung der Arbeits-
bedingungen), dass sie unter den erschwerten Arbeitsbedingungen, die (Not der) Menschen im Blick 
behalten und gemeinsam mit den Menschen an der Lösung ihrer sozialen Problemlage arbeiten kön-
nen. Es bedarf an Supervision, kollegialer Fallberatung und der Reflexion der eigenen Haltung der 
Fachkräfte, wie sie tagtäglich mit den Menschen arbeiten und welche Normalitätsvorstellungen, ei-
gene Haltungen, Zuschreibungen und Erwartungen an die Menschen in Wohnungsnot gerichtet 
werden. Arbeitgeber*innen haben die Verantwortung und Aufgabe, die Abwertung von Menschen durch 
Fachkräfte zu identifizieren. So findet im Arbeitsalltag Diskriminierung, Stigmatisierung und Rassis-
mus von Fachkräften gegenüber den Menschen statt, die sich als schutzbedürftige und vulnerable 
Personen in Not befinden. Arbeitgeber*innen sind aufgefordert, diese Praktiken festzustellen, aufzu-
decken und entsprechende Maßnahmen einzuleiten (Versetzung, Kündigung usw.), damit ein solches 
Verhalten nicht geduldet wird.  

In den urbanen Räumen sind die Hilfen differenziert zu gestalten und an spezifischen Bedarfen woh-
nungs- und obdachloser Menschen zu orientieren, indem es bspw. adäquate Angebote für wohnungs- 
und obdachlose Frauen, LGBTQIA+, Familien, psychisch kranke Menschen, suchtkranke Menschen, 
Menschen mit Tieren, Migrant*innen usw. gibt. In ländlichen Räumen geht es weniger um differen-
zierte Angebote, als um das generelle Vorhalten spezifischer Angebote für wohnungslose Menschen, 
indem zentrale Fachstellen in einzelnen Kommunen und den Landkreisen zur Vermeidung und Bear-
beitung von Wohnungslosigkeit installiert werden. So kann einer reinen ordnungsbehördlichen 
Bearbeitung von Wohnungs- und Obdachlosigkeit und den damit einhergehenden Folgen für die Men-
schen entgegengewirkt werden.  

Im Rahmen der ordnungsrechtlichen Unterbringung bedarf es eines Ausbaus der sozialen Hilfen, so 
dass die Menschen nicht nur verwaltet werden, sondern sozialarbeiterische Unterstützung erfahren, 
die zu einer schnelleren Überwindung der Obdachlosigkeit führen kann. Ziel muss es sein, dass es sich 
wie gesetzlich vorgesehen, um eine kurzfristige Unterbringung im Sinne einer Gefahrenabwehr han-
delt und demnach keine langfristige menschenunwürdige Unterbringung erfolgt. Im Sinne des 
Konzepts zu den zentralen Fachstellen und der Erfahrungen der Akteur*innen in den Hilfesystemen, 
sind die Hilfen aus einer Hand, d.h. kombiniert aus Sozial- und Ordnungsamt zu realisieren, um eine 
gemeinsame Bearbeitung von Wohnungsnotfällen sicherzustellen. Generell und vor allem für den 
ländlichen Raum ist es nochmals zu betonen, dass die ordnungsrechtliche Unterbringung kommunal 
verpflichtend sicherzustellen ist und keine Vertreibung in andere Städte erfolgen darf. Die Obdachlo-
sigkeit ist immer dort zu beheben, wo der Mensch in Not ist und demnach per Gesetz eine Störung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung besteht.  

Des Weiteren bedarf es an bundesweiten Standards für die ordnungsrechtliche Unterbringung, um 
eine nicht menschenrechtsverletzende und menschenwürdige Unterbringung sicherzustellen. Die 
Kommunen müssen gesetzlich verpflichtet werden, bestimmte Standards umzusetzen, da ansonsten 
bei denjenigen gespart wird, die in ihrer existenziellen Notlage besonders Hilfe und professionelle 
Zuwendung erfahren müssten, um diese auch zeitnah wieder überwinden zu können. Allgemeine ge-
setzlich verbindliche Standards würden die Sorge aushebeln, dass alle obdachlosen Menschen in eine 
bestimmte Kommune gehen würden, wenn diese die Standards erhöhen und eine menschenwürdige 
Unterbringung vorhalten. Hierzu gibt es bereits die formulierten Leitlinien für Mindeststandards in der 
ordnungsrechtlichen Unterbringung des Instituts für Menschenrechte (Engelmann 2022) oder auf 
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Bundeslandebene verschiedene Empfehlungen20. Um der Heterogenität im Feld gerecht zu werden 
und Menschen angemessen unterzubringen, ist es jedoch auch ohne bislang bestehende Standards 
äußerst relevant und dringend notwendig, für die obdachlosen Menschen in der ordnungsrechtlichen 
Unterbringung Einzelzimmer, WC, Dusche und sozialarbeiterische Hilfen sicherzustellen. Gleichzeitig 
muss eine durch Bund und Länder realisierte Finanzierung der Standards gesichert werden, so dass 
Kommunen verpflichtet werden können, Mindeststandards in der ordnungsrechtlichen Unterbringung 
zu erfüllen. 

7.3 Relevanz von strategischen Vermittler*innen 

Die Relevanz von strategisch vermittelnden Akteur*innen für eine fortschrittliche Weiterentwicklung 
und Kooperation unter den relevanten Akteur*innen und Kollektiven des Hilfesystems ist in den Aus-
führungen sehr deutlich geworden. Neben einer zentralen Fachstelle in den Kommunen und 
Landkreisen ist es demnach von Nöten, Stabstellen zu etablieren, die dem*der strategischen Vermitt-
ler*in I entsprechen. Strategische Vermittler*innen sind allgemein als Spezialist*innen für die 
Konzeption und Weiterentwicklung von lokalen Hilfesystemen besonders wichtig – auch für den ländli-
chen Raum, um dort Hilfesysteme von Beginn an professionell aufzubauen. Es ist eine Person 
notwendig, die vor Ort Strategien entwickelt, um Bedarfe festzustellen und diese gemeinsam durch 
Kooperationen, Kommunikation und Zusammenarbeit mit kommunalen und freien Träger*innen zu de-
cken versucht. Nicht im Sinne einer Machtfunktion, vielmehr als eine Stabsstelle, die Kooperationen 
und Zusammenarbeit fördert und zwischen Kommune, freien Träger*innen und überregionalen Ak-
teur*innen kommuniziert. 

Zusätzlich ist es relevant die Kooperationen und Zusammenarbeit kommunaler und freier Träger*innen 
zu stärken und Möglichkeitsräume des Austauschs schaffen. Die Kooperation sollte jedoch nicht auf 
lokaler Ebene verharren, sondern auch überregional angegangen werden. Die Förderung von überre-
gionalen Kooperationen, um gemeinsam von Projekten und neuen Angeboten anderer Regionen zu 
lernen, ist höchst (kosten)effizient. Dabei kommt dem*der überregionalen strategischen Vermittler*in 
eine besondere Rolle zu, die regionalen Besonderheiten und Disparitäten sowie die Gemeinsamkeiten 
festzustellen und vermittelnd zwischen den Regionen zu agieren (was wurde wo bereits erfolgreich 
durchgeführt? Welche Region kann bei welchen Themen von der anderen lernen? Wo könnten Ar-
beitsbündnisse und Arbeitskreise zur Professionalisierung und Weiterentwicklung hilfreich sein? 
etc.). Hierbei sollten Regionen in ganz Deutschland berücksichtigt werden.  

7.4 Mittlere Reichweite von bundeslandspezifischen Aktionsplänen 

Der Aktionsplan Hilfen bei Obdachlosigkeit in Bayern hat in den Untersuchungsräumen zum lokalen 
Wandel der Hilfesysteme für wohnungslose Menschen beigetragen, indem die Erprobung neuer kon-
zeptioneller Ideen und Angebote möglich war und Bedarfe im Rahmen der Projekte geprüft werden 
konnten. Auf Basis dessen konnten erstens Hilfesysteme im ländlichen Raum entstehen, zweitens das 
Thema der Wohnungslosigkeit im ländlichen Raum mehr in den Blick geraten und drittens differen-
zierte, auf spezifische Bedarfe wohnungsloser Menschen ausgerichtete Hilfesysteme qualitativ und 

 
 
20  Vgl. Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien für Familie, Arbeit und Soziales, 

des Innern, für Sport und Integration, für Wohnen, Bau und Verkehr sowie für Gesundheit und Pflege 
über die Empfehlungen für das Obdach- und Wohnungslosenwesen vom 2. Oktober 2023 (BayMBl. Nr. 
518; 2024 Nr. 66); Empfehlungen zur Ausgestaltung der ordnungsrechtlichen Unterbringung obdachlo-
ser Menschen des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom August 2022. 
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quantitativ weiterentwickelt werden (Ausweitung und Spezialisierung der Angebotslandschaft). Der 
derzeitige Aktionsplan hat jedoch vor dem Hintergrund der Funktionsstörungen des Hilfesystems nur 
eine begrenzte mittlere Reichweite. Andere Erwartungen, die sich auf grundsätzliche strukturelle 
Veränderungen beziehen, wären unangemessen. So ist ein bundeslandspezifischen Aktionsplan na-
türlich nicht in der Lage, die strukturelle Schieflage des fehlenden leistbaren Wohnraums zu heilen, 
welche durch einen übergeordneten und über Jahre entstandenen Wandel verursacht wurde und 
Wohnen als soziale Frage heute ins Zentrum stellt. Auch die Überforderung und Resignation bei den 
Fachkräften bleibt durch den Aktionsplan unberührt. Der aktuelle Aktionsplan verfolgt daher bislang 
eine Symptombehandlung und kommt einzelnen Regionen und Menschen zugute, indem Modellpro-
jekte realisiert werden und ggf. langfristig regelfinanziert werden. Es bedarf aber an Modellprojekten, 
die die strukturelle Schieflage fokussiert angehen (leistbarer Wohnraum, konzeptionelle und gesetz-
liche Lösungen für inadäquate Adressat*innen usw.), um nachhaltig die Problembearbeitung auf der 
richtigen Ebene zu verfolgen.  

Des Weiteren ist ein solcher Aktionsplan und die damit verbundene Finanzierung von Modellprojekten 
nur hilfreich, wenn erfolgreiche Modellprojekte auch in eine Regelfinanzierung übergehen können und 
eine „Projektitis“ vermieden wird. Es gilt dabei das behördliche Projektmanagement zu verbessern, 
Antragswege zu erleichtern, Laufzeiten von unter zwei Jahren bei Modellprojekten zu unterlassen und 
Bewilligungen nicht erst kurz vor Projektbeginn zu erteilen. Kurzfristige Zusagen oder Weiterbewilli-
gungen von Projekten führen zu unbesetzten Stellen, Projektstartverzögerungen und einer möglichen 
Fluktuation der Mitarbeiter*innen. Das Projektmanagement muss transparenter, zugänglicher und 
niedrigschwelliger für die Antragssteller*innen sein, damit diese gewillt sind zum einen Projekte zu 
beantragen und zum anderen eine Weiterbewilligung anzuvisieren. Aufgrund kurzer Projektzeiten be-
stehen schlechte Arbeitsbedingungen für die Fachkräfte in den Projekten, die ein Ausbleiben einer 
Weiterfinanzierung immer berücksichtigen müssen. Für die kommunalen und freien Träger*innen als 
Antragssteller*innen stellt dies eine besondere Herausforderung in den aktuellen Zeiten des Fach-
kräftemehrbedarfs dar, weshalb der Aktionsplan hier Lösungen und agile Prozesse für die 
Antragssteller*innen vorhalten muss. Nicht zuletzt sind eingestellte Projekte, die eigentlich erfolg-
reich waren, jedoch keine längerfristigen Finanzierungen erhielten für alle beteiligten Akteur*innen 
verheerend: Zum einen wie beschrieben bezogen auf die Personalsituation, jedoch auch für die Hilfe-
systeme vor Ort und die von dem Projekt erreichten Menschen in Wohnungsnot. Die Nutzer*innen 
eines solchen Modellprojekts erleben damit möglicherweise einen Verlust von Vertrauenspersonen21 
oder gänzlich ein Unterstützungsangebot und Hilfenetzwerk. Wenn bspw. ein Housing-First-Projekt 
eingestellt wird, verlieren dabei nicht nur der*die Träger*in, die Fachkräfte und die Teilnehmer*innen 
des Projekts, sondern auch alle Kontaktpersonen wie bspw. Vermieter*innen. Gelder werden damit 
unnötigerweise ausgegeben und können letztlich einen Schaden (kein Vertrauen mehr in Angebote 
der Träger*innen, die mal Projekte umgesetzt haben) verursachen, wenn sie trotz Erfolgs nicht wei-
tergeführt werden können. 

Das Management eines solchen Aktionsplans ist also in der Verantwortung, bei der Bewilligung der 
Modellprojekte langfristig und nachhaltig zu überlegen, wie eine Regelfinanzierung vor Ort unter-
stützt werden kann bzw. wie mit örtlichen und überörtlichen Kostenträger*innen darüber ins Gespräch 
gegangen werden kann. Die freien und kommunalen Träger*innen mit dieser Aufgabe alleine zu las-
sen, während sie das Projekt umsetzen, wird der Verantwortung, die durch die Realisierung des 
Aktionsplans gegeben ist, nicht gerecht. 

 
 
21  Gerade die Arbeit mit wohnungslosen Menschen verlangt nach einer, auf Kontinuität in den Beziehungs-

personen beruhenden, vertrauensbildende Sozialen Arbeit (Heinzelmann et al. 2023). 
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7.5 Gesamtgesellschaftliche Aufklärungsarbeit 

Generell besteht auch weiterhin ein Forschungsbedarf und eine konsequente Förderung von For-
schungsprojekten zum Thema Wohnungsnot, bestmöglich in interdisziplinärer Zusammenarbeit von 
Sozialer Arbeit, Soziologie, Geographie, Medizin usw., um gesellschaftliche Zusammenhänge mit in-
dividuellen Lebenslagen zu verstehen, wissenschaftlich aufzubereiten und in Politik und Praxis zu 
transferieren. 

Zusätzlich bedarf es an Fort- und Weiterbildungsangeboten, die sich dem komplexen Thema der Woh-
nungsnotfallhilfe (gesetzliche Grundlagen, professionelle Haltung, Menschenbilder, Konzepte, 
Methoden, gängige und alternative Finanzierungsmöglichkeiten, Antidiskriminierungstrainings, Po-
licy Practice22 usw.) widmen und so zum einen Fachkräfte allgemein weiterbilden, zum anderen aber 
Quereinstiege ermöglichen; dies vor allem in Zeiten einer hohen Personalfluktuation und eines Fach-
kräftemehrbedarfs. Die Arbeit im Feld der Wohnungsnotfallhilfe muss durch verbesserte 
Arbeitsbedingungen für Sozialarbeiter*innen attraktiver werden. Eine Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen lässt sich zum einen durch die Problembearbeitung auf der richtigen Ebene herstellen (s.o.), 
sowie durch eine gesellschaftliche Anerkennung des Berufs und der Relevanz des Themas. 

Des Weiteren ist das Thema Wohnen und Nicht-Wohnen im Studium der Sozialen Arbeit als Pflichtmodul 
vorzuhalten. Auch wenn Studierende letztlich nicht ordinär in der Wohnungsnotfallhilfe arbeiten, wer-
den sie in den anderen Handlungsfeldern mit dem Querschnittsthema Wohnungsnot und der sozialen 
Frage des Wohnens konfrontiert werden und sollten hier für einen professionelle Umgang mit den 
Menschen ein Grundlagenwissen mitbringen.  

Insgesamt besteht die Notwendigkeit über die freien und kommunalen Träger*innen, Arbeitsgemein-
schaften wie die der BAG W oder die der KAG W, zentralen strategische Akteur*innen und die 
Forschung Aufklärungsarbeit für das Thema der Wohnungsnot zu leisten und hier auch den ländliche-
ren Raum verstärkt zu fokussieren, damit darüber eine Anerkennung des sozialen Problems erfolgt 
und spezifische Hilfen lokal installiert werden können. Es bedarf einer entstigmatisierenden Aufklä-
rung, dass Wohnungsnot in unterschiedlichster Weise auftritt23, vermehrt im urbanen, aber auch im 
ländlichen Raum vorzufinden ist. Die Politik vor Ort und die Zivilgesellschaft müssen erreicht werden, 
indem sie bspw. über Portraits und Biografien von wohnungslosen Menschen im urbanen, aber auch 
im ländlichen Raum dem Thema näherkommen oder über Formen von Wohnungslosigkeit aufgeklärt 
werden. 

Der Aktionsplan Hilfe bei Obdachlosigkeit hat es geschafft, erste Veränderungen von lokalen Hilfe-
systemen zu initiieren und einen ersten Wandel der Netze der Akteur*innen zu kreieren. Zudem 
konnten die Themen der Obdach- und Wohnungslosigkeit im gesellschaftlichen und fachlichen Dis-
kurs platziert werden. Der vorliegende Forschungsbericht zeigt jedoch, dass grundlegende 
Erneuerungen notwendig werden: So können lokale Hilfesysteme für wohnungslose Menschen nur 
dann zukunftsfähig gestaltet werden, wenn die Zuständigkeitsverteilung zwischen Kommunen, 

 
 
22  „Der Terminus Policy Practice verweist auf Handlungen von Sozialarbeitenden, welche die Gestaltung 

und Implementierung neuer Politiken oder die Verteidigung, Veränderung, ggf. die Abschaffung bereits 
existierender Politiken zugunsten einer Realisierung von Social Justice […] fokussieren. Entsprechende 
Handlungen, die einen integralen Bestandteil aller Felder ausmachen […] zielen mittels Strukturverän-
derungen auf langfristige Problemlösungen sowie Verbesserungen der Lebensbedingungen von 
Adressat_innen Sozialer Arbeit. […] Policy Practice ist an Autonomie und Perspektivenvielfalt gebunden, 
der Ethikkodex Sozialer Arbeit gilt als Referenzrahmen.“ (Burzlaff 2022: 66f.) 

23  „Wohnungslosigkeit hat viele Gesichter. Jedes Gesicht steht für eine individuelle Biographie, Lebenssi-
tuation und eigensinnige Wünsche und Träume.“ (Steckelberg 2018: 37) 
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Ländern und Bund (Konnexitätsprinzip) neu diskutiert wird, verschiedene Rechtsgebiete (Polizei- und 
Ordnungsrecht, Sozialrecht) reformiert werden, um das soziale Problem besser bearbeitbar zu ma-
chen und ein Recht auf Wohnraum zu etablieren und schließlich Politikressorts stärker zu verflechten, 
damit Mieten-, Wohnungs- und Sozialpolitiken aufeinander abgestimmt werden, um die sozialen Ur-
sachen der Problematiken zu lösen. Die Bearbeitung von Obdach- und Wohnungslosigkeit bleibt auch 
in der Zukunft eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 
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